


Von Thomas Westphal 

Was ist Naivität? Gelegentlich i s t  man geneigt zu sa- 
gen, Naivität ist die Schlüssel-Qualifikation für Bundes- 
minister im rot-grünen Kabinett. Der Bundesminister 
für Wirtschaft und Arbeit ist so ein Fall. Im Getöse um 
die Gesetzgebung zur Hartz IV-Reform verlor Wolfgang 
Clement erst die Nerven und dann jede Furcht vor der 
Enttarnung seiner naiven Sicht auf die Gesellschaftsla- 
ge in Deutschland. Er sei enttäuscht, hechelte Clement 
in ein Mikrofon, in der ihm eigenen Art des gehetzten 
und irgendwie immer drohenden Redens. Er sei ent- 
täuscht, dass die Menschen in Deutschland so wenig 
Vertrauen in ihre eigene Wirtschaft hätten. 
Warum enttäuschen wir unseren Bundesminister so? 
Warum vertrauen wir unserer Wirtschaft eigentlich 
nicht? Wer oder was ist eigentlich unsere Wirtschaft? 
Die Aktienbörse kann der Minister unmöglich gemeint 
haben. Erstens gehört Vertrauen genauso wenig zur 
Aktienkultur wie die Weight Watcher Diat zum Sumo 
Ringer. Zweitens würde kein Börsenprofi und Analyst 
in diesen Tagen davon sprechen, dass die Aktienbörse 
zum wesentlichen Stabilisator der Konjunkturentwick- 
lung zählt. Im Gegenteil, die Kette der kurzfristig ab- 
gesagten Börsengänge namhafter Unternehmen zeigt, 
welchen Dämpfer die Aktienkultur in Deutschland 
durch die Spekulationsblase vor zwei Jahren erhalten 
hat. Bei keiner dieser abgesagten Börsengänge war ein 
Wirtschaftsminister zu hören, der sich enttäuscht über 
das fehlende Vertrauen der Manager in die Börse be- 
klagte. 
Vielleicht meint Clement wir sollten solchen Managern 
vertrauen, die Geschäftsmodelle entwickeln, wie der 
Computerhersteller Dell, der ohne Zwischenhandel 
und mit ausgereifter Logistik in der Lage ist, nur das zu 
fertigen, was bestellt wurde.,,Business on Demand" 
heißt das auf neu-deutsch. Mit diesem Geschäftsmo- 
dell trotzt Dell jeder Absatzkrise im PC-Markt und hängt 
die Konkurrenz von Hewlett-Packard spielend ab. Der 
Haken an der Sache: Dell produziert in Irland und die 
Rationalisierung der Abläufe hat eher Arbeitsplätze 
gekostet als geschaffen. 
Vertrauen in den Aufschwung? In die Europäische Wäh- 
rungsunion, der Brüsseler EU-Kommission oder in die 
Deutsche Bank?Vergiss es,Wolfgang,möchte man dem 
Minister zurufen. 
Kurzum: Das Gequatsche vom Vertrauen in die Wirt- 
schaft i s t  deshalb naiv,weil es zeigt,dass der Absender 
der Botschaft sich entweder nicht darum schert, wie die 
Realität aussieht oder aber keineVorstellung mehr vom 
realen Verhältnis der Bevölkerung zur Funktionswelt 
Wirtschaft hat. 
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Das Zauberwort, das im Alltag der organisierten Wirt- 
schaftswelt, im Büro, in der Produktion, auf der Baustelle, 
im Labor etc.für Vertrauen und Konstruktivität sorgt, 
heißt Führung. In Deutschland wird Führung immer 
sehr schnell mit Autoritäten verbunden. „Der Fisch 
fängt vom Kopf her an zu stinken" ist so eine schöne 
Volksweisheit,die das tief verwurzelteVerständnis aus- 

drückt,dass Führung was mit Führerzu tun haben muss. 
Für ein schöpferisches Unternehmen,das neueverfah- 
ren, neue Produkte und somit Märkte erschließen will, 
ist Führung jedoch ein kompliziertes Thema. 
Der Gründer und Entwickler der VISA-Card, Dee Hock, 
hat drei Ebenen der Führung skizziert. Führung besteht 
erstens in der Aufgabe sich selbst zu managen und zwar 
unabhängig von der Funktion im Unternehmen. 
Hierbei denkt Hock weniger an das Zeitmanagement, 
als an das Herausarbeiten von Wissen und persönlicher 
Fähigkeiten im menschlichen Umgang, wie Urteilsfä- 
higkeit, Charakterstärker, etc. Die zweite Ebene ist die 
Führung derjenigen die Autorität über uns haben: 
Chefs, Vorgesetzte, Direktoren, Controller, etc. Hock 
betont, dass wir unsere eigene Überzeugung und Plä- 
ne nur mit der Unterstützung der Chefs durchsetzen 
können. Die dritte Ebene ist die Führung Gleichrangi- 
ger, Kollegen und Mitarbeiter. 
Stellen wir uns diese Ebenen eines unternehmerischen 
Führungssystems als eine Wirkungsform vor, die auf 
keinem Blatt Papier steht, die in keiner Geschäftsan- 
weisung verankert ist und dennoch in jedem Unter- 
nehmen wirkt. Jedes Unternehmen, das dieses,,heim- 
liche Führungssystem" lebt und pflegt, erzielt bessere 
Ergebnisse, vermeidet Fehler und stellt Schwachstel- 
len schneller ab. In Deutschland können wir feststel- 
len, dass dieses ,,heimliche Führungssystem" in der 
überwiegenden Anzahl der Industrie- und Handelsun- 
ternehmen dem ,,Stellungskrieg der Führung" gewi- 
chen ist. Die Allianz ausvorgesetzten und Mitarbeitern 
ist in einer Art,,kaltem Krieg" um Zuständigkeiten, Ei- 
telkeiten und Macht untergegangen. 
Manager der zweiten und dritten Linie in den Konzer- 
nen haben den Anspruch auf Führung ihrer Chefs 
längst in die graue Theoriewelt verfrachtet. Misstrau- 
en, Angst und Dienst nach Vorschrift lassen diese Ma- 
nager zu reinen Erfüllungsgehilfen ihrer Chefs werden. 
Absurde Vorstellungen werden als solche nicht mehr 
hinterfragt,sondern volIstreckt„Wenn dervorstand das 
so will ..." In diesen Vorständen sitzen immer mehr 
seelenlose Zahlendreher die ihre Position mit einer 
Mauer der Macht schützen. Überzeugungen, Urteile, 
kreative Ansätze entstehen in diesem Klima nicht 
mehr. 
Kurzum: Der rheinische Kapitalismus der auf Regulie- 
rung und Wohlfahrtstaat gesetzt hat,ist in seinem Fun- 
dament im Alltag der Betriebe zerstört. Eine vertikale 
Verknüpfung der Schichten unserer Klassengesell- 
schaft existiert nicht mehr. Jede (K1assen)fraktion lebt 
nach ihren eigenen Regeln, die der anderen interessiert 
sie nicht mehr. 
Deshalb ist die Aussage von Clement so naiv. Er ver- 
steht die Radikalität des Problems nicht und ist sel- 
ber von den Regeln und Klassenbrüchen in den Be- 
trieben so weit entfernt, dass man sagen kann, ent- 
rückte Minister sind nicht Teil der Lösung, sie sind Teil 
des Problems einer desintegrierten deutschen Ge- 
sellschaft. SPW 5 12004 
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Neue Dimension einer alten 
Die Wahlerfolge von NPD und DVU 

Von Niels Annen und Omid Nouripour 

-- - Mit 9,4 % der Stimmen ist die Nati- 
onaldemokratische Partei Deutschlands 
zum ersten mal seit über 30 Jahren wieder 
in ein Landesparlament eingezogen.Trotz 
dieser Schande sei unsere Demokratie nicht 
gefährdet. Dies bescheinigen sich Kom- 
mentatoren und Politiker gegenseitig. 
Rechtsextreme Parteien (NPD, DVU, Repub- 
likaner) und Rechtspopulisten (Schill) hät- 
ten es in der Geschichte der Bundesrepub- 
lik immer wieder geschafft, in die Landtage 
einzuziehen, wären aber bald darauf wieder 
rausgewählt worden. Die Gründe, so Beob- 
achter, lägen auf der Hand: Rechtsextreme 
Parteien würden sich - mal aus Verachtung 
gegenüber der Demokratie, mal aus Unver- 
mögen - an der parlamentarischen Arbeit 
nicht beteiligen. Ihr Personals bestünde aus 
,,eingekauftenu Personen,die zur politischen 
Arbeit intellektuellen nicht geeignet seien 
und sich meist nach kurzer Zeit durch FIü- 
gelkämpfe selbst lahm legten. 
So zutreffend diese Thesen für vergangene 
Wahlerfolge der Rechtsextremen gewesen 
sein mögen, so wenig sagen sie über die 
heutige Situation aus. Uns stellt sich ange- 
sichts des Erfolges der NPD in Sachsen die 
Frage, ob diese Parameter auch für das Jahr 
2004 stimmen. Uns beschäftigt, ob die bun- 
desrepublikanische Demokratie gefährdet 
ist 
Aus unserer Sicht gibt es eine Reihe von 
Gründen, warum die Wahlergebnisse der 
rechtsextremen Parteien vom 19. Septem- 
ber 2004 in Brandenburg und in Sachsen 
nach genauem Hinsehen nicht mit dem frü- 
heren Abschneiden vor allem der NPD,aber 
auch von DVU und Republikaner vergleich- 
bar sind und warum unsere freiheitlich-de- 
mokratische Grundordnung sich auf eine 
neue Dimension der alten Bedrohung von 
Rechts einstellen muss. 
Die Politik in unserem Land ist in einer tie- 
fen Vertrauenskrise, die Zustimmung zur 
Demokratie auf einen historisch Tiefstand 
gesunken. Gerade in Ostdeutschland ist 
mittlerweile nur noch jeder dritte mit der 
Demokratie als Herrschaftsform zufrieden. 
Und der Berufsstand der Politiker i s t  Mei- 
nungsforschern zufolge in den Augen der 
Mehrheit der Menschen weniger glaubwür- 
dig als der des Autohändlers. Zudem hat 
sich das kulturelle Klima in den letzten Jah- 

ren in vielen Segmenten der Gesellschaft 
zugunsten der Rechtsextremen verschoben 
. Roland Schill, Martin Hohmann, aber auch 
Aktionen wie die ausländerfeindliche Unter- 
schriftenkampagne Roland Kochs gegen 
die Novellierung des Staatsbürgerschafts- 
rechts haben zur Enttabuisierung des 
Rechtsextremismus beigetragen. 
Die trotz berechtigter Kritik an Einzelpunk- 
ten notwendigen Reformen der sozialen Si- 
cherungssysteme der Bundesrepublik ha- 
ben viele Menschen existenziell verunsi- 
chert. Keine Kraft in der Mitte des demokra- 
tischen Parteienspektrums lehnte die Refor- 
men kategorisch ab. Wer dies tat, wählte 
auch bei den vergangenen Wahlen meist 
die Form der Wahlenthaltung. Die zum Teil 
geradezu hysterische Stimmung kam leider 
auch den Rechtsextremen zugute, deren 
einfache Parolen auf viel Zustimmung stie- 
ßen. 
Diskussionen über die Gefahr des islami- 

schen Extremismus für Freiheit und Demo- 
kratie waren und sind berechtigt und sinn- 
voll, haben allerdings in weiten Teilen die 
Aufmerksamkeit von der Entwicklung der 
rechtsextremen Parteien abgelenkt.Konser- 
vative Politiker haben versucht, die beiden 
ideologischen Bedrohungen gegeneinan- 
der auszuspielen. Immer wieder wurde von 
Seiten der CDU und der CSU der lslamismus 
als die,,größteU Bedrohung für Deutschland 
genannt mit dem Zie1,finanzielle Mittel ge- 
gen den Rechtsextremismus zugunsten des 
Kampfes gegen den lslamismus abzuzwei- 
gen. Dieser,,Relativismus der Bedrohungen" 
hatte eine banalisierende Wirkung auf die 
Gefahr von Rechts und vermittelte den Ein- 
druck,als sei der Rechtsextremismus nur ein 
Iästiges,aber kein grundlegendes Problem. 
Das Scheitern des NPD-Verbotsverfahrens 
aufgrund von formalen Fehlern hat ein po- 
litisch fatales Zeichen gesetzt.Viele Mitläu- 
fer,die sich nach Ankündigung desVerbots- 
verfahrens aus Angst vor strafrechtlicher 
Verfolgung zurückgezogen hatten, sind 
nach der,,RehabilitierungU - so die Sicht der 
NPD - der Rechtsextremisten wieder zu 
aktiven Mitgliedern geworden. 
Durch den Verzicht der DVU und der NPD 
gegeneinander anzutreten, haben die 
rechtsextremistischen Parteien eine bisher 
nicht da gewesene strategische Handlungs- 
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fähigkeit erreicht. Mit dem Erfolg dieser Ko- 
operation wächst die Gefahr eines gemein- 
sames Vorgehens vor der Bundestagswahl 
2006. 
Neben der organisatorischen Konsolidie- 
rung der NPD, kann die DVU nun durch ihr 
Ergebnis bei der Brandenburger Wahl eine 
10 jährige ununterbrochene Präsenz im 
Potsdamer Landtag erreichen und damit zu 
einem festen Bestandteil der politischen 
Kultur Brandenburgs werden. 
Diese Gefahr ist insbesondere deswegen 
hoch, da das rechtsextreme Wählerpotenti- 
al deutlich über dem Stimmanteil der DVU 
liegt. In Brandenburg sind mehrere Wähler- 
initiativen mit rechtsextremistischer oder 
rechtpopulistischer Programmatik angetre- 
ten, die zusammen mit der,,rechten Partei 
für Wählerinnen" - der Familienpartei - um 
die fünf Prozent der Stimmen erhalten ha- 
ben. Diese Zahl zum Ergebnis der DVU ad- 
diert bedeutet, dass die Rechtsextremen 
nicht nur in Sachsen Potential von mehr als 
zehn Prozent haben. 
Die politischen Rahmenbedingungen für 
das Erstarken der Rechtsextremen haben 
sich also verändert. Aber das allein macht 
nicht den Erfolg der NPD aus. Die NPD hat 
sich unter ihrem Bundesvorsitzenden Udo 
Voigt zu einer Kaderpartei,,neuenTypsU ent- 
wickelt. Im Gegensatz zu anderen Parteien 
am rechten Rand scheut die NPD den Kon- 
takt zu bekennenden Neonazis nicht. Dies 
belegt das Beispiel der berüchtigten,,Skin- 
heads Sächsische Schweiz", die häufig als 
,,Ordnern der NPD aufgetreten sind. Seit 
über zehn Jahren hat die Partei ihre Kräfte 
und vor allem ihr geschultes Personal auf 
den Einsatz in Sachsen konzentriert und 
dabei dramatische Erfolge gefeiert.lhre Mit- 
glieder können in weiten Teilen des Landes 
ungehindert auftreten, zu den Volksfesten 
und Wahlkampfveranstaltungen der NPD 
kommen bisweilen Tausende Menschen, 
und ihre Kandidaten präsentieren sich als 
rechtschaffende Bürger. Die bisher festzu- 
stellende Diskrepanz zwischen den Ergeb- 
nissen der Meinungsumfragen und dem re- 
alen Wahlergebnis sank in Sachsen auf ei- 
nen historischen Tiefpunkt. Fazit: Wer NPD 
wählt sieht keinen Grund mehr,seine Gesin- 
nung zu verbergen. 
Das Ergebnis der,,Nationalen", wie sich die 
NPD nennt, ist also zuallererst das Ergebnis 
von zehn Jahren Aufbauarbeit, in der die 
Partei von den demokratischen Kräften 
nicht besonders gestört worden ist. Selbst 
am Wahlabend weigerte sich Ministerpräsi- 
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dent Milbradt noch, das Ergebnis in seiner 
ganzen Dramatik zur Kenntnis zu nehmen. 
Die Wähler der NPD seien weder Neonazis 
noch Ausländerfeindlich. Es sei eben eine 
,,Protestwahl" gewesen. Diese Ignoranz der 
Landesregierung hat der NPD mit den Weg 
geebnet. Wahlergebnisse von bis zu 20% in 
einigen Gemeinden zeigen, dass die demo- 
kratischen Parteien den Kampf um die kul- 
turelle Hegemonie in vielen Teilen des Lan- 
des verloren haben. Es ist kein Zufall, dass 
Sachsen kein Landesprogramm gegen 
Rechtsextremismus aufgelegt hat: für die 
Landesregierung existiert dieses Problem 
offensichtlich nicht. Bedauerlicherweise 
wird die Attitüde des Wegschauens und 
Kleinredens auch von der Union auf Bun- 
desebene gepflegt. Nur wenige Tage nach 
den Wahlen in Sachsen und Brandenburg 
forderte der CDU-Abgeordnete Büttner die 
Streichung der Gelder zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus. Aber auch die Äuße- 
rungen von Herrn Rogowski,es gebe immer 
wieder ein paar Rechte, «die in die Parla- 
mente einziehen)), zeigt, dass das Problem 
berechnend ignoriert wird. 
Was ist zu tun? Die bisherigen Ansätze im 
Kampf gegen den Rechtsextremismus müs- 

sen weiterentwickelt und aus dem Bekennt- 
nis aller demokratischen Kräfte gegen den 
Rechtsextremismus politisches Handeln 
abgeleitet werden. Die Demokratie darf den 
Neonazis nicht das Feld überlassen. Auch 
dann nicht, wenn es sich nur um vermeint- 
lich wenige Gemeinden im Osten handelt. 
Die demokratische Grundüberzeugung 
muss sich im politischen Alltag beweisen. In 
den Verfahren und den Ergebnissen demo- 
kratischer Politik muss sich die Überlegen- 
heit der Demokratie gegenüber völkischen, 
rassistischen und autoritären Haltungen er- 
weisen. Dies setzt eine explizit politische 
Auseinandersetzung mit den Rechtsextre- 
misten voraus. Gerade in Bildung und Aus- 
bildung muss die Vermittlung einer demo- 
kratischen Erziehung zur Fähigkeit des Um- 
ganges mit dem ,,Fremden" gefördert wer- 
den. 
Was wir brauchen,ist nicht nur ein,,Aufstand 
der Anständigen", sondern vor allem ein 
Aufstand der Zuständigen. Bund, Länder 
und Kommunen müssen ihre Verantwor- 
tung ernst- und wahrnehmen.Dazu müssen 
die notwendigen Mittel bereit gestellt wer- 
den, um insbesondere Projekte und Initiati- 
ven zu unterstützen, die sich in den rechten 

Gerechte Gesellschaft - 
Modell Bürgerversicherung 
Von Thomas Spies 

1. Beyond Bismarck - at last 

Mit dem Konzept der Projektgrup- 
pe Bürgerversicherung und dem Beschluss 
des Parteivorstands wird die SPD - endlich 
-die 120 Jahre alte, strukturell konservative 
und ursprünglich politisch gegen die Sozi- 
aldemokratie gerichtete Sozialversicherung 
sozialdemokratisch umzugestalten. Es wur- 
de auch Zeit! 
Schauen wir zurück: in Lohnersatzversi- 
cherungen versicherten sich die Tagelöh- 
ner auch mit einem einbehaltenen Lohn- 
anteil genannt Arbeitgeberanteil gegen 
das Risiko, Lohn-los und damit einkom- 
menslos zu werden durch Alter oder 
Krankheit. Medizinische Leistungen gab 
es fast keine. Damen und Herren von 
Stand und Wohlstand dagegen waren von 
diesem System befreit. Solidarität wurde 

nur als Ausgleich der Benachteiligten ge- 
dacht. Daran sollten wir uns erinnern, 
wenn wir so tun, als sei die Bismarck'sche 
Sozialversicherung schon der Ausbund 
der Solidarität. 

2. Warum Bürgerversicherung? 
Dennoch war das Bismarck'sche Modell in 
der Krankenversicherung erfolgreich. Es hat 
ein erstklassiges Gesundheitswesen ermög- 
licht und finanziert und damit einen wichti- 
gen Beitrag zur sozialen und wirtschaftli- 
chen Stabilität des Rheinischen Kapitalis- 
mus geleistet. 
Inzwischen aber ändert sich die Erwerbs- 
struktur, verschwinden die,,Normalarbeits- 
verhältnissen", entstehen Patchwork-Er- 
werbsverläufen, mehr Selbstständigkeit und 
mehr Teilzeitarbeit. Sechzig Jahre Frieden 
auch Vermögen haben wachsen lassen. Ein 
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Hochburgen dem nationalistischen Trend 
entgegenstellen. Die Finanzierung des Bun- 
desprogramms ,,Jugend für Toleranz und 
Demokratie" is t  bis 2006 gesichert. Dennoch 
sind viele Initiativen vor Ort unterfinanziert 
und fordern zurecht mehr politische Unter- 
stützung. Ein klares Bekenntnis aller im 
deutschen Bundestag vertretenen Parteien 
zur aktiven und nicht nur deklamatorischen 
Unterstützung des Kampfes gegen Rechts- 
extremismus ist unserer Meinung nach lan- 
ge überfällig. Dies gilt leider auch für viele 
Bundesländer. 
Die zwar betroffene, manchmal hilflose und 
leider allzu oft auch verharmlosende Art der 
Berichterstattung und Kommentierung der 
Ereignisse in Sachsen und Brandenburg 
stärkt die Tendenz, dass die meisten Demo- 
kraten die Gefahr von Rechts noch immer 
nicht ernst nehmen. Das Bewusstsein, dass 
Rechtsextremismus beispielsweise kein ost- 
deutsches Phänomen ist, bleibt trotz der 
vier Prozent für die NPD im Saarland unter- 
entwickelt. Wichtig erscheint uns ein anhal- 
tendes und eindeutiges politisches Engage- 
ment aller demokratischen Parteien. Das 
Wegsehen muss in Deutschland ein für alle 
mal ein Ende haben. Forum DLZI 

Thomas Spies 

nur aus Lohn finanziertes System hat sich 
überlebt. 
Eine Kostenexplosion im Gesundheitswesen 
gab es nicht,der Anteil der Gesundheitsaus- 
gaben am Bruttoinlandsprodukt ist seit 30 
Jahren stabil bei rund 6 Prozent. In der glei- 
chen Zeit ist aber der Beitragssatzvon 9,3 % 
auf fast 15 % gestiegen, weil es nur aus 
Lohneinkünften unter der Beitragsbemes- 
sungsgrenze von 3487,50 Euro finanziert 
wird. Durch kontinuierliches Absinken der 
Lohnquote bei alleiniger Finanzierung der 
Krankenkasse aus Lohn musstezwangläufig 



der relative Beitrag auf den Lohn erheblich 
ansteigen. 
Das hatte auch sein gutes: erst durch diese 
Entwicklung entstand ein Handlungsdruck, 
der im gesamten politischen Spektrum zur 
übereinstimmenden Forderung führte, die 
Krankenversicherung von der alleinigen 
Lohnbindung abzukoppeln. 

3. Unser Modell einer Bürgerversiche- 
rung 
Die sozialdemokratische Lösung kann 
auch nur solidarische Bürgerversicherung 
heißen. Sie hat drei Kernmerkmale: alle 
Bürger, alle Einkommensarten und alle 
Einkommenshöhen werden gleich behan- 
delt. Und zwar solidarisch, also nach Leis- 
tungsfähigkeit. Unter dieser Prämisse soll 
größtmögliche Freiheit der Bürgerinnen 
und Bürger sichergestellt sein. 
Bürgerversicherung als Modell hat folgen- 
de wesentliche Merkmale: 

Prozentual einkommensbezogene Bei- 
träge. 
Kontrahierungszwang: jede Versiche- 
rung muss jeden aufnehmen. 
Gesetzlicher Leistungskatalog 
Sachleistungsprinzip 
Teilnahme am Risikostrukturausgleich 
und Wettbewerb der Krankenkassen 
Kostenlose Familienmitversicherung 

Bürgerversicherung i s t  also das, was ge- 
setzliche Krankenkassen heute schon an- 
bieten. 

4. Public-Private Wettbewerb 
Unter gleichen Wettbewerbsbedingun- 
gen (und nur dann) gibt es keinen Grund, 
warum nicht auch private Unternehmen 
Bürgerversicherung anbieten dürfen. Im 
Gegenteil: Wir werden sehen, ob privat- 
wirtschaftliche Organisation im direkten, 
echten und fairen Wettbewerb tatsächlich 
erfolgreicher ist. 
Entsprechend können die Bürgerinnen 
und Bürger ihre Kasse frei wählen.Wer ge- 
setzlich versichert ist, kann zwischen den 
Bürgerversicherungsangeboten der ge- 
setzlichen und der privaten Kassen wäh- 
len. Wer neu krankenversichert wird, geht 
sofort in eine Bürgerversicherung. Wer 
noch einen privaten Versicherungsvertrag 
nach altem Muster hat, kann diesen behal- 
ten oder in einen Bürgerversicherungsan- 
gebot seiner Wahl wechseln. Mittelfristig, 
also binnen weniger Jahre, werden 
ohnehin alle bürgerversichert sein. 

5. Lastenverteilung gerecht gestalten - 
die zwei Säulen 
Bürgerversicherung ist Umlagefinanziert. 
Durch das Zwei Säulen Modell werden die 
Einbeziehung aller Einkommensarten und 
eine an der Leistungsfähigkeit orientierte 
Belastung erreicht. 
Die Einbeziehung aller Einkommensarten 
ist angesichts der sinkenden Lohnquote 

unvermeidlich. Sie ist auch ein Gebot der 
Gerechtigkeit,weil zur Leistungsfähigkeit 
alle Einkommen gehören. Allerdings i s t  
das noch nicht,,nach Leistungsfähigkeit". 
Am einfachsten war das Modell der Hes- 
sen-SPD:alle,alle Einkommensarten, und 
keine Beitragsbemessungsgrenze. Damit 
wird wirklich jeder mi t  dem wirklich glei- 
chen Anteil seines Einkommens, also sei- 
ner Leistungsfähigkeit, herangezogen. 
Behält man aber die Beitragsbemes- 
sungsgrenze bei, so entsteht ein Gerech- 
tigkeitsproblems, wie folgendes Beispiel 
zeigt: 
Arbeiter A hat monatlich 2000 Euro Lohn 
und 500 Euro aus Zinsen. Er leistet einen 
Beitrag auf 2500 Euro. Damit sinkt zwar 
der Beitragssatz, aber der Gesamtbeitrag 
bleibt dennoch höher als vorher. 
Angestellter B hat monatlich 5000 Euro 
Gehalt und 1000 Euro Zinsen.Sein Beitrag 
sinkt: Grenze ist die Bemessungsgrenze 
von derzeit 3487,50 Euro. Allerdings sinkt 
wegen der zusätzlichen Einkünfte von A 
der Beitragssatz. 
So steigt der absolute Beitrag von A, der 
weniger Einkommen hat, und der Gewin- 
ner ist B, der das höhere Einkommen hat. 
Das Problem entsteht bei jeder Beitrags- 
bemessungsgrenze, so lange alle Einkom- 
men bis zur gleichen Grenze verbeitragt 
werden. 
Die Lösung ist das Zwei Säulen Modell. In 
der ersten Säule wird der Beitrag auf alle 
Arbeits- oder Erwerbseinkommen (bei Ar- 
beitnehmern paritätisch) bis zur heutigen 
Beitragsbemessungsgrenze geleistet,also 
Lohn, Gehalt, Lohnersatzleistungen, 
Selbstständige, Unternehmer U.S.W. 

Dazu kommt eine zweite Beitragssäule, in 
der Kapitalerträge oberhalb von 1340 Euro 
jährlich verbeitragt werden. Damit verdop- 
pelt sich für Menschen mit hohem Kapital- 
einkommen die Beitragsbemessungsgren- 
ze. Da die hohen Kapitaleinkommen typi- 
scherweise bei den hohen Einkommen zu 
finden sind, wird so die angestrebte Las- 
tenverteilung nach Leistungsfähigkeit er- 
reicht und das oben geschilderte Gerech- 
tigkeitsproblem vermieden. Und Kleinspa- 
rer bis ca 40.000 Euro pro Person sind durch 
den Freibetrag geschützt. 
Es gibt eine Variante zu diesem Modell: 
Die zweite Säule könnte auch alsTeil einer 
Abgeltungssteuer in  Höhe von etwa 7% 
erhoben werden, der zweckgebunden in 
die Finanzierung der Bürgerversicherung 
fließt. Das hat den Vorteil, dass ein aus 
Steuern auf Kapitaleinkünfte finanzierter 
Zuschuss an die Krankenversicherung 
sofort von allen, auch den privat Versi- 
cherten, erhoben wird. Im Rahmen einer 
Abgeltungssteuer entfällt eine Beitrags- 
bemessungsgrenze für Einkünfte aus Ka- 
pitalvermögen. Der Solidarbeitrag für alle 
Kapitaleinkommen wirkt sich sofort bei- 
tragsmindernd aus. 

So werden kleine und mittlere Einkom- 
men spürbar entlastet. Stärker belastet 
wird nur die, die über hohe Kapitalein- 
kommen verfügt. 

7. Wie geht es weiter?" 
Der Beschluss des Parteivorstandes sieht 
vor, die Umsetzung der Bürgerversiche- 
rung nach der Bundestagswahl 2006 in 
Angriff zu nehmen. Dafür gibt es zwei 
gute Gründe: 
a) sofern es keine zustimmungsfreie Lö- 
sung gibt, kann man zwar nicht sicher vor- 
hersagen, was aus dem Vermittlungsaus- 
schussverfahren dann herauskäme. Aber 
das es keine Bürgerversicherung sein wird, 
wie wir sie wollen, das i s t  sicher. 
b) Bürgerversicherung stellt manche der 
neoliberalen Glaubenssätze, die in  den 
letzten fünfzehn Jahren auf die Men- 
schen niederprasselten in  Frage. Sie 
muss vermittelt  werden, das braucht 
Zeit. Die Partei muss die Chance haben, 
mitzukommen, das Projekt mitzutragen 
und es selbst auf jeder Ebene kommuni- 
zieren zu können. Wir brauchen keine 
Hetze, wir brauchen massenhaft Multip- 
likatoren! 
Bürgerversicherung ist das linke Wahl- 
kampfthema. Es erlaubt wie sonst fast 
kein Feld derzeit eine klare Polarisierung 
zum konservativen Lager. Und es ist eine 
Polarisierung, die Sozialdemokraten ge- 
winnen werden, wenn eines gelingt: das 
Menschen uns glauben, wir würden tat- 
sächlich nach einer nächsten Bundestags- 
wahl Bürgerversicherung wirklich umset- 
zen. Daran müssen wir arbeiten, aber auch 
das ist eine Frage konsequenter Kommu- 
nikation des Projektes. 
Die Liste der Gegner in Politik und Gesell- 
schaft ist lang, aber nicht beunruhigend: 
die private Krankenversicherung fürchtet 
um ihr Geschäft und Ärzteverbände um 
die Privathonorare; die Arbeitgeber- und 
Unternehmerverbände, aber das ist irrati- 
onal und muss so deutlich werden; CDU, 
FDP und die ganze neoliberale Truppe, 
aber das ist auch der Reiz an der politi- 
schen Auseinandersetzung. 
Dabei sind nicht die offenen Gegner das 
Problem, sondern die Weichspüler. Bür- 
gerversicherung ist nur überzeugend, 
wenn sie mit einem Mindestmaß an Radi- 
kalität, also Spürbarkeit, daherkommt. 
Bürgerversicherung kommt nur,wenn alle 
wissen, was das ist - wollen werden sie es 
dann! Das ist die eigentliche Herausforde- 
rung an eine Linke, die ihren Erfolg feiern 
darf: Bürgerversicherung kommt. Und die 
die Grenze der Zugeständnisse erreicht 
hat, wenn Bürgerversicherung ein Erfolg 
sein soll. Es geht um den Zusammenhalt in 
der Gesellschaft. 
Bürgerversicherung ist das Thema einer 
selbstbewussten und selbstbewusster 
werdende Sozialdemokratie. Forum~L21 
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Impulse für den 
Aufschwung 
Ein S o f o r t p r o g r a m m  für mehr Arbeit, 
W a c h s t u m  und s o l i d e  S taa ts f inanzen  

Von Ottmar Schreiner und Sigrid Skarpelis-Sperk 

DIE LAGE 

Die deutsche Wirtschaft befindet 
sich noch immer in einer fragilen Lage. 
Zwar sind die wettbewerbsstarken Export- 
industrien - getragen von einer weltwirt- 
schaftlichen Erholung - zum Motor der 
Wirtschaftsbelebung geworden und zie- 
hen die Ausrüstungsinvestitionen nach 
sich, aber ein nachhaltiger Aufschwung ist 
nicht in Sicht, der Wachstum und Beschäf- 
tigung sichert und auch für eine 
schrittweise Konsolidierung der Staatsfi- 
nanzen sorgt.Grund dafür ist die schwache 
Binnennachfrage in unserem Land - die 
schwächste unter allen lndustrienationen 
Europas und der Welt. Seit drei Jahren ist 
die Entwicklung der Masseneinkommen 
massiv gedrückt und hat imVerein mit den 
seit dem Jahr 2003 deutlich reduzierten So- 
zialtransfers zu einer tief greifenden Kon- 
sumschwäche geführt. Große Teile unserer 
Bevölkerung sind tief verunsichert und so 
sparen sie als Verbraucher, verschieben 
Anschaffungen und warten ab. 
Ohne einen Richtungswechsel in  der 
Wirtschafts-, Finanz-, Arbeits- und Sozial- 
politik wird sich daran auch im kommen- 
den Jahr nichts ändern. Dann aber wären 
Wachstumsschwäche und eine äußerst 
schwache Belebung am Arbeitsmarkt 
vorprogrammiert. Damit würde die Kon- 
solidierung der Staatsfinanzen wie schon 
in den vergangenen zwei Jahren nicht 
gelingen und in diesem wie im kommen- 
den Jahr die Maastrichtkriterien deutlich 
verfehlt.Deutschland hängt am Tropf der 
Weltkonjunktur - und wenn wir ,,Pech 
haben", z.B. durch eine schwächere Kon- 
sumentwicklung in den USA, länger stei- 
gende Ölpreise oder eine deutliche Ab- 
schwächung des Wachstums in  China - 
dann sind ein Rückfall i n  die Stagnation 
und steigende Arbeitslosigkeit zu erwar- 
ten. 

Eine solche Entwicklung lässt sich nur ver- 
hindern,wenn die Exporterfolge möglichst 
rasch von einer Belebung der Binnennach- 
frage begleitet werden -wie das bei frühe- 
ren Konjunkturschwankungen auch ge- 
lang. Das heißt aber auch,aus diesen Erfah- 
rungen zu lernen und Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik aktiv einzusetzen, d.h. ermun- 
tern und nicht verunsichern oder ein- 
schüchtern,finanzpolitisch Gas geben und 
nicht abbremsen,den Konsum stabilisieren 
und nicht zum Angstsparen treiben. Am 
schlimmsten ist derzeit ohne Frage die 
hartnäckige Konsumschwäche: Sie ist aus 
der seit Jahren gedrückten Entwicklung 
der Masseneinkommen entstanden, weil 
die Zahl der Erwerbstätigen auch heute 
noch zurückgeht, die Lohnzuwächse nur 
sehr bescheiden ausfallen, die Sozialein- 
kommen deutlich beschnitten, staatliche 
Leistungen verteuert wurden und Wirt- 
schaft und Staat permanent weniger Be- 
schäftigte einstellen. 
Im Bewusstsein großer Teile der Bevölke- 
rung ist,,das Ende der Fahnenstange" in den 
Belastungen durch die Arbeitgeber wie den 
Staat noch nicht absehbar:Auf der Seite der 
Lohnentwicklung drohen Realeinkom- 
mensverluste und Mehrarbeit, bei den Sozi- 
al- und Gesundheitsleistungen geringere 
Zahlungen im Fall von Arbeitslosigkeit und 
Krankheit. Das ist kein Klima für fröhlichen 
Konsum. 
Zudem trägt der Staat - vor allem in Län- 
dern und Kommunen - immer weniger zu 
den lnvestitionen in das gesamtwirt- 
schaftliche Sachkapital bei.Allein im letz- 
ten Jahr gingen die öffentlichen Investiti- 
onen um 4% zurück. In Deutschland liegt 
die öffentliche lnvestitionsquote gerade 
noch bei 1,5 % des Bruttoinlandsprodukts 
- d.h. mehr als 1 % unter dem Durch- 
schnitt der Europäischen Union. Deutsch- 
lands Infrastruktur, seine Städte verkom- 
men zunehmend. 

Ottmar Schreiner, Mdt?, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerlnnenfragen 
in  der SPD, lebt in Saarlouis. Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, MdB, spw-Herausgeberin, lebt in Kauf- 
beuren. 

Sigrid Skarpelis-Sperk 

Ohne eine kräftige Belebung der Binnen- 
nachfrage und das heißt in erster Linie der 
Belebung des privaten Konsums, der öffent- 
lichen lnvestitionen und eine Stabilisierung 
der Sozialeinkommen wird es nicht gelin- 

gen 
das Wirtschaftswachstum und die Be- 
schäftigung nachhaltig zu beleben 
die Staatsfinanzen auf mittlere Sicht 
dauerhaft zu konsolidieren 
und den sozialeGraben in unserem Land 
zwischen armen und reichen Regionen 
und die Verelendung (Verarmung) be- 
deutsamerTeile der Bevölkerung zu ver- 
kleinern. 

WAS TUN? 

1. VERTRAUEN in den Sozialstaat und die 
Wirtschaft schaffen 
Alle politischen Parteien und die großen 
Wirtschaftsverbände müssen ihre inhaltli- 
chen Vorschläge und ihre Öffentlichkeitsar- 
beit darauf ausrichten,dass die Bevölkerung 
wieder Vertrauen in die Verlässlichkeit und 
Berechenbarkeit politischer Entscheidun- 
gen und die Zusagen von Wirtschaftsver- 
bänden fasst.ln die soziale Sicherheit,Inves- 
titionen und Lebensentscheidungen von 
Menschen darf nicht plötzlich und zu ihrem 
Nachteil eingegriffen werden. Vertrauens- 
schutz muss es nicht nurfür Investitionsent- 
scheidungen von großen Unternehmen, 
sondern auch für die,,normalen Menschen" 
in ihren Alterssicherungs-, Arbeitlosen- und 
Gesundheitssicherungsentscheidungen 
geben. 
Die Wirtschaft und ihre Verbände müssen 
einsehen, dass ihre Verunsicherungs- und 
Angstkampagnen den Ast absägen, auf 
dem sie selbst sitzen - als Arbeitgeber und 
als Verkäufer von Produkten. Wer auf Kos- 
tenkonkurrenz und Drohung mit Arbeits- 
platzverlagerung setzt, darf sich anschlie- 
ßend nicht über Absatzprobleme und man- 



gelnde Kundentreue auf dem heimischem 
Markt beklagen. 
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2. Fehlentscheidungen korrigieren 
Die Zusammenführung von Arbeitslosen 
und Sozialhilfe ist grundsätzlich sinnvoll,da 
Bürokratie abgebaut,Verschiebebahnhöfe 
zwischen Sozialhilfeträgern und Arbeits- 
agenturen vermieden und erwerbsfähige 
Sozialhilfeempfänger in dievermittlungsak- 
tivitäten der Bundesagentur für Arbeit ein- 
bezogen werden. 
Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe ist darauf ausgerichtet,vor 
allem im Niedriglohnbereich und bei pre- 
kären Beschäftigungsverhältnissen (Leih- 
arbeit, befristete Beschäftigung, Mini- 
Jobs, Kombilöhne) zusätzliche Beschäfti- 
gung zu schaffen. Um dieses Ziel zu errei- 
chen,wird zum einen das Leistungsniveau 
der bisherigen Arbeitslosenhilfe (AHI) für 
einen Großteil der Betroffenen in Rich- 
tung Sozialhilfeniveau gekürzt oder ganz 
abgeschafft (,,Anreiz zur Arbeit erhöhen"). 
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Ottrnar Schreiner 

Zum anderen soll für die künftigen Bezie- 
her von Arbeitslosengeld II (ALG II) jede 
Arbeit zumutbar sein. Diese Zielsetzung 
i s t  abzulehnen. 
Schon jetzt verdienen über 2,5 Millionen 
Vollbeschäftigte weniger als 50 % des 
Durchschnittseinkommens. Sie sind nach 
der Definition der Armutsforscher arme 
Erwerbstätige. Die Neuregelung bedroht 
zudem dasTarifgefüge.Arbeitslose, denen 
die Hilfeleistungen massiv gekürzt wer- 
den und die jede Arbeit annehmen müs- 
sen, werden zur unmittelbaren Konkur- 
renz für regulär Beschäftigte. Damit wird 
der Druck auf die Absenkung Löhne ver- 
schärft und den Angriffen auf die Tarifau- 
tonomie, den Kündigungsschutz - bis hin 
zu Absurditäten wie der 50-Stunden-Wo- 
che -Tür und Tor geöffnet. 

Alternativen zum Leistungsniveau: 
Die Anspruchsdauer beim Arbeitslosen- 
geld muss sich stärker an der Dauer der 
Beschäftigungszeit orientieren. Das Kern- 
problem des neuen Leistungsniveaus ist, 
dass Beschäftigte, die nach einem oft lan- 
gen Erwerbsleben arbeitslos werden, nach 
kurzer Zeit von einem Einkommen auf So- 
zialhilfeniveau leben müssen. Es wird als 
zutiefst ungerecht empfunden, mit denje- 
nigen auf eine Stufe gestellt zu werden, 
die vorher nie in die Arbeitslosenversiche- 
rung eingezahlt haben. Auch das gelten- 
de Recht berücksichtigt das Äquivalenz- 
prinzip nur unzureichend; die Neurege- 
lung der Bezugsdauer von Arbeitslosen- 
geld ab Februar 2006 verschärft diese Pro- 
blematik weiter. Ähnlich wie bei der Ren- 
tenversicherung, bei der das Leistungsni- 
veau an die Höhe der Beiträge und die 
Anzahl der Beitragsjahre gekoppelt ist, 
sollte auch beim Arbeitslosengeld die Bei- 
tragsäquivalenz gestärkt werden: Die Be- 
zugsdauer ist nach Beitragsjahren zu staf- 
feln. Hauptnutznießer wären die 35- bis 
55-jährigen,für die ohnehin ein besonde- 
res Sicherungs- und Schutzbedürfnis be- 
steht. Auch die heutige Arbeitslosenhilfe 
soll, wiewohl steuerfinanziert und damit 
keine Versicherungsleistung, nach Ablauf 
des Arbeitslosengeldbezugs für die Be- 
troffenen in einem zeitlich befristeten 
Umfang beibehalten und analog der Re- 
gelung beim Arbeitslosengeld nach Bei- 
tragsjahren gestaffelt werden. Damit wür- 
de dem Gerechtigkeitsempfinden vieler 
Menschen entsprochen und gleichzeitig 
die heutige Rechtslage geändert, wonach 
im Extremfall ein Beitraqsjahr ausreicht, - .  

um zeitlich unbegrenzt Arbeitslosenhilfe 
zu erhalten. 

Alternativen zur Zumutbarkeit: 
Um eine Verbreiterung von Armuts- und 
Dumpinglöhnen zu verhindern, sind für 
die ALG Il-Bezieher nur solche Beschäfti- 
gungsverhältnisse zumutbar, deren Ent- 
lohnung zu tariflichen oder ortsüblichen 
Bedingungen erfolgt. 

Alternativen beim Einsatz arbeits- 
marktpolitischer Instrumente: 
Angesichts des hochdefizitären Einsatzes 
der neuen Hartz-Instrumente ist eine Eva- 
luierung überfällig. Die klassischen Förde- 
rinstrumente sind wieder stärker zu ge- 
wichten.Aufgrund der Qualifikationsdefizi- 
te, insbesondere vieler Langzeitarbeitslo- 
ser sollen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Ausbildung und der beruflichen Wei- 
terbildung vorrangig ausgearbeitet wer- 
den. Regelmäßige Wirksamkeitskontrollen 
sind ebenso unerlässlich wie eine genaue- 
re Differenzierung nach Zielgruppen. Qua- 
lifizierung sollte stärker mit Arbeitszeitpo- 
litik verbunden werden (Bildungsfreistel- 
lungen,,,investive Arbeitszeitpolitik"). Ar- 

beitsbeschaffungsmaßnahmen sind dann 
einzusetzen, wenn andere Instrumente 
nicht greifen. Sie sollten noch stärker als 
bislang mit Qualifizierungselementen ver- 
bunden werden. Insgesamt sind die finan- 
ziellen Mittel der BA so anzuheben,dass die 
Arbeitsmarktpolitik den konjunkturellen 
Erfordernissen gerecht wird. 
Eine aktive konjunkturgerechte Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik für mehr 
Wachstum und Beschäftigung: ein SO- 
FORTPROGRAMM 
Eine aktive Wirtschafts- und Finanzpolitik 
muss die außenwirtschaftlich geprägte 
Belebung finanzpolitisch begleiten, um 
einen nachhaltigen Aufschwung einzulei- 
ten und abzusichern.Als Maßnahmen,die 
schnell und unbürokratisch Wachstum 
bringen und einen hohen Arbeitsmarktef- 
fekt haben, schlagen wir als Sofortpro- 
gramm vor: 
Ein kommunales lnvestitionsprogramm 
zur Sanierung von Schulen und Öffentli- 
chen Gebäuden mit  dem Schwerpunkt 
Energiesparen in Höhe von 12 Mrd. EURO. 
Die Mittel sollen direkt vom Bund als 
100prozentige Zuschüsse fließen und 
nach dem Windhundverfahren vergeben 
werden, um auch finanzschwachen Kom- 
munen den Zugang zu ermöglichen. Um 
lange Ausschreibungsfristen, unnötige 
Kostenerhöhungen und europaweite Ver- 
fahren zu vermeiden, sollen die Lose im 
Unfang begrenzt sein (nach allen Erfah- 
rungen gibt das einen lnvestitionsimpuls 
von 0,5% BIP und damit eine Wachstums- 
wirkung von 0,7%). 
Eine Verschrottungsprämie von 2000,- 
bzw. 1500.- Euro (Festprämie) für alle Wa- 
gen die älter als 10 Jahre (1 2 Jahre) sind. 
Gewährt wird die Prämie zeitlich begrenzt 
(1/2 Jahr) als Steuergutschrift beim Nach- 
weis des Kaufs eines Neuwagens mit ei- 
nem Verbrauch von unter 8 l / I00 km. 
Dadurch wird der Durchschnittsverbrauch 
und die Emission deutlich herabgesetzt 
(in Italien wurden 1997 bei einem ähnli- 
chen Programm 1,6 Mio. Kraftwagen aus- 
getauscht). 

Investitionen in Bildung, Forschung 
und Innovation 
Um das Lissabonner Ziel einer Erhöhung 
des Anteils der Forschungsausgaben auf 3 
% am Bruttoinlandsprodukt im Jahre 2010 
zu erreichen, müssen die FuE-Mittel des 
Bundes beginnend im Jahr 2005 jährlich 
um 750 Mio. Euro steigen, Wichtige 
Schwerpunkte müssen die Erhöhung der 
Mittel für die Projektforschung in den 
Bereichen Energie, Arbeitswelt und Ge- 
sundheit sein. 
Um die Studienbedingungen an den 
deutschen Hochschulen zu verbessern, 
soll - nach dem Modell des Ganztags- 
schulprogramms - 1 Mrd. Euro jährlich zur 
Verfügung gestellt werden. Forum 0 ~ 2 1  



NRW SPD: 
Schluss mit der Verzagtheit 
E i n  langer Weg b i s  M a i  2005 

Von Reinhold Rünker 

Alle Parteien fühlten sich nach der 
Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen als 
Sieger. CDU-Landesvorsitzender Jürgen Rütt- 
gers feiert,dass er mit ihrem Ergebnis von 43,4 
% auf einem guten Weg sei, im Mai 2005 Mi- 
nisterpräsident zu werden. Dass die CDU aber 
tatsächlich 6,9 % gegenüber 1999 verloren 
hat, wurde ignoriert. Die Reaktionen aus der 
SPD-Zentrale waren ähnlich euphorisch. Of- 
fensichtlich noch inspiriert von der ersten Pro- 
gnose am Wahlabend, die einen Verlust von 
unter 1 % und darüber hinaus die SPD als 
stärkste Partei in Köln prognostizierte,erschien 
das schlechteste Wahlergebnis in NRW aller 
Zeiten wie ein grandioser Sieg.Dazu beigetra- 
gen hatten natürlich die vernichtenden Um- 
fragewerte des Sommers, in denen ein deutli- 
ches Abrutschen unter die 30-%-Marke bei 
den Kommunalwahlen angekündigt wurde. 
Das Ergebnisvon 31,7 % (-2,2 %) bei erneut ge- 
sunkener Wahlbeteiligung zeigte insofern 
bestenfalls, dass die Talsohle der Wahlzustim- 
mung erreicht scheint. 

Bündnis 901Die Grünen sind die modernen 
Liberalen 
Von den gewonnenen Prozentpunkten sind 
die kleineren Parteien FDP (+ 2,5 %) und Bünd- 
nis 9OIDie Grünen (+ 3,O %) die Gewinner - 
und die große Zahl lokaler Wählergruppen. 
Während die FDP jedoch von einer sehr 
schwachen lokalen Basis startete (1 999:4,3 %), 
hatten sich Bündnis 90IDie Grünen ein deut- 
lich besseres Ergebnis erhofft, Bei den Wahlen 
zum Europaparlament waren Hoffnungen 
genährt worden, in Köln, Bonn, Aachen und 
Münster die SPD überholen zu können.Davon 
ist nichts eingetreten. Zwar haben sie dort 
deutlich über 15 % und sogar Direktmandate 
gewinnen können, blieben aber überall dritt- 
stärkste Partei. Die Erklärung der Kölner Grü- 
nen-Fraktionsvorsitzenden Moritz kurzvor der 
Kommunalwahl, die Koalition mit der CDU 
fortsetzen zu wollen, hat sicher dazu beigetra- 
gen, dass viele ihr Kreuz doch bei der SPD ge- 
macht haben. 
Die Grünen haben sich programmatisch dem 
liberalen Positionen so weit geöffnet, dass sie 
damit der klassischen FDP diejenigen Wähle- 
rlnnen-Schichten abspenstig machen konn- 
ten, die zwar auch marktliberal denken, aber 

eine sozio-kulturelle Offenheit und Moderni- 
tät erwarten. Die FDP ist in weiten Teilen des 
Landeszur reinen marktliberalen- um nicht zu 
sagen radikalen - Klientelpartei der Besserver- 
dienenden geworden. Den Grünen ist der Spa- 
gatzwischen dem Gestus desgepflegten Öko- 
Bewusstseins und kultureller Offenheit der 
Besserverdienenden einerseits und der alten 
Widerborstigkeit durch die Herkunft aus den 
neuen sozialen Bewegungen vor Ort (die sich 
ja nicht zuletzt gegen die etablierten Kräfte 
undverkrustungen in den Großstädten richte- 
ten) anderseits bis jetzt gut gelungen. Das 
Beispiel Köln wird zeigen,ob die Partei diesen 
Spagat aushält. 

Die SPD braucht eine Politik der,,moder- 
nen Solidarität" 
Diese Entwicklung ist für die SPD nicht erfreu- 
lich,denn ein Großteil der neuen grünen Wäh- 
lerlnnen gehören zur sogenannten,,Neue Mit- 
te", die ja seit Mitte der 1990er Jahre von der 
SPD umworben wird.Sie sind in der Regel gut 
qualifiziert, beruflich in der ,,Vorwärtsbewe- 
gung", ohne bereits saturiert zu sein. Sie ste- 
hen den wirtschaftlichen Risiken offener ge- 
genüber als die traditionellen Wählerlnnen- 
schichten der SPD, wissen aber gleichzeitig 
sozialstaatliche Sicherungen zu schätzen. Sie 
sind offen für sogenannte,,weiche Themen" 
und scheuen vor zur engen politischen Bin- 
dungen. Diese Wählerlnnen, die an Zahl zu- 
nehmen und bei den Bundestagswahlen 1998 
und 2002 (hier schon weniger) überwiegend 
für die SPDvotierten,drohen dauerhaftverlo- 
ren zu gehen. Meines Erachtens müsste die 
SPD an das Bedürfnisauch dieser Milieus nach 
sozialer Sicherheit anknüpfen und ihr sozial- 
politisches Profil schärfen. 
Mit einem derart auf ,,moderne Solidarität" 
zugespitzte Programmatik könnte es auch 
gelingen, die notwendigeVerbindung zu den 
beiden Kern-Wählerlnnengruppen zu schla- 
gen,diefür die SPDzurückgewonnen werden 
müssen:Dies sind erstens die Facharbeiter und 
Angestellten in Industrie und Verwaltung, die 
die SPD nicht nur stiefmütterlich vernachläs- 
sigt hat, sondern deren Abstiegs- und Aus- 
grenzungsängsten sie durch ihre Politik ver- 
schärft. Dieser sozialdemokratische Kern fühlt 
sich zunehmend nicht mehr repräsentiert, 

Reinhold Rünker, Historiker, lebt und arbeitet als Organisationsberater in Leichlingen, Mitglied 
der spw-Redaktion und des SPD-Unterbezirksvorstandes im Rheinisch-Bergischen Kreis 

Reinhold Rünker 

geht nicht mehr wählen oder aber wird von 
rechtsextremen Parteien angesprochen. Zum 
zweiten muss sich die SPD auch wieder den 
Menschen zuwenden, die durch Arbeitslosig- 
keit und Armut an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt werden. In dieser Bevölkerungs- 
gruppe ist nicht nur der Anteil der Wahlteil- 
nehmerlnnen ausgesprochen gering,sondern 
die SPD wird zum Teil sogar von der CDU oder 
gar den rechtsextremen Parteien abgehängt. 
In NRW hat Solidarität ein gute und IangeTra- 
dition. In Verbindung mit einer an den Kriteri- 
en der Nachhaltigkeit entwickelten Industrie- 
und Strukturpolitik, einer Bildungs- und Ju- 
gendpolitik,die Chancen öffnet,muss die SPD 
deutlich machen,dass sie weiterhin die Partei 
der Arbeit ist.Nur wenn die SPD eine Perspek- 
tive für alle drei Milieus bieten kann, wird sie 
im Mai kommenden Jahres bei der Landtags- 
wahl wieder erfolgreich sein. 

Schluss mit der Verzagtheit! 
Das Kommunalwahlergebnis macht an der Stel- 
le Mut,woviele Genossinnen und Genossen aus 
der Jammerecke rausgekommen und sich der 
Diskussion mit den Menschen gestellt haben, 
Das war jahrzehntelang die Stärke der SPD - bei 
den Leuten zu sein, nicht über sie, sondern mit 
ihnen zu reden, mit ihnen zu handeln. 
Das Motto ,,Schluss mit der Verzagtheit" gilt 
auch für die SPD-Linke. Im Juni 2004 wurde auf 
einer DL2l-Regionalversammlung ein Koordi- 
nationskreis für NRW gebildet, dem u.a. Abge- 
ordnete, Unterbezirksvorsitzende sowie lokalen 
Mandats- und Funktionsträger angehören.Ak- 
tuell besteht die wesentliche Aufgabe darin,die 
unterschiedlichen lokalen und regionalen 
Gruppen miteinander zu vernetzen und für 
eine Mitarbeit in einer offenen Struktur DL2l 
NRWzu gewinnen.Auf regionalen Foren am 15. 
Oktober in Köln und am 30. Oktober in Müns- 
ter werden die Perspektiven und Beiträge der 
Linken für die Landtagswahl 2005 diskutiert. 
Nähere Informationen finden sich demnächst 
unter www.forum-dl21 -nrw.de. F~~~~ D L ~ ~  



SPD-Sachsen: Als kleine 
Partei große Wirkung 
erzielen 
Von Martin Dulig 

„Dem Tüchtigen winkt das Glück" 
oder,,Den Seinen gibt's der Herr im Schlafe" 
-für das Ergebnis der SPD bei der Landtags- 
wahl in Sachsen ist das eine wie das andere 
Resümee nicht passend. Beide aber enthal- 
ten Spuren der Wahrheit. Die Wahl hat die 
politische Landschaft des Freistaats erheb- 
lich verändert. Die absolute Mehrheit der 
sächsischen CDU wurde gebrochen. Die 
sächsische SPD hat das schlechteste Resul- 
tat bei einer Landtagswahl überhaupt ein- 
gefahren. Das Ergebnis: Die Verlierer regie- 
ren gemeinsam. Und sehen sich einem 
Landtag gegenüber, in den zusätzlich zur 
stabilen PDS die von Hartz-Kritik verschon- 
ten Grünen, die seltsam inhaltsleere FDP 
und die rechtsextreme NPD eingezogen 
sind. 

Die Wahlergebnisse 
Die CDU ist der großeVerlierer der Wahl.Sie 
hat nicht nur fast 16 Prozent der Stimmen 
verloren, sondern auch die so sicher ge- 
glaubte absolute Mehrheit. Den bayrischen 
Sonderweg wird die CDU in Sachsen nicht 
einschlagen können. Die CDU muss wieder 
lernen,andere Meinungen und Kompromis- 
se zu akzeptieren. Die Gründe für die erd- 
rutschartigen Verluste sind unter anderem 
bei Hartz IVzu suchen. Hatte die sächsische 
CDU im Vermittlungsverfahren noch auf 
wesentliche Verschärfungen der Arbeits- 
marktreform gedrängt, wollte sie später im 
Wahlkampf kaum mehr etwas davon wissen. 
Die Distanzierungsversuche reichten bis zur 
Ansage des Ministerpräsidenten Milbradt, 
sich den Montagsdemonstrationen gegen 
die Reformen anzuschließen. Der Schlinger- 
kurs bekam der Partei und ihrem Spitzen- 
kandidaten nicht. Ebenso wenig die 14jäh- 
rige Alleinherrschaft im Freistaat, die für 
andere Meinungen, für Mittelwege und 
Kompromisse nie einen Platz ließ. Die Arro- 
ganz der Macht war über das Parlament hi- 
naus im ganzen Land spürbar geworden - 
bei der Diskussion um die Reform des Schul- 
systems genauso wie bei jener zu den Ge- 
meindefinanzen, zur Hochschulfinanzie- 
rung oder zur Polizeireform. 
Die PDS konnte sich nicht signifikant ver- 
bessern. Mit 23,6 Prozent legte sie zwar um 

1,4 Prozent zu, doch im Gegensatz zur Bran- 
denburger PDS gelang es ihr kaum,aus der 
angeheizten Stimmung gegen die Arbeits- 
marktreform Stimmengewinne zu ziehen. 
Mit ,,Wir stehen Euch bei" plakatierte die 
Partei ihre Solidarität zum Protest und be- 
gab sich in Erscheinungsbild und Diktion 
zuweilen in gefährliche Nähe zur rechtsex- 
tremen NPD. Die erreichte landesweit 9,2 
Prozent,in ihren Hochburgen in der Sächsi- 
schen Schweiz wurde sie von jedem fünften 
Sachsen gewählt. Klare Töne bestimmten 
den rechten Wahlkampf: ,,Schnauze voll", 
,,Quittung für Hartz IV" und,,Grenze dicht" 
waren die Kernaussagen. Ein guter Teil des 
NPD-Ergebnisses ist dem Protest zuzu- 
schreiben. Bedenklich muss aber stimmen, 
dass die Partei bei den unter 30jährigen ei- 
nen Anteil von 21 Prozent erreicht und dass 
Untersuchungen ein Stamm- und Überzeu- 
gungswählerpotential von mehr als 5 Pro- 
zent ausmachen. 
Die FDP erreicht 5,9 Prozent der Stimmen. 
Wofür die Partei steht, dürfte den Wählern 
unklar geblieben sein.,,Herz statt Hartz", 
,,Profis in den Landtag", ,,Aufwachen, 
marsch, marsch": solche Plakate lassen 
allenfalls den Schluss zu, dass der soge- 
nannte sächsische Weg der Liberalen einer 
zwischen PDS- und NPD-Populismus ist. 
Die FDP ist in der Mitte der Protestgesell- 
schaft angekommen und wird, mangels ei- 
ner Mehrheitsbeschaffungsfunktion für die 
CDU, ihren Platz im Landtag zwischen den 
beiden Fundamentaloppositionsparteien 
suchen müssen. 
Lange zittern mussten am Wahlabend die 
Grünen. Drin - draußen - drin,dieses Wech- 
selbad hielt bis in die Nacht an,ehe die letz- 
ten Wahlbezirke der Hochburg Dresden 
dann Gewissheit und insgesamt 5,l Prozent 
brachten. Die Grünen profitierten von ihrer 
Stärke in den großen Städten, wo sie sich 
kontinuierlich ein Stammwählermilieu auf- 
gebaut haben. In der Dresdner Neustadt er- 
reichten sie sagenhafte 35 Prozent. Der Ein- 
zug der Grünen bedeutete gleichzeitig das 
Aus für eine mögliche CDU-FDP-Koalition. 
Diesem Umstand verdankt es die SPD, nun 
als einziger Koalitionspartner für die CDU 
übrig geblieben zu sein. 
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Gründe für das Abschneiden der SPD 
Der Wahlkampf wurde vor allem durch ein 
Thema dominiert: Hartz IV und die Arbeits- 
marktreformen. Und natürlich wehte der 
SPD hier der Wind kräftig ins Gesicht. Zwar 
konnte man gegen Ende des Wahlkampfes 
eine,,Normalisierung"feststellen -die Men- 
schen reagierten weniger aggressiv und 
zeigten stärkeres Interesse an und Verständ- 
nis für die Reformen - aber ein Stimmungs- 
umschwung war es sicherlich nicht.Die von 
PDS und NPD aufgeheizte Stimmung war 
nicht zu kippen. Die Themenverknappung 
führte auch dazu, dass die SPD ihre landes- 
politischen Anliegen - Bildung und Mittel- 
standsförderung - kaum vermitteln konnte. 
Landespolitik spielte bei der Wahl nur eine 
untergeordnete Rolle. 
Aber es wäre falsch, die Ursachen für das 
schlechte Abschneiden der SPD ausschließ- 
lich im Bundestrend zu suchen. Die zeit- 
gleich stattfindende Landtagswahl in Bran- 
denburg zeigt, dass zwar auch hier Stim- 
menanteile verloren wurden, aber auf ei- 
nem viel höheren Niveau und weniger, als 
noch wenige Wochen zuvor zu vermuten 
war. Seit Jahren krankt die sächsische SPD 
an Problemen,die sie scheinbar nicht in den 
Griff bekommt. Da ist zum einen die chroni- 
sche Mitgliederschwäche. Weniger als 5000 
Mitglieder in einem Bundesland mit 4 Milli- 
onen Einwohnern. In einer Zeit, in der die 
Wählerbindung sowieso immer stärker ab- 
nimmt,wirkt sich diese Mitgliederschwäche 
besonders aus. Es gelingt der SPD zu wenig, 
die Menschen in ihre Arbeit mit einzubin- 
den und konstante Netzwerke zu errichten. 
Zum anderen fehlen der sächsischen SPD 
bekannte und beliebte Persönlichkeiten,die 
die Partei öffentlich tragen und bekannt 
machen. Gerade hier wird der Unterschied 
zu Brandenburg und seinem Ministerpräsi- 
denten Platzeck schmerzhaft deutlich.Wäh- 



rend Platzeck in den letzten Wochen viele 
Menschen für die SPD mobilisieren konnte, 
fehlt in Sachsen ein vergleichbares Zug- 
pferd.Thomas Jurk konnte zwar seine Be- 
kanntheit und dasvertrauen in seine Person 
deutlich steigern, startete aber von einem 
zu geringen Wert. Schließlich - und dieser 
Punkt hängt mit dem vorherigen eng zu- 
sammen - hat sich die sächsische SPD jah- 
relang in einem kräftezehrenden parteiin- 
ternen Machtkampf aufgerieben. Dieser 
trieb seltsame Blüten, sorgte für kuriose Vi- 
deobotschaften, fingierte Pressemitteilun- 
gen und eine Kandidatur-Doppelspitze, die 
neue Probleme schuf, ohne alte zu Iösen. 
Erst sehr spät, bei der Aufstellung der Lan- 
desliste im Juni 2004, entschloss sich die 
Partei, diesen Kampf auszutragen. Der Lis- 
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tenvorschlag der Parteiführung wurde zu- 
rückgewiesen,die Basis wählte nach hinten 
gesetzte Kandidaten wieder nach vorn, die 
Landesvorsitzende und Mit-Spitzenkandi- 
datin Constanze Krehl trat zurück. Die Aus- 
gangslage für einen Wahlkampf war natür- 
lich denkbar ungünstig. Dennoch haben 
viele Genossen die Klärung in Döbeln als 
einen Befreiungsschlag für die sächsische 
SPD empfunden. Nach jahrelangem Streit 
hat die Partei nun wieder Gelegenheit, sich 
auf ihre eigentliche Aufgabe zu konzentrie- 
ren: die Menschen in Sachsen davon zu 
überzeugen, dass sozialdemokratische Poli- 
tik gut für das Land und seine Einwohner ist. 
Führungs- und Flügelfragen sind geklärt. 
Und es ist dieser Prozess, verbunden mit 
dem glücklichen Umstand, trotz des 
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schlechten Ergebnisses nun in Regierungs- 
Verantwortung zu kommen, der einige 
Chancen für eine bessere Zukunft der SPD in 
Sachsen bereithält. 
Es wird darauf ankommen durch aktive 
Regierungspolitikzeichen und Prioritäten 
zu setzen um die SPD als innovative und 
gestaltende Kraft in Sachsen zu profilie- 
ren. Durch die glückliche Regierungsver- 
antwortung haben wir beste Chancen 
dazu. Gleichzeitig müssen wir uns als Par- 
tei den Herausforderungen neu stellen. 
Wir müssen uns strukturell neu ausrichten, 
um auch als kleine Partei große Wirkung 
erzielen zu können. Das kann uns nur ge- 
lingen, wenn wir unsere Netzwerke stär- 
ken und uns stärker in der Gesellschaft 
verankern.  FON^ 0 ~ 2 1  

Alle lieben Matthias! 
Anmerkungen zum Wahlkampf in Brandeburg 

Von Ines-M. Diller 

Allen war seit Beginn des Wahl- 
kampfs in Brandenburg klar gewesen, dass 
der Wahlausgang sehr knapp sein würde. 
Dabei wurden zwei Aspekte als besonders 
wichtig eingeschätzt:zum einen die Wahl- 
beteiligung und zum anderen die Person 
des Ministerpräsidenten. Auf diese beiden 
Gesichtpunkte wurde letztlich eigentlich 
der ganze Wahlkampf ausgerichtet. 

Platzeck, der Brandenburger 
Die Zahlen zur Beliebtheit von Matthias 
Platzeck im Lande waren die ganze Zeit 
genauso stabil, wie die Aussagen der Mei- 
nungsumfragen zu den Prozentzahlen für 
die Wahlergebnisse, ansonsten hin und her 
gingen. Eine Beliebtheit, die noch aus den 
Zeiten der Oderflut herührt, die aber auch 
aus der hohen Glaubwürdigkeit von Matt- 
hias Platzeckals echter Brandenburger her- 
rührt. 
So war es nur vernünftig, dass in diesem 
Wahlkampf die Person des Ministerpräsi- 
denten ständig im Vordergrund stand und 
ein sehr personenbezogener Wahlkampf 
geführt wurde. Nicht nur dass Platzeck im 
ganzen Land großformatig und mit zumTeil 
recht knappen Aussagen plakatiert wurde, 
auch alle anderen Wahlkampfmittel waren 
eindeutig auf seine Person ausgerichtet. 
Betont wurde dabei immer im Kontrast zu 
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Schönbohm, dass Platzeck eben Branden- 
burger sei. Der Ministerpräsident war im 
ganzen Land unterwegs und hat sich auf öf- 
fentlichen Plätzen in den größeren und klei- 
neren Orten der Diskussion, die stark von 
Emotionen, entäuschten Hoffnungen und 
Verbitterung geprägt gewesen war, mit den 
Bügerinnen und Bürgern gestellt. Die Dis- 
kussion mit der Bevölkerung hat dieser Stra- 
tegie recht gegeben. Für viele schien dies 
ein Beweggrund gewesen zu sein, 
überhaupt zur Wahl zu gehen. 
In dieser Atmosphäre war es notwendig den 
Menschen die Inhalte und Ziele der Refor- 
men nahe zu bringen und der Entäuschung 
die Spitze zu nehmen um überhaupt wieder 
für die Möglichkeiten der PolitikVerständis 
zu wecken. In ähnlicher Weise waren auch 
viele der Direktkandidatlnnen und Kandida- 
tlnnen der Landesliste unterwegs, was in 
erstaunlich sachlicher Form von den Medi- 
en beschrieben und so gewürdigt wurde. 

Mobilisierungsprobleme 
Noch nie hatte ich persönlich den Eindruck, 
dass Meinungsumfragen einen solchen 
Stellenwert im Wahlkampf, ja vielleicht 
sogar Einfluß auf die Wahl selbst hatten wie 
bei dieser Landtagswahl. Es gab in den letz- 
ten zwei Wochen vor der Wahl bei mir den 
subjektiven Eindruck,dass es eigentlich täg- 

lich eine neue gab. Seit der Umfrage knapp 
eine Woche vor der Wahl gab es erstmals 
wieder die Prognose heraus, dass die SPD 
doch wieder stärkste Partei werden könnte. 
Diese Werte haben eindeutig in diese letz- 
te Woche noch etwas mehr Schwung und 
Hoffnung gebracht, was den Wahlkampf 
dann doch ein wenig leichter machte. 
Für viele war es der härteste Wahlkampf 
bisher, gleichzeitig war es auch ein Wahl- 
kampf,der viele Kräfte und Personen mobi- 
lisiert hat, da es allen klar war, dass es 
diesmal wiklich darauf ankam, und das Feld 
nicht der CDU,die sich so lange auf der Sie- 
gerstraße gesehen hatte oder der PDS, die 
vor allem populistisch gegen Hartz IV ge- 
schossen hatte, einfach zu überlassen. 
Natürlich hat die Diskussion um Hartz lVden 
Wahlkampf bestimmt wie kein anderesThe- 
ma. Auch in Brandenburg gab es regelmä- 
ßig die Montagsdemos, die aber doch von 
Woche zu Woche rückläufige Teilnehmer- 
zahlen meldeten. In Potsdam kam es in der 



Wahlkampfzeit zu Märschen zu den Partei- 
zentralen der im Landtag vertretenen Par- 
teien, die Ihre Landeszentralen hier in der 
Stadt haben.Diese Demos wurden nicht nur 
von der PDS stark instrumentalisiert, son- 
dern auch von diversen kleinen Parteien,die 
sich so profilieren konnten. In Potsdam war 
die Familienpartei federführend, die es im 
vergangenen Jahr schon in die Stadtverord- 
netenversammlung von Potsdam geschafft 
hatte und nun auch landesweit kandidierte. 
Geholfen haben der SPD am Ende noch die 
Äußerung des Bundespräsidenten, die die 
Brandenburger wirklich zutiefst verletzt hat- 
ten,denn gerade in den strukturschwachen 
Regionen, wie der Prignitz und der Ucker- 
markahben die Menschen in den letzten 15 
Jahren ihre Flexibilität ja durch einen unü- 
bersehbaren Wegzug demonstriert. Viele 
Empfanden den auch dieses Interview als 

Schalg ins Gesicht. Nicht gerade förderlich 
waren allerdings auch die Bemerkungen 
des Kanzlers zur Mitnahmemetalität. 

DVU-Wiedereinzug mehr als ein Schön- 
heitsfehler 
Nach der Wahl kann man wohl festellen,dass 
die Strategie insgesamt erfolgreich war. Das 
Wahlziel stärkste Partei zu werden wurde er- 
reicht, die Verluste gegenüber 1999 waren 
nicht so hoch,wie sie nach all den vorausge- 
gangenen Wahlen und Umfragezu erwarten 
waren. Die SPD stellt weiterhin den Minister- 
präsidenten. Auch wenn der Wiedereinzug 
der DVU i s t  mehr als nur ein kleiner Schön- 
heitsfehler ist, so war deren Ergebnis aber 
eben nicht so niederschmetternd wie in 
Sachsen und auch nicht so hoch, wie bei ei- 
ner noch niedrigeren Wahlbeteiligung zu 
befürchten gewesen wäre. Gerade auch an 

Viel Lärm um nichts - Die 
überflüssige Klondebatte 
von Rene Röspel 

Im August dieses Jahres wurde das 
Forschungsklonen mal wieder zum Medien- 
thema. Die englische Überwachungsbehör- 
de erteilt die Genehmigung, Stammzellen 
aus geklonten Embryonen zu gewinnen - 
keine Sensation, denn Großbritannien er- 
laubt bereits seit zwei Jahren das For- 
schungsklonen. Bisher war nur kein Antrag 
genehmigt worden. In dieses Fahrwasser 
begab sich auch der Nationale Ethikrat,der 
nach einem Medienspektakel im September 
seine seit über einem Jahr angekündigte 
Stellungnahme zum Klonen veröffentlichte. 
Auch dieser ist nichts Neues zu entnehmen, 
außer dass die jeweiligen Positionen im Be- 
ratungsgremium des Bundeskanzlers weit 
voneinander entfernt liegen. Man hat sich 
letztlich darauf geeinigt,das Forschungsklo- 
nen in Deutschland zur Zeit nicht zuzulas- 
sen (eine Empfehlung, die die Enquete- 
Kommission des Deutschen Bundestages 
vor über zwei Jahren schon detailliert be- 
gründet hat). 

Die Technik: Klonen durch Zellkerntrans- 
fer 
Klonschaf Dolly war 1996 eine biologische 
Sensation. Es wurde nicht über den natür- 
lichen Weg der Befruchtung einer Eizelle 

durch eine Samenzelle erzeugt, sondern 
durch ZelIkerntransfer,ein technischesver- 
fahren, das von Protagonisten euphorisch 
als ,,Therapeutisches Klonen" bezeichnet 
wird, richtigerweise aber Forschungsklo- 
nen genannt werden müsste. Bei dieser 
Technik wird einer Eizelle im Labor der Zell- 
kern, der das Erbgut enthält, entfernt. In 
diese,,erbgutfreieU,aber noch alle Substan- 
zen für eine Embryonalentwicklung ent- 
haltende Eizelle, wird nun der Zellkern - 
also die Erbinformation -einer Zelle eines 
lebenden (oder toten) Lebewesens einge- 
bracht. Man verfügt nun über ein Zellkon- 
strukt, das einerseits über die Wachstums- 
und Entwicklungsfähigkeit der Eizelle ver- 
fügt, andererseits aber die genetische In- 
formation desjenigen trägt, dessen Zellen 
man nachbilden möchte.Das,,Wunder" bei 
Dolly bestand darin, dass diese auf techni- 
schem Wege in der Petrischale hergestell- 
te Zelle eine normale Embryonalentwick- 
lung durchlief und nach Einpflanzung in 
eine Gebärmutter schließlich Dolly wie ein 
normales Schaf geboren wurde. Allerdings 
gelang dies nur bei einem einzigen von 
288 auf diesem Wege produzierten Embry- 
onen.Alle anderen zeigten keine oder eine 
unvollständige Entwicklung, nisteten sich 
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diesem Punkt wird klar,wo sich in den nächs- 
ten fünfJahren sozialdemokratische Politikin 
Brandenburg hervortun muss. 
Im Einsatz vor Ort muss klar werden, dass 
Extremisten keine Lösungen bieten und 
dass der Umbau der Sozialsysteme eine 
harte Arbeit für uns alle sein wird.Eine Ar- 
beit aber, die dazu führen kann, dass die- 
ses System noch weiter ein weitgehend 
solidarisches sein kann,welches die Siche- 
rung weiter Schichten der Bevölkerung 
bedeutet. Für dieses solidarische System 
steht die SPD ein, auch wenn sie jetzt die- 
jenige Kraft ist, die den Umbau voran- 
treibt und diese unpopulären Maßnah- 
men zu vertreten hat. Dort, wo sie dies 
allerdings verständlich und nachvollzieh- 
bar macht, bei den Menschen ist, kann sie 
das Vertrauen der Bügerinnen und Buger 
zurückgewinnen. Forum ~ ~ 2 1  
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nicht ein oder wiesen schwere Missbildun- 
gen auf. 
Diese Herstellung genetisch identischer Le- 
bewesen - das sog. Reproduktive Klonen - 
wird von allen verantwortungsvollen Wis- 
senschaftlern und Regierungen aus ethi- 
schen Gründen einhellig abgelehnt.Anders 
verhält es sich beim Forschungsklonen.Die- 
se Methode ist zunächst völlig identisch mit 
dem reproduktiven Klonen. Der Unterschied 
besteht darin, dass beim Forschungsklonen 
die Embryonalentwicklung in einem frühen 
Stadium in der Petrischale unterbrochen 
und das Embryonalstadium (,,Blastozyster') 
nicht - wie beim reproduktiven Klonen - in 
eine Gebärmutter eingepflanzt wird. Statt- 
dessen wird die Blastozyste zerstört und 
daraus die embryonalen Stammzellen (ES) 
isoliert. Bei den ES handelt es sich um jene 
,,Alleskönner0-Zellen, aus denen sich noch 
fast alle ca.220 Zelltypen des menschlichen 
Körpers entwickeln können. Sie sind das 



heiß begehrte Objekt einiger Forscher und 
vieler Medien. 

Der forschungspolitische Aspekt 
Mit ES-Zellen wird die Hoffnung verbunden 
und geschürt, im Labor Ersatz für zerstörte 
oder funktionsgeschädigte Zellen eines 
Menschen herstellen und Krankheiten wie 
Parkinson, Diabetes, Multiple Sklerose usw. 
lindern oder heilen zu können. Hier lohnt es 
sich, genauer hinzuschauen, denn viele der 
genannten Krankheiten sind selbst mit 
funktionierenden Stammzellen nicht zu ku- 
rieren, weil es sich um Autoimmunerkran- 
kungen handelt. Zwar könnte durch auf- 
wändige Chirurgie die bei Diabetes (Typ I) 
zerstörten lnselzellen durch Stammzellen 
ersetzt werden, aber auch die würden das- 
selbe Schicksal wie die ursprünglichen Zel- 
len erleiden und vom gegen sich selbst ge- 
richteten Immunsystem des Patienten zer- 
stört werden. 
Zum Spiel mit der Hoffnung Kranker gesellt 
sich regelmäßig der Vorwurf, Deutschland 
würde im Vergleich mit z.B.den USA als For- 
schungsstandort zurückfallen, wenn wir 
nicht endlich auch das Forschungsklonen 
oder embryonale Stammzellforschung zu- 
lassen. Mit den gewaltigen Mitteln, die die 
USA in embryonale Stammzellforschung 
pumpen, kann Deutschland jedoch nicht 
konkurrieren. Wohl aber sind wir mit füh- 
rend im Bereich der sog.Adulten Stammzel- 
len, die aus geborenen Menschen gewon- 
nen werden können. Sollte man seine Kräf- 

te nicht lieber bündeln,als auch noch in ei- 
nen Bereich zu investieren, in dem andere 
viel weiter sind? Adulte Stammzellen wer- 
den seit 40 Jahren zu therapeutischen Zwe- 
cken bereits benutzt (Knochenmarktransfer 
bei Leukämie) und haben den Vorteil, weder 
Tumoreigenschaften aufzuweisen noch 
Abstoßungsreaktionen hervorzurufen. Ge- 
rade sie bergen gewaltiges Forschungs-, 
Therapie- und Wirtschaftspotenzial! 

Ethische und gesellschaftspolitische As- 
pekte 
Der Streit, inwieweit die Verwendung em- 
bryonaler Stammzellen ethisch zulässig ist, 
füllt ganze Bände. Der Feststellung, damit 
werde eine Grenze überschritten, weil 
menschliches Leben gegen die Kantsche 
Auffassung ausschließlich zum Zwecke Drit- 
ter zerstört werde, steht die,,Ethik des Hei- 
len~' '  (Pfarrer Peter Hintze) gegenüber. Un- 
abhängig von der Frage, inwieweit die Ver- 
wendung menschlicher Embryonen zu For- 
schungszwecken gegen das Prinzip der 
Menschenwürde verstoßen könnte, ist die 
Frage nach den für das Klonen nötigen 
menschlichen Ressourcen von besonderer 
Bedeutung.Sollte dasverfahren funktionie- 
ren und könnte man Zellen oder Gewebefür 
eine Reparatur herstellen,so müssten Aber- 
tausende von Frauen Millionen von Eizellen 
spenden, um überhaupt Embryonen in aus- 
reichender Zahl für einen kleinen Kreis von 
Patienten herstellen zu können. Hier besteht 
die große Gefahr, dass Eizellen zur begehr- 

ten Ware werden und sich der Blickauf Frau- 
en aus Entwicklungsländern richtet,die ge- 
gen geringe Entlohnung bereit wären,Teile 
ihres Körpers zu vermarkten. 
Der Forderung - ständig wiederholt auch 
durch Wirtschaftsminister Clement - , das 
Parlament müsse sich wieder mit der Frage 
des Forschungsklonens befassen, kann nur 
eine Absage erteilt werden. Es gibt keinerlei 
wissenschaftliche Anhaltspunkte geschwei- 
ge denn Erkenntnisse, die auch nur annä- 
hernd Anlass geben könnten,von der bishe- 
rigen Linie einesverbotes abzuweichen. Der 
Bundestag hat vor zwei Jahren mit dem 
Stammzellgesetz einen fundierten Geset- 
zesrahmen geschaffen, der den Import und 
dieVerwendung embryonaler Stammzellen 
für die Forschung regelt. Ein aktueller Be- 
richt der Bundesregierung zu den Erfahrun- 
gen mit diesem Gesetz kommt zum Ergeb- 
nis, dass die darin getroffenen Regelungen 
völlig ausreichend sind beim jetzigen Stand 
der Forschung. 
Die sog.,,High-Tech"-Forschung, die zur Zeit 
die größten Chancen auf Förderung hat, ist 
zudem nicht immer das, was dringend ge- 
braucht wird. Natürlich i s t  es wichtig und 
spannend, ein Alzheimer-Medikament zu 
entwickeln, aber die Situation vieler Hun- 
derttausend Menschen (sowohl Pflegende 
als auch Gepflegte) werden wir entschei- 
dend verbessern, wenn wir solidarisch fi- 
nanziert sicher stellen können, dass 
menschliche Zuwendung mehr Raum fin- 
det. Forum OL21 

Saar-SPD: Höchste Zeit für 
Vollendung des Neustarts 
Von Ulrich Commerqon 

Am 5. September 2004 wurde die Auch die weiter allein regierende CDU buß- 
SPD Saar erneut für funf Jahre in die Oppo- te 44.000 Stimmen ein und blieb mit 473 
sition geschickt. Mit 30,8 Prozent der abge- Prozent weit hinter dem selbst gesteckten 
gebenen gültigen Stimmen verlor die Saar- Ziel, deutlich uber die 50-Prozent-Marke zu 
SPD 13,5 Prozentpunkte nach dem ohnehin kommen.Nur durch die niedrige Wahlbetei- 
schmerzhaften,aber knappen Machtverlust ligung gelang auch Grünen und FDP 
1999. Noch dramatischer sehen die Verlus- diesmal der Sprung in das bisherige Zwei- "IrtCh 

te in absoluten Stimmenzahlen aus.Hier ver- Parteien-Parlament. 
lor die SPD 110.000 Stimmen auf jetzt 
136.000, also fast die Hälfte ihrer Wähler- Bundespolitiküberlagert Landtagswahl- 
innen und Wähler und wurde damit zur kampf 
Hauptverliererin der niedrigsten Wahlbetei- Die entscheidende Ursachefür das Ergebnis 
ligung von nur noch 555 Prozent (1999:68,7 wird offensichtlich beimvergleich der abso- 
Prozent) in dem bisher eher wahlfreudigen luten Stimmenzahlen. Bei allen landeswei- 
Land. ten Wahlen der vergangenen beiden Jahr- 
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zehnte lag die CDU ausnahmslos bei einer 
Stimmenzahl zwischen 210.000 und 
265.000 Wählerinnen und Wählern, wäh- 
rend die SPD zwischen l 10.000 (Landtags- 
wahl 2004) und 380.000 (Bundestagswahl 
1998) bzw. 377.000 (Landtagswahl 1990) 
floatete. Mehr als zwei Drittel des sozialde- 
mokratischen Wählerlnnen-Potenzials blie- 
ben dieses Mal einfach zu Hause. 
Überlagert wurde der gesamte Landtags- 
wahlkampf von der katastrophalen Einschät- 
zung der Politik der Bundesregierung, gip- 



felnd in der völlig inhaltsleeren,,Hartz-IV,nein 
danken-Kampagne von der PDS über Oskar 
Lafontaine, die CDU Saar bis hin zur NPD. 
Dazwischen mühte sich die Saar-SPD, diffe- 
renzierte Diskussionen zu führen,mit dem Er- 
gebnis, dass die Bundesstimmung von 23 
Prozent fast völlig überschwappte. Landes- 
politischeThemen fanden im Landtagswahl- 
kampf schlicht nicht mehr statt.Dass es den- 
noch gelang, sieben Prozentpunkte über 
dem Bundestrend zu liegen, ist nicht einmal 
ein schwacherTrost.Nur wenn sich das Anse- 
hen der Bundesregierung - und deren Poli- 
tik - deutlich verbessert, besteht überhaupt 
die Aussicht auf sozialdemokratische Mehr- 
heitsoptionen in den Ländern. 

Lafontaine: Einbindung sinnvoll -Verhal- 
ten schädlich 
Dass Lafontaines Einbindung in den Saar- 
Wahlkampf mitentscheidend für die Nieder- 
lage gewesen sein soll, wie Berliner Füh- 
rungskreise bis hin zum Parteivorsitzenden 
glauben machen wollen, ist und bleibt ein 
Ammenmärchen und zeigt lediglich, dass 
das Denken in Alternativen noch nicht 
überall wieder Einzug gehalten hat. Denn 
Lafontaine stand für die vor Ort den Wahl- 
kampf tragende Generationen-Säule der 
Saar-SPD und den Löwenanteil der Mit- 
gliedschaft. Ihn auszugrenzen hätte einen 
anderen Bruch bedeutet, der vor der Wahl 
eine noch tiefere Wunde geschlagen hätte. 
Sicherlich hat Lafontaine mit seiner unsäg- 
lichen,,Linkspartein-Diskussion vier Wochen 
vor dem Wahltag ein bis zwei Prozentpunk- 
te gekostet; aber mit 33 Prozent hätte man 
auch nicht besser ausgesehen. 
Die Einbindung Lafontaines in den Wahl- 
kampf war also sinnvoll, sein Verhalten im 
Wahlkampf aber schädlich. Und: Dieser 
Wahlkampf war der letzte an der Saar, in 
dem die,,Enkeln diese zentrale Aufgabe an 
der Basis hatten. Seit dem 6. September 
2004, und damit vor allem in Hinblick auf 
2009 ist jetzt eine neue Generation in der 
Verantwortung. 

SPD kommunal wieder stark 
So schlecht ist die Ausgangslage nicht, wie 
es auf den ersten Blick scheint. Die saarlän- 
dische SPD ist nach wievor eine starke kom- 
munalpolitische Größe: Überall dort, wo es 
gelungen ist,die Politikansätze und die Per- 
sonen, die zur Wahl standen, in den Mittel- 
punkt der Auseinandersetzung zu stellen, 
konnten vor der Landtagswahl wichtige Er- 
folge erzielt werden. Insbesondere in den 
Städten wurden Oberbürgermeister-Positi- 
onen verteidigt (Neunkirchen, Merzig) oder 
gar zurückgewonnen (Saarlouis). 
Psychologisch von unschätzbarem Wert war 
vor allem der Sieg bei der OB-Stichwahl in 
Saarbücken nach dem Kopf-an-Kopf-Ren- 
nen im ersten,zeitgleich mit der Landtags- 
wahl stattfindenden ersten Urnengang. Mit 
Charlotte Britz als neuer Oberbürgermeiste- 

rin in der Landeshauptstadt konnte die oft 
als,,wichtigstes Amt nach dem des Minister- 
präsidenten" in dem kleinsten Flächenland 
bezeichneten Funktion in SPD-Hand gehal- 
ten werden. Obwohl der Amtsvorgänger 
Hajo Hoffmann nach seinerVerurteilung vor 
dem Landgericht zurücktreten musste, ob- 
wohl einige Abweichler in der SPD-Fraktion 
der Stadt noch vor drei Jahren eine rot-grü- 
ne Koalition durch ihr Stimmverhalten rui- 
nierten und damit die erste schwarz-grüne 
Koalition in einer Landeshauptstadt mitver- 
ursachten,obwohl die CDU ein Vielfaches an 
materiellen Ressourcen in diese Auseinan- 
dersetzung steckte und obwohl auch am 19. 
September der Bundestrend dagegen 
sprach, gelang es den Saarbrücker Genos- 
sinnen mit Hilfe der gesamten Landespartei, 
das unmöglich Scheinende Wirklichkeit 
werden zu lassen. 
Das,,geiIste Geburtstagsgeschenk, das man 
einem 38-Jährigen machen kann", wie der 
Landesvorsitzende Heiko Maas das Ergebnis 
am Abend des Wahlsieges kommentierte,ist 
gleichzeitig auch ein Beleg für das nach wie 
vor vorhandene sozialdemokratische 
Machtpotenzial. 

Linke Politik mit dem Willen zur Macht 
Aufgabe der runderneuerten Fraktionsspit- 
ze im saarländischen Landtages wird es nun 
sein, diese starke kommunale Basis weiter 
auszubauen und gleichzeitig auch die lan- 
despolitischen Alternativen an der Saar end- 
lich zum Vorschein bringen zu lassen. 
Die neue Fraktion im Saar-Landtag ist dafür 
gut aufgestellt: Neben dem Landesvorsit- 
zenden Heiko Maas, der weiter die Fraktion 
führt, stehen ausnahmslos frische kreative 
Köpfe vorne, die einen arbeitnehmerorien- 
tierten linken Politikansatz mit dem Willen 
zur Macht verbinden. Geprägt durch ge- 
meinsame Erfahrungen aus der Juso-Zeit, 
verkörpert die Spitze der Fraktion den,,Neu- 
start 2004",der bereits zum Claim des WahI- 
kampfes geworden war, in der bundespoli- 
tisch geprägten Diskussion aber wohl kaum 
einem Saarländer oder einer Saarländerin 
bekannt werden konnte. 
In der nunmehr achtzehnköpfigen Fraktion 
versammeln sich bis auf vier Ausnahmen 
nur Abgeordnete, die nicht länger als eine 
Legislaturperiode auf dem Buckel haben. lm 
Gegensatz zur - vom ,,obersten Ortsvorste- 
her des Landes" Peter Müller abgesehen - 
personell völlig ausgebluteten CDU wird es 
in den nächsten Jahren darum gehen,diese 
,,neuen Gesichter" bekannt zu machen und 
sozialdemokratische Alternativen zur öf- 
fentlich kaum wahrgenommenen Regie- 
rungspolitik zu formulieren. 

Profilierungschancen an der Saar... 
Trotz zweier Teilentschuldungen durch 
den Bund wird das Haushaltsnotlagen- 
Land bereits im Haushalt 2005 wieder eine 
Netto-Neuverschuldung von einer halben 

Milliarden Euro ausweisen, bedingt in ers- 
ter Linie durch die Neueinstellung von 
Personal im Regierungsapparat.Die in den 
Regierungsentwürfen immer schönge- 
rechnete lnvestitionsquote des Landes ist 
seit dem Regierungswechsel 1999 stets 
rückläufig und droht jetzt dramatisch ab- 
zusinken. 
Bildungspolitisch herrscht ein Rückfall in 
die fünfziger Jahre: Die überhaupt nicht 
vorbereitete G8-Einführung an den Gym- 
nasien soll kaschiert werden durch die 
Einführung von Benimm-Unterricht. Der - 
noch von Sozialdemokraten begonnene - 
Abbau von Lehrpersonal geht rigide wei- 
ter, anstatt endlich in Bildung zur investie- 
ren. Und der im Nachbarland Rheinland- 
Pfalz vorbildliche Aufbau eines flächend- 
eckenden Angebots an Ganztagsschulen 
wird aus ideologischen Gründen regie- 
rungsseitig abgelehnt. 
Industrie- oder ansiedlungspolitische Er- 
folge sind selbst mit der Lupe nicht zu ent- 
decken. Und die zweifellos im Bundesver- 
gleich günstige Entwicklung der Arbeits- 
losenzahlen des letzten Jahrzehnts wird 
allein deshalb nicht so fortschreiten, weil 
die bisherige demographische Sonder- 
stellung des Landes mit  überdurch- 
schnittlich vielen Menschen im Renten- 
eintrittsalter künftig eher ins Gegenteil 
umschlagen wird. Auch die Arbeitsmarkt- 
effekte,die noch auf Ansiedlungs- und In- 
dustriepolitik der Regierungen Lafontaine 
und Klimmt zurückzuführen waren, wer- 
den in Ermangelung neuer Anstöße in der 
letzten Periode nicht fortschreiten. 

... und in der Bundespartei 
Bundespolitisch ist davon auszugehen, 
dass die Saar-SPD ihrer mittlerweile fast 
historischen Verankerung auf der Linken 
weiter treu bleiben wird. Heiko Maas hat 
sich nicht nur mit dieser Wahl endgültig 
aus der,,väterlichen Umarmung" Lafontai- 
nes gelöst, sondern bereits vorher begon- 
nen, einen eigenständigen, manchmal 
auch eigenwillig-modernen, aber linken 
und gewerkschafts-,vor allem aber arbeit- 
nehmerorientierten Kurs einzuschlagen 
und konsequent zu verfolgen. Dies bewies 
er nicht zuletzt demonstrativ durch die 
Nominierung des DGB-Landesvorsitzen- 
den Eugen Roth im Wahlkreis Neunkir- 
chen zu Lasten des bisherigen Parlamen- 
tarischen Geschäftsführers und General- 
sekretärs der Landespartei. Seine frühere 
Nähe zu den ,,Netzwerkernn hat er schon 
seit längerem nicht mehr stringent ver- 
folgt.Die Linke innerhalb der Sozialdemo- 
kratie täte gut daran, ihm offen zu begeg- 
nen. Ein eigenständiges Profil wird er aber 
zweifellos auch jenseits gängiger Partei- 
strömungen aufbauen wollen und müs- 
sen, wenn er 2009 zum saarländischen 
Ministerpräsidenten gewählt werden will. 
Und das will er. Forum D E I  
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Sozialer Protest und 

Einleitung zum Schwerpunkt 

von Anja Kruke und Reinhold Rünker 

Dieser Schwerpunkt ist entstanden ven der siebziger 
in Fortführung unseres Diskurses zur Verän- Jahre als Kern eines 
derung der Arbeits- und Lebensweise im neuen, ökologischen 
Kapitalismus. Dabei ging es immer wieder cleavage und daraus 
auch um die Frage nach der politischen Ar- entstehenden grü- 
tikulation von Interessen, nach Veränderun- nen Milieus betrach- 
gen im politischen System und der Mög- 
lichkeit, wie widerständige Positionen poli- 

tet werden. 
Den politischen wirksamsten Protest ent- 
falteten die ,,Montagsdemonstrationen" in 
Ostdeutschland 1989, an deren Ende die 
Nachkriegsordnung umgewälzt worden 
war. Der Zusammenbruch der DDR und der 
realsozialistischen Staaten beendeten den 
Systemgegensatz und damit auch die Be- 
dingungen, unter denen eine Interessen- 
ausgleich zwischen den gesellschaftlichen 
Kräften erzielt werden konnte. 
Soziale Proteste, bei denen es z. B. um die 
Lohn- und Tarifpolitik, also die materielle 
Lage der abhängig Beschäftigten und ihrer 
Familien geht, sind in Deutschland aufs 
Engste verknüpft mit gewerkschaftlich or- 
ganisierten Protesten etwa im Rahmen der 
Tarifauseinandersetzungen. Im Vergleich zu 
anderen Ländern gibt es in Deutschland re- 
lativ wenige, zumal dauerhafte Streikaktio- 
nen. Dies resultiert aus der spezifischen 
Verfasstheit des,,Rheinischen Kapitalismus", 
in dem sozialer Protest auf der betriebli- 
chen Ebene frühzeitig in Verhandlungen 
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaf- 
ten kanalisiert wird. 
Soziale Protestbewegungen mit überregio- 
naler Bedeutung ohne gewerkschaftliche 
Beteiligung hat es selten gegeben. 
Allerdings haben sich die Gewerkschaften 
nicht nur betrieblicher Fragestellungen an- 
genommen, sondern immer wieder auch 
soziale Protest mit gesellschaftlichen Zie- 
len verbunden. Gewerkschaften waren so- 
wohl bei den sozialen als auch politischen 
Protestbewegungen nach 1945 wichtige 
organisatorische Träger und gesellschaftli- 
che Verstärker. Zu nennen sind die zahlrei- 
chen Streiks und Demonstrationen zur Ver- 
kürzung der Arbeitszeit und Humanisierung 
der Arbeit in den 1960er und 1970er Jah- 
ren, die Proteste gegen Sozialabbau in der 
Endphase der SchmidtlGenscher-Regie- 
rung oder in der Kohl-Ära. 

An den Protesten in der Geschichte der 
Bundesrepublik waren ganz unterschiedli- 
che soziale Gruppen beteiligt. Gab es in 
den 1950er und 1960er Jahren noch einen 
relativ engen Zusammenhang zwischen 
Protestthema und Protestierern, so hat sich 
dies zumindest bezogen auf den politi- 
schen Protest in so weit geändert, als dass 
unterschiedliche soziale Gruppen grund- 
sätzlich mobilisierbarer sind, wenn eine 
entsprechende mediale Zuspitzung ge- 
lingt. Ebenso haben sich die Protest-For- 
men im Laufe der Jahre gewandelt. In den 
sechziger Jahren kamen mit den Intellektu- 
ellen und dem civil-rights-movement in 
den USA auch andere, ,,medienaktiveren 
Formen des Protests auf,die sowohl z. B.die 
Hausbesetzerszene aufgriff als auch in den 
daraus entstehenden ,Lobbygruppeni wie 
Greenpeace seit den achtziger Jahren ihren 
Niederschlag mit medial spektakulären Ak- 
tionen fanden. Währenddessen gab es 
weiterhin die klassische Straßendemonstra- 
tion mit Kundgebung, die als statthafte Ma- 
nifestation von Protest in einer Demokratie 
anerkannt und ein alltägliches Phänomen 
wurde, doch eben auch so alltäglich wurde, 
dass größere Menschenzahlen kaum mehr 
für Medieninteresse und damit wirksamen, 
da öffentlichen politischen Druck sorgten. 
Dies mussten sowohl die Friedensbewe- 
gung als auch insbesondere die Gewerk- 
schaften in den letzten zwanzig Jahren er- 
fahren. 
Medien wurden zunehmend als Verstärker 
oder Abschwächer von Protest erkannt; allge- 
mein kann das globale Ereignis 1968 bereits 
als erste, medial inszenierte soziale Bewegung 
gelten, bei dem die Akteure von dem, was sie 
über andere Proteste wahrnahmen, lernten, als 
auch eine Art ,,Selbstbestätigung"/Motivation 
durch die Berichterstattung erfuhren. Diese Er- 
fahrung mit Medien und neue Kommunikati- 
onsformen brachten schließlich in den letzten 
Jahren eine Art,,ProtestainmentU (Dieter Rucht) 
hervor,in dem die Demonstrierenden die Neu- 
en Medien und die Aufmerksamkeitsbedin- 
gungen der Medien geschickt zu nutzen wuss- 

tisch wirksam werden könnten. Im Herbst 
1998 hatten wir nach dem Wahlerfolg von 
SPD und Bündnis 901Die Grünen einen 
Schwerpunkt zum Komplex,,Macht - Hege- 
monie - Protest" (spw 103) vorgelegt, in 
dem die Wechselwirkung von ökonomi- 
scher und politischer Macht und den Mög- 
lichkeiten des Protestes diskutiert wurden. 
In den Folgejahren haben wir uns immer 
wieder damit auseinander gesetzt, wie 
stark sich einerseits die polit-ökonomi- 
schen und sozio-kulturellen Rahmenbedin- 
gungen verändert haben, auf deren Grund- 
lage sich das politische Handeln vollzieht, 
anderseits aber auch, wie weit sich die Sozi- 
aldemokratie von den Interessen der Men- 
schen entfernt, für die sie einstmals ange- 
treten war (vgl. z.B. zuletzt die Schwerpunkt- 
hefte in 2003 ,,Politik und Identität", spw 
129, sowie .l40 Jahre SPD - Linke, was 
nun?", spw 132). 

Politischer und Sozialer Protest in 
Deutschland nach 1945 
In der Geschichte der Bundesrepublik wer- 
den die Protestbewegungen nach 1945 in 
drei Wellen identifiziert,zunächst die Bewe- 
gung gegen die Widerbewaffnung seit Mit- 
te der 1950er Jahre, dann die Hochphase 
der,,neuen sozialen Bewegungen" Ende der 
1970er, Anfang der 1980er Jahre mit den 
Massendemonstrationen gegen die Statio- 
nierung der Mittelstreckenraketen in Euro- 
pa und schließlich Mitte der 1990er Jahre 
die zahlreichen,,Lichterketten" gegen Aus- 
länderfeindlich keit. 
Interessanterweise sind die 1960er Jahre 
der ,,außerparlamentarischen Opposition" 
von der Anzahl der Proteste keineswegs 
hervorragend, doch können die Jahre nach 
den Protesten 1968 als ,,zweite Gründung" 
der Bundesrepublik und die Protestinitiati- 
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ten. Auch Attac kann als ein solches mediales 
Phänomen betrachtet werden, die neuen Hartz 
IV-Demos jedoch kaum. Sie blieben in den al- 
ten Formen des Protests verhaftet, auch wenn 
das symbolische Kapital der,,Montagsdemons- 
trationen" gut genutzt wurde und auch ein 
Großteil der Proteste erst durch wachsende 
mediale Aufmerksamkeit an Fahrt gewann (z.B. 
im Westen der Republik). 
Für Rot-Grün steht die Frage nach der poli- 
tischen Wirksamkeit sozialen Protestes 
spätestens seit März 2003 auf der Tagesord- 
nung, als Bundeskanzler Schröder die Agen- 
da 201 0 verkündete. Diese im Kern neolibe- 
rale Umwandlung sozialdemokratischer Re- 
gierungsprogrammatik ist in dieser und an- 
deren Zeitschriften mehrfach kritisch disku- 
tiert, Alternativen sind formuliert worden. 
Aber was resultiert zum Beispiel aus dem 
SPD-Mitgliederbegehren vom Frühsommer 
2003, den zahlreichen kleineren und größe- 
ren Demonstrationen bis zu den jüngsten 
Demonstrationen am 02. und 03. Oktober? 
Wie hat sich die politische Lage verändert, 
seit einige langjährige SPD-Mitglieder und 
Gewerkschafter eine 1nitiative.WahlaIterna- 
tive Arbeit und Soziale Gerechtigkeit" ge- 
gründet haben? 

Scheitern die Agenda 2010-Proteste? 
Der Protest gegen die Agenda 2010 scheint 
im Herbst 2004 in sich zusammen zu fallen. 
Die Demonstrationen am 02. und 03. Okto- 
ber konnten weder quantitativ noch qualita- 
tiv an die Protestaktionen vom 03. April 2004 
anknüpfen. Schon der innerparteiliche Pro- 
test bei Grünen und SPD hatte sich zum Jah- 
reswechsel 200312004 zurückgebildet. Zum 
einen Teil lag dies in der Erkenntnis begrün- 
det, dass es die noch verbliebenen Hand- 
lungsoptionen zu nutzen gelte, was gegen- 
wärtig eine neue Phase der Reorganisation 
in der SPD-Linken einläutet,zum anderenTeil 
war es leider durch die Beendigung der Mit- 
gliedschaft in der SPD bzw. bei den Grünen 
bedingt. Die unterschiedlichen linken loka- 
len Gruppen, die sich z.B. bei den Kommu- 
nalwahlen in Nordhrein-Westfalen zur Wahl 

stellten, blieben jedoch deutlich hinter den 
Erwartungen zurück, auch wenn sie hier wie 
dort aufgrund der fehlenden 5%-Hürde ein- 
zelne Mandate erringen konnten. Ob vor die- 
sem Hintergrund die,,Wahlalternative Arbeit 
und Soziale Gerechtigkeit" den Schritt zur 
Gründung als Partei vornehmen wird, er- 
scheint unklarer denn je. 
Manche Auguren prognostizieren, dass die 
Proteste gegen die rot-grüne Bundesregie- 
rung umso stärker wieder aufflammen, wenn 
erst zum Jahreswechsel die Arbeitslosen- 
geld-ll-Bescheide auf den Tisch gelegt wür- 
den. Doch ist diese Erwartung realistisch? Wir 
glauben nicht, denn unseres Erachtens ha- 
ben die gegenwärtigen sozialen Proteste 
mindestens vier Schwierigkeiten zu über- 
winden, die auch für das kommende Jahr 
keine politischen Umwälzungen erwarten 
lassen, wie es manche heute erhoffen: 
1. Der soziale Protest erschien von Anfang 
an inhaltlich rückwärts gewandt. Auch wenn 
sich Protest zunächst naturgemäß immer 
,,gegenu etwas artikuliert, so bedarf es zur 
Mobilisierung und Überzeugung doch auch 
immer darüber hinaus weisenden ,,konkre- 
ten Utopie". Im Agenda-201 0-Protest ist 
dieser utopische Überschuss, die Vorstel- 
lung von einer zukünftigen Gesellschaft, 
nicht vorhanden. Die Negativ-Ausrichtung 
ist letztlich auf die Protestierer wie ein Bu- 
merang zurückgefallen und wurde gesell- 
schaftlich nicht anschlussfähig. 
2. Die Protestformen entsprachen weitge- 
hend den traditionellen Mustern: Massen- 
demonstrationen, Petitionen und ein wei- 
terer Versuch, eine Partei links von der eta- 
blierten SPD zu gründen. Neuere Ansätze 
des,,Protestainment" waren kaum zu erken- 
nen. So erschienen sowohl Form als auch In- 
halt des Protestes letztlich nicht zeitgemäß. 
3. Mit zunehmender Protestdauer und aus- 
bleibender inhaltlicher und aktionsorien- 
tierter Modernisierung wurde und wird der 
Protest zum Tummelplatz verschiedenster 
politischer Grüppchen und Sekten, was 
wiederum die Tendenz zur Selbstbeschäfti- 
gung und Abschottung verschärft. Weder 

die Montagsde- 
monstrationen noch 
die verschiedenen 
anderen Protestauf- 
rufe konnten die er- 
forderliche Brücke 
zwischen bereits 
Marginalisierten und 
von Marginalisie- 
rung Bedrohten 
einerseits sowie den 
Pro tes tak t iv is ten  
und den gesell- 
scha f t l i ch -po l i t i -  
schen Eliten 

einer spontanen, umstürzlerischen Gewalt 
-eine politische Entsprechung findet. 
4. Aus diesen Gründen konnte es nicht gelin- 
gen, gegen den neoliberalen Mainstream 
eine Öffentlichkeitsarbeit zu etablieren, in 
der Alternativen aufgezeigt und für die de- 
mokratische Berücksichtigung der Interes- 
Sen der Protestierer geworben werden kann. 
Stattdessen geht die Reaktion zum Gegen- 
angriff über mit Anzeigen wie,,Auch wir sind 
das Volk, in denen die Gutsituierten aus Poli- 
tik, Kultur und Wirtschaft die Notwendigkeit 
scharfer sozialer Einschnitte nicht nur recht- 
fertigen, sondern weitere fordern. 

Die Bürgerverdrossenheit der politi- 
schen Elite? 
Das Fatale an der aktuellen ,,Lage der Klas- 
senkämpfe" scheint uns daher zu sein, dass 
von einer wirklichen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung kaum ernsthaft ge- 
sprochen werden kann. Nicht nur die Pro- 
testiererlnnen begeben sich zunehmend in 
eine radikalisierende Abschottung. Seit ei- 
niger Zeit setzt sich in der politischen Elite 
ein im Feuilleton unter dem Stichwort,,Bür- 
gerverdrossenheit" diskutiertes Phänomen 
durch, das das Gegenteil bisheriger medial 
diagnostizierter ,,Verdrossenheits"-Phäno- 
mene darstellt: Die politischen Eliten der 
Parteien sind es überdrüssig, sich mit den 
tatsächlichen Wünschen und Bedürfnissen 
der Menschen auseinander zu setzen. Ihnen 
reicht das, was ihre Meinungsforscher als 
Aggregate ihrer Untersuchungen aufti- 
schen, das, was ihnen als gefilterte Surroga- 
te ihrer Zuträger geboten wird. Nur das, was 
abgefragt und beantwortet wird, existiert. 
Die Welt außerhalb der ,,Peer Group" wird 
als tendenziell unwissend und lästig emp- 
funden, man begegnet ihr entweder mit 
der Ignoranz, dass es keine Alternative 
gebe, oder aber überzieht sie mit einem 
medialen Trommelfeuer, in denen ihr die 
Alternativlosigkeit der beschlossenen Maß- 
nahmen dargelegt werden soll. 
Hinzu kommt: Das gesellschaftlicheTerrain, 
auf dem Klassenkampf stattfindet, geht zu- 
nehmend verloren. Traditioneller Protest 
auf der Straße wird in der öffentlichen Mei- 
nungsbildung diskreditiert. Die mediale 
Streitkultur in Presse und Fernsehen findet 
allein zwischen den etablierten Kräften 
statt, in denen gesellschaftlicher Protest 
entweder als zu bestaunendes Phänomen 
oder der Protestler als Hofnarr betrachtet 
wird. Die betrieblichen Auseinandersetzun- 
gen, in denen es nicht nur um die harten 
materiellen Fakten der Entlohnung, sondern 
es auch um die Frage von Arbeits- und Le- 
bensqualität in der Erwerbsarbeit geht, 
werden unter dem Druck der Globalisie- 
rungs-Ideologie oftmals zugunsten der Ar- 

anderseits schlagen, beitgeber entschieden. Die Hilflosigkeit 
die notwendig ist, steht Betriebsräten und Gewerkschaftern 
damit sozialer Pro- ins Gesicht geschrieben, wenn es ihnen 
test - ist er nicht von immer weniger gelingt, geltende Vereinba- 
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rungen gegen den Druck der Arbeitgeber 
zu halten - und zwar auch deshalb, weil ih- 
nen die eigenen Leute die Gefolgschaft ver- 
weigern aus der Angst heraus, dass nur 
durch den bereitwillig gewährten Verzicht 
auf Lohn und Humanisierung der Arbeit die 
Entlassungsgefahr reduziert werden könne. 
Es entsteht zunehmend eine Spaltung zwi- 
schen den Belegschaften sowohl innerhalb 
der Betriebe als auch gegenüber anderen 
Unternehmen und Branchen. 

Lernprozesse 
In Anlehnung an Michael Vester und E.P. 
Thompson verstehen wir Klassenkämpfe als 
Abfolge von Lernprozessen, da die Auseinan- 
dersetzungen widerstreitender Interessen - 
die Artikulation von Klassen - nicht linear auf- 
steigend und stets eindeutig zuzuordnen sind, 
sondern sich permanent im Kontext sich ver- 
ändernder politökonomischer Rahmenbedin- 
gungen neu darstellen. Und dass längst nicht 
jeder Protest, der sich auf die Interessen von 
Benachteiligten und gesellschaftlichen Verlie- 
rern beruft, ein fortschrittlicher,,,linker" Protest 
ist, wissen wir nicht erst, seitdem Neonazis in 
Ost- und Westdeutschland sich die jüngsten 
Hartz-IV-Proteste zueigen machen versuch- 
ten, sondern spätestens seit Marxens Analyse 
der französischen Klassenkämpfe im ,,18. 
Brumaire des Bonaparte". 
Wir wollen im folgenden vier Gedanken 
formulieren, welche Lernprozesse die 
Agenda 2010-Proteste der letzten 1 Y2 Jah- 
re bei uns angestoßen haben. 
1. Die wichtigste Lehre, die für uns aus dem 
Umgang mit den Protesten der letzten Jahre 
hervorscheint ist die, dass der gesellschaftli- 
che Diskurs noch weiter auf den neolibera- 
len Mainstream verengt wird. Diese Entwick- 
lung zu bremsen wird U. E. nur gelingen, 
wenn es weiterhin Brücken zwischen den 
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Protesten einerseits und den politischen 
Plattformen andererseits gibt. Insofern plä- 
dieren wir weiterhin energisch dafür, die Lin- 
ke in der SPD zu stärken und sie nicht durch 
Austritte weiter zu schwächen. Dieses Plädo- 
yer für die Mitarbeit in der SPD bedeutet 
nicht, dass es nicht auch andere parteipoliti- 
sche Formationen neben der SPD geben 
dürfe. Eine solche Formation hätte unseres 
Erachtens aber nur dann eine Aussicht auf er- 
folgreiche politische Artikulation, wenn es 
Menschen und Akteure für sich gewinnen 
würde, die im bisherigen politischen Kon- 
text nicht aktiv waren bzw.vertreten werden. 
Der Kuchen wird nicht größer, indem er in 
mehrere Stücke geteilt wird. 
2. An die SPD und die Linke ist also die Auf- 
forderung zu richten, die eigene Brücken- 
funktion wieder wahr und ernst zu nehmen. 
Das, was bei den Jusos früher Doppelstrate- 
gie hieß, nämlich die Bezugnahme sowohl 
auf die politische Praxis als auch die inner- 
parteiliche Auseinandersetzung, muss 
wieder gelebter Teil der politischen Kultur 
werden. Dazu bedarf es Mut und Entschlos- 
senheit, dissidente Positionen nicht nur zu 
ertragen, sondern ihre Vertreter einzuladen 
und zu ermutigen, sie auch zu vertreten. Die 
Beispiele sozialen Protests vor Ort zeigen, 
dass Bürgerlnnen durchaus an der Gestaltung 
ihres konkreten Lebensumfelds interessiert 
und politisiert werden können. Wir müssen 
uns von den Abschottungstendenzen befrei- 
en, die auch in der Sozialdemokratie zuneh- 
men. Wir brauchen eine Öffnung und Wie- 
dergewinnung der Debattenkultur, ohne die 
die begonnene Grundsatzprogrammdiskus- 
sion aufgesetzt und inhaltsleer bleiben wird. 
3. Sozialer Protest, der politisch wirksam 
werden will, braucht einen programmati- 
schen Überhang, eine positive Aussage: 
Bisher fehlt eine Zuspitzung, die das,,dage- 

gen" mit dem ,,wofürn verbindet. Diese 
,,konkrete Utopie" muss sich in viele kleine- 
re Aktionen und Initiativen ableiten lassen, 
wie sie in den Beiträgen von Hans-Günter 
Bell und Sönke Klages angedeutet werden. 
Für die Linke insgesamt heißt das, unabhän- 
gig von der parteipolitischen Zugehörig- 
keit, den Gesprächsfaden über Eckpunkte 
eines ,,politökonomischen Minimalkon- 
sens" wieder aufzunehmen. Die Forderung 
nach einer Bürgerversicherung als Einstieg 
in eine umfassende Reform des Sozialversi- 
cherungssystems, in die alle nach ihrer 
Leistungsfähigkeit einzahlen, ist ein Ele- 
ment dazu. Weitere Eckpunkte müssten 
Strategien für eine regionalisierte Wachs- 
tums- und Beschäftigungspolitik sein. Die 
bildungs- und wissenschaftspolitischen He- 
rausforderungen sind hier ebenso zu disku- 
tieren wie die notwendige Re-Integration 
weiter Teile der Gesellschaft, die durch die 
sozialpolitischen Verwerfungen der letzten 
Jahre nicht nur ihre materielle Basis einge- 
büßt haben, sondern die ihre Integration in 
die Demokratie zu verlieren drohen. 
4. Schließlich sollten wir uns von der Fixierung 
sowohl auf einzelne Protestwellen als auch ein- 
zelne Akteure lösen. So wichtig attac als neue 
Struktur gesellschaftlichen Protestes ist, weil 
sie viele neue (junge) Aktivistlnnen für gesell- 
schaftskritische Arbeit gewonnen hat, und so 
groß die mediale Wirkung (die sich in letzter 
Zeit wieder erheblich reduziert hat) auch ist, 
sie können die traditionell der Sozialdemokra- 
tie nahe stehenden,,alten sozialen Protestorga- 
nisationen" wie Gewerkschaften und Sozialver- 
bände nicht ablösen, sondern ergänzen sie 
sinnvoll und zeitgemäß. Auch die sozialdemo- 
kratische Linke tut also gut daran, nicht nur den 
Kontaktzu den neuen sozialen Bewegungen zu 
halten, sondern auch zu den traditionellen nicht 
zu vernachlässigenden. SPW 5 1 2004 

Verstetigung des Aufbruchs? 
M e r k m a l e  und strategische P r o b l e m e  d e r  g loba len  sozialen B e w e g u n g e n  

von Ulrich Brand 

Die jüngste Attac-Sommerakade- xierte und mediengeile Zerrbild zu sein, das 
mie, die mit etwa 600 Teilnehmerlnnen An- von vielen radikalen Linken in den letzten 
fang August in Dresden stattfand, zeigte ein Jahren darauf projiziert wurde. Gleichzeitig 
entspanntes Verhältnis zwischen Menschen gab es ein interessantes Insistieren vieler 
mit grundlegend-kritischen und jenen mit Aktivistlnnen auf grundsätzlichen Fragen. 
eher reformorientierten Ansichten. Der Mehrtägige Seminare oder einzelne Work- 
Netzwerk scheint nicht mehr das staatsfi- shops zum Thema Imperialismus, kritischer 
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Staatstheorie oder Einführung in die Marx- 
sche Theorie waren gut besucht. Pluralis- 
mus und die Suche nach grundsätzlicher 
Klärung scheinen angesagt: In den sozialen 
Bewegungen zu Beginn des 21. Jahrhun- 
derts bzw. ihrem internationalistischen Teil 
scheinen in den letzten Jahren Lernprozes- 
se stattgefunden zu haben, die ihren im Ver- 
gleich mit den Bewegungen der 70er und 
80er Jahren differenten Charakter noch- 
mals unterstreichen. Ein plurales Politikver- 
ständnis scheint genauso common sense zu 
sein wie das Aushalten von Widersprüchen 



und die Anerkennung dessen, dass grundle- 
gende Systemkritik und alltägliches poli- 
tisch-soziales Agieren sich nicht ausschlie- 
ßen. Diese Lernprozesse und Sichtweisen 
könnten auch den gegenwärtigen Protesten 
gegen Sozialabbau zugute kommen und 
diese aus ihrer verengten (national-)staats- 
und lohnarbeitsfixierten Politikoption be- 
freien. 
In diesem Beitrag soll es jedoch weniger um 
die aktuellsten Entwicklungen gehen, son- 
dern in drei Teilen um ein etwas komplexe- 
res Verständnis der Bewegungen bzw. ihrer 
dezidiert emanzipativen Spektren. Dabei 
beziehe ich mich auf jene, die unter dem 
Begriff,,globalisierungskritisch" gefasst wer- 
den. 
Zum einen sollen ein paar keineswegs un- 
wichtige ,,methodische" Aspekte benannt 
werden, wie die globalen sozialen Bewe- 
gungen verstanden werden können. Zum 
anderen möchte ich einige Ambivalenzen 
skizzieren, welcher sich die Bewegungen in 
permanenten Diskussionsprozessen verge- 
wissern und adäquate Umgangsweisen da- 
mit finden müssen. Daran schließen mir 
zentral scheinende strategische Fragen an. 
Insbesondere soll die politisch-strategische 
Ausrichtung einesTeils der globalisierungs- 
kritischen Bewegung am Leitbild eines glo- 
balen Keynesianismus hinterfragt werden. 
Dabei bleiben wichtige Bereiche unbe- 
rücksichtigt, zu denen ich mich an anderen 
Stellen geäußert habe: eine genauere Sys- 
tematisierung verschiedener ,,globalisie- 
rungskritischer" Spektren, eine intensivere 
Auseinandersetzung mit Attac, die Frage, 
mit welchen Begriffen sinnvoller weise Po- 
litik gemacht werden sollte, Einschätzungen 
des Weltsozialforums oder die wichtiger 
werdende Diskussion um gesellschaftliche 
Alternativen (vgl. Literaturliste). 

Aspekte der globalisierungskritischen 
Bewegung(en1 
Die Einschätzungen der jüngsten Proteste 
sind sehr unterschiedlich. Längst haben wir 
eine heftige Diskussion darum, was diese 
Bewegung kennzeichnet. Ist es die ,,erste 
soziale Bewegung der Postmoderne" (Spie- 
gel), die,,neue APO" (konkret), eine,,Network 
Guerilla" (Financial Times)? Handelt es sich 
um ein Korrektiv oder eine grundsätzliche 
Opposition zur neoliberalen Globalisierung, 
kann überhaupt von einer Bewegung im 
Singular gesprochen werden oder sind es 
nicht eher Bewegungen? Und um was geht 
es ihr bzw. ihnen? Für eine Globalisierung 
mit menschlichem Antlitz, globale Gerech- 
tigkeit, die Entwaffnung der (Finanz-) Märk- 
te, eine Re-Regulierung der Weltwirtschaft, 
die Demokratisierung internationaler Orga- 
nisationen, ,,smash capitalism!", globalen 
Sozialismus oder Kommunismus? Gegen 
neoliberale Globalisierung, die Ökonomi- 
sierung immer weiterer Lebensbereiche 
(,,Die Welt ist keine Ware!"), negative Folgen 

von Privatisierungen, die zunehmende 
Nord-Süd-Spaltung, Institutionen wie IWFI 
WeltbanWTO, gegen den Markenfetischis- 
mus („No logo!") und die Herrschaft der 
Konzerne? Die Liste ließe sich fortsetzen 
und ist notwendig heterogen, weil die 
Spektren unterschiedlich sind. Die unter- 
schiedlichen Interpretationen hängen aber 
auch damit zusammen, dass diese 
Bewegung(en) zu einem guten Teil erst 
durch ihre Rezeption in Medien oder spezi- 
fischen politischen Kontexten ihre Wirkung 
entfalten, d.h. Resonanzen erzeugen. 
Die Vielfältigkeit der Bewegungen wird 
meist als Stärke gesehen. Manche Autorln- 
nen weisen jedoch darauf hin, dass Plurali- 
tät nicht zu Beliebigkeit werden sollte. In 
der Tat kommen die Organisationen und In- 
dividuen nicht nur aus unterschiedlichen 
Spektren, sondern sind auch auf verschiede- 
ne Art und Weise aktiv: entwicklungs-, um- 
welt-, friedens- und bürgerrechtspolitisch, 
gewerkschaftlich, bäuerlich, feministisch 
und anarchistisch, Mitglieder linker und 
linksradikaler Parteien, kirchliche Gruppen, 
Intellektuellen-Netzwerke, auch nationalis- 
tische Gruppen (wobei es hier zwischen 
,,Nordn und,,Südn wichtige Differenzen gibt). 
Den einen geht es um Aufklärung und fried- 
lichen Protest, anderen um zivilen Unge- 
horsam und gewaltfreie Aktion, wieder an- 
deren um direkte Konfrontation mit „dem 
Staat". Eine genauere Typisierung i s t  
schwierig, weil das Phänomen ,,Globalisie- 
rungskritik" kaum zu fassen ist. Es erschöpft 
sich nicht in den internationalen Demonst- 
rationen, sondern hat komplexe und wenig 
intendierbare Rückwirkungen in Alltags- 
praktiken, ermutigt und stärkt kritische 
Kräfte in lnstitutionen wie Gewerkschaften, 
Parteien, Universitäten und anderswo. Das 
Label ,,Globalisierungskritik umfasst auch 
theoretische und publizistische Aktivitäten, 
die sich nicht unbedingt alsTeil sozialer Be- 
wegungen verstehen. Bei der Benennung 
der Proteste als ,,globalisierungskritische 
Bewegung" handelt es sich also um verein- 
heitlichende Fremdzuschreibungen durch 
Medien und andere interessierte Kräfte so- 
wie um Selbstzuschreibungen bestimmter 
Akteure zur Schaffung eigener Identität. 
Was ist neu? Von einer internationalen Pro- 
testbewegung kann m.E. seit den Auseinan- 
dersetzungen um das Multilaterale Investi- 
tionsabkommen (MAI) 1998 gesprochen 
werden, bei denen eine breite Kampagne 
zu massiver Kritik und schließlich zum 
Scheitern des Abkommens führte. Die Kritik 
am MAI konnte politisiert werden, weil es 
auch innerhalb der Gruppe dominanter 
Länder Widersprüche gab (zwischen den 
USA und der EU). Seit Seattle haben sich 
Proteste gegen unzählige formelle und in- 
formelle internationale Treffen neoliberaler 
Kräfte organisiert: Gegen das in Davos statt- 
findende ,,informelle" Weltwirtschaftsforum 
(übrigens schon lange vor Seattle, aber mit 

wenig öffentlicher Aufmerksamkeit) und 
gegen das ,,informelle" Treffen der Regie- 
rungschefs der wirtschaftlich mächtigsten 
Länder ,,G7", insbesondere in Genua im 
Sommer 2001, gegen formelle Treffen von 
IWF und Weltbank sowie EU-Konferenzen, 
gegen die Planungen einer gesamtamerika- 
nischen Freihandelszone im Frühjahr 2002 
in Quebec etc. Als qualitativer Sprung wird 
das seit 2001 in Porto Alegre bzw. Mumbai 
stattfindende Weltsozialforum angesehen, 
das seit 2002 zudem regionalisiert wird. Für 
die (west-)europäischen Bewegungen ist 
das Europäische Sozialforum zu einem wich- 
tigen Bezugspunkt geworden. In Deutsch- 
land gibt es eine Vielzahl lokaler oder regio- 
naler Sozialforen, denen im Juni 2005 nun 
erstmals ein bundesweites folgen soll. 
Ein zeitlich früherer Bezugspunkt ist fürTei- 
le der Bewegung der Aufstand der Zapatis- 
tas seit 1994 und das im Sommer 1996 im 
mexikanischen Chiapas abgehaltene ,,Erste 
Treffen gegen Neoliberalismus und für eine 
menschliche Gesellschaft". Heute weltweit 
verwendete Mottos wie ,,ya basta!" (es 
reicht) oder,,Eine andere Welt ist möglich!" 
stammen von den Zapatistas. 
Internationale Demonstrationen sind Kris- 
tallisationspunkte einer heterogenen und 
vielfältigen Bewegung. Der Blick auf die in- 
ternationalen öffentlichen Ereignisse sollte 
aber eines nicht überdecken: Die internati- 
onale Protestbewegung hat sich zum guten 
Teil in lokalen und nationalen Auseinander- 
setzungen herausgebildet. Dabei sind auch 
traditionelle Organisationen wie etwa linke 
Gewerkschaften Teile der Bewegung. Be- 
wegungen haben also komplexe und i.d.R. 
wenig sichtbare Entstehungs-, besser: Fer- 
mentierungsprozesse, sie sind nicht in Seatt- 
le Ende 1999 plötzlich ,,entstandenu. Damit 
wird zum einen nicht das bürgerlich-medi- 
ale Bild reproduziert, sie seien „vom Him- 
mel gefallen". Zum anderen droht einer 
,,Stunde Nullu-Metapher eine Entwertung 
anderer Kämpfe -jener, die bereits vorher 
stattfanden und jener, die sich nicht unter 
das Label der damit bezeichneten Bewe- 
gung wie etwa Attac zählen (lassen). 
Die lnternationalisierung von Protest und 
Bewegung, dies zeigte sich bereits vor 
Seattle, ist ein voraussetzungsvoiier Pro- 
zess. Jackie Smith verwendet in ihrer kennt- 
nisreichen Analyse der Proteste von Seattle 
den Begriff der ,,transnationalen sozialen 
Bewegungs-Organisation", die das Rückgrat 
der internationalen Proteste bildeten. Sie 
seien in den 90er Jahren entstanden und 
antworteten auf die internationale neolibe- 
rale Wirtschaftspolitik. Die Unterscheidung 
zwischen mehr und weniger formalisierten 
Gruppen verdeutlicht eine gewisse Ar- 
beitsteilung zwischen diesen. Das Internati- 
onal Forum on Globalization (gegründet 
1994) oder das Third World Network (ge- 
gründet 1984) werden als,,Kaderorganisati- 
onen" und,,Paradigmenkämpfern (paradigm 
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warriors) bezeichnet, denen es mit ihrem 
öffentlichen Auftreten um Kritik am neoli- 
beralen Paradigma und um grundsätzliche 
Alternativen geht. Die Rolle alternativer Ex- 
pertise, Organisationserfahrungen und 
Identitätsbildung sei wichtig für kollektive 
Lernprozesse und wird eher von formali- 
sierten Bewegungszusammenhängen bei- 
getragen. Hier liegt m.E. auch die Bedeu- 
tung kritischer NGOs. Gleichzeitig sind laut 
Smith extra-movement groups wichtig, wie 
etwa Kirchen oder Gewerkschaften, die 
zwar in der Regel weniger weit reichende 
Ziele hätten, aber für breitere Beteiligung 
und Legitimität sorgten. 
Bei den Protesten gegen das G7-Treffen in 
Genua war das ähnlich. Die breite Mobilisie- 
rung kam aus Italien, insbesondere von lin- 
ken Gewerkschaften und der Rifundazione 
Comunista. In Prag war umgekehrt die Mo- 
bilisierung weniger stark, weil eben solche 
lokal-national mobilisierenden Akteure 
fehlten. 
Für was stehen die jüngsten Ereignisse poli- 
tisch-inhaltlich, und zwar nicht im Sinne ei- 
nes ,,gemeinsamen Nenners", sondern in 
den erzeugten politischen Effekten? Einer 
der interessantesten Aspekte liegt zweifel- 
los darin, dass es den Bewegungen gelun- 
gen ist, eine neue Runde der Interpretation 
der gegenwärtigen Verhältnisse einzuleiten. 
Deutungen sind immer umkämpft, aber 
eine zentrale Stärke des Neoliberalismus 
liegt zweifellos darin, dass er zum Alltags- 
verstand wurde. In den jüngsten ,,Globali- 
sierungskritiken" wird dieser neoliberale 
Alltagsverstand erstmals etwas grundsätzli- 
cher in Frage gestellt. Die Politisierung 
vormals ,,quasi-natürlicher'' Entwicklungen 
erfolgt über die zu Beginn des Abschnitts 
genannten Begriffe; als kleinsten gemeinsa- 
men Nenner könnte man jenen der neoli- 
beralen Globalisierung bezeichnen. 
Auf allgemeinster Ebene politisiert die Be- 
wegung die Widersprüche des globalen Ka- 
pitalismus. Dies ist nach dem jahrelangen 
Glücksversprechen des Neoliberalismus in 
den Metropolen und seiner konstatierten 
Unausweichlichkeit in den Peripherien 
nicht wenig. Denn statt Freiheit, Selbstbe- 
stimmung und Wohlstand ist die Praxis 
neoliberaler Politik das Gegenteil. Im Zen- 
trum stehen die Deregulierung und der da- 
mit verbundene Abbau sozialer Rechte so- 
wie die weitere bzw. Re-Kommodifizierung 
sozialer Verhältnisse, z.B. durch Privatisie- 
rung öffentlicher Unternehmen, Abbau der 
Sozialhilfe oder lnwertsetzung von mensch- 
licher und außermenschlicher Natur. 
Insbesondere die regulatorischen und sys- 
temischen Schwächen des globalen Finanz- 
Systems werden immer offensichtlicher. 
Eine zentrale Forderung, nämlich die Ein- 
führung einer Steuer auf internationale Ka- 
pitaltransfers (sog. Tobin-Steuer), konnte 
deshalb politisiert werden, weil sie an- 
schlussfähig ist an Kritiken, die auch aus 

dem Establishment heraus, etwa von Geor- 
ge Soros oder Joseph Stiglitz, formuliert 
werden. Dem werden Kategorien der Ge- 
rechtigkeit, eine Demokratisierung der Ver- 
hältnisse (wobei unklar ist, ob dies über die 
grundlegende Veränderung oder gar Ab- 
schaffung internationaler politischer Insti- 
tutionen erfolgen soll), Diversität gegen 
Monokultur u.a. entgegengestellt. Dabei 
werden die Grenzen der parlamentarischen 
Demokratie, die nicht nur angesichts der In- 
ternationalisierung sozialer Prozesse offen- 
kundig sind, für die undemokratische 
Durchsetzung des neoliberalen Projekts 
verantwortlich gemacht. Es gibt einen brei- 
ten Konsens, dass gewaltlose direkte Aktio- 
nen und ziviler Ungehorsam legitim sind. 
Mit den jüngsten Protesten wird ein kon- 
fliktorisches Politikverständnis wieder ge- 
stärkt. So vereinfachend Slogans wie ,,Ge- 
gen Neoliberalismus" oder ,,Gegen die 
Herrschaft der Finanzmärkte" auch sein mö- 
gen -sie konstituieren, was jede Bewegung 
benötigt: einen Gegner. Es ist angesichts 
der jahrelangen Lähmung linker Positionen 
zunächst ein Vorteil, unter allgemeinen, 
schillernden und noch undifferenzierten 
Formeln verschiedene Spektren zu verei- 
nen und handlungsfähig zu machen.Wichtig 
wird es aber in Zukunft sein, genauer zu 
analysieren, wo gesellschaftliche Wider- 
sprüche und soziale Spaltungslinien heute 
verlaufen. 
Auffällig ist schließlich, dass insbesondere 
zu Beginn Kritik geäußert wurde, ohne 
gleich einen,,konstruktiven Vorschlag" parat 
zu haben. Der,,bloße" Protest scheint nach 
vielen Jahren der Diskreditierung eine öf- 
fentliche Rehabilitation zu erfahren - 
insbesondere wenn er die Form des Mas- 
senprotests annimmt. Dies scheint 
insbesondere mit der Krise des Parteiensys- 

tems zusammenzuhängen, das sich immer 
mehr dadurch auszeichnet (die jüngsten 
Wahlen in Frankreich und Deutschland sind 
gute Belege), jenseits der ,,Realpolitik 
nichts mehr zuzulassen. Demgegenüber 
öffnen sich gerade über die Vielfältigkeit 
der Bewegungen Denk- und Handlungs- 
spielräume. 
Schließlich: Die wissenschaftliche und poli- 
tiknahe Globalisierungsdiskussion bleibt 
von den nun ja schon seit einigen Jahren öf- 
fentlich diskutierten Protesten weit ge- 
hend unbeleckt. Ein Indikator ist die En- 
quete-Kommission des Deutschen Bundes- 
tages ,,Globalisierung der Weltwirtschaft", 
die in ihrem Endbericht von 2002 zwar zi- 
vilgesellschaftlichen Akteuren einen brei- 
ten Raum einräumt. Diese werden aber im 
kritischen Spektrum mit kooperationsbe- 
reiten NGOs synonym gesetzt; das Motiv 
des Protests kommt gar nicht vor. 
Ambivalenzen der aktuellen Bewegungen 
Eine der Hauptgefahren besteht sicherlich 
darin, das Schicksal der in den 90er Jahren 
viel gepriesenen Nichtregierungsorganisa- 
tionen (NGOs) zu wiederholen. Mit unge- 
heurem Aufwand haben diese sich in politi- 
sche Auseinandersetzungen begeben, wur- 
den aber mehr und mehr zu einer doppel- 
ten Ressource für staatlich-neoliberale so- 
wie internationale Politiken: Als Akteure 
mit Erfahrungen und großem Wissen über 
komplizierte politische und sozioökonomi- 
sche Prozesse wurde zum einen selektiv auf 
sie zurückgegriffen, wenn es angemessen 
schien. Als ,,zivilgesellschaftliche" Akteure 
dienten sie zum anderen der Legitimation 
der dominanten Entwicklungen - was 
konnte schon falsch laufen, wenn zumindest 
bei den umwelt-, entwicklungs-, men- 
schenrechts- oder frauenpolitischen soft is- 
sues,,die Zivilgesellschaft" mit am Tisch saß. 

- 
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,,Harteu militär- oder wirtschaftspolitische 
Themen wurden demgegenüber weiterhin 
unter Ausschluss möglicher kritischer Au- 
gen behandelt. Das relative Scheitern lag 
nicht zuletzt daran, dass den Aktiven ein kri- 
tisches Verständnis der Umbrüche, nämlich 
der neoliberalen Globalisierung, weit ge- 
hend fehlte. Auch den jüngsten Protestbe- 
wegungen (bzw. Teilen davon) könnte es 
mittelfristig passieren, dass sie zu einer Art 
institutionalisiertem schlechten Gewissen 
werden, mit dem die Mächtigen sich publi- 
kumswirksam treffen und welches sie 
immer wieder daran erinnert, sich doch 
auch der Verliererlnnen und negativen Fol- 
gen der Globalisierung bewusst zu werden 
und hie und da (symbolisch) tätig zu wer- 
den. Bei aller Heterogenität würde eine sol- 
che Entwicklung den Ansprüchen des ge- 
samten globalisierungskritischen Spek- 
trums kaum genügen. 

Kapital und Staat 
Eine Form, die Krise des Fordismus anzuge- 
hen, bestand darin, Kapitalmacht zu stärken, 
insbesondere durch die politische Deregu- 
lierung von Kontrollen und die daraus fol- 
gende größere Mobilität. Dieser Sachver- 
halt wird von den verschiedenen Spektren 
gleichermaßen politisiert. Differenzen be- 
stehen in der Einschätzung, ob es die ge- 
stiegene Macht des Kapitals insgesamt 
oder vor allem des Finanzkapitals ist, die ei- 
nen Kern der neoliberalen Globalisierung 

wie auch der aktuel- 
len Krisendynamik 
ausmacht. 
Ambivalenter sind 
die Positionen ge- 
genüber dem Staat. 
Insbesondere seine 
neoliberale Transfor- 
mation wird von den 
Bewegungen kriti- 
siert. Staat wird von 
einem großen Teil 
der Bewegungen 
zwar als herrschafts- 
förmige Institution 
verstanden; gleich- 
wohl wird diesem 
ein potenzieller Be- 
zug auf das Allge- 
meinwohl unter- 
stellt. Vorherrschend 
ist dabei eine Sicht- 
weise, die sich von 
adäquaten staatli- 
chen Eingriffen ein 
relativ krisenfreies 
Funktionieren des 
Kapitalismus ver- 
spricht. Pierre Bour- 
dieu stellte die Ent- 
wicklung eines eu- 
ropäischen Sozial- 
staates perspekti- 

visch dem anti-sozialen Neoliberalismus 
entgegen. Für die internationale Politik do- 
miniert im politikwissenschaftlichen Main- 
stream, aber auch in Teilen der aktuellen 
Protestbewegungen die Annahme, dass 
,,dieu Politik den ökonomischen Globalisie- 
rungsprozess einzubetten habe. Hier liegt 
eine deutliche Ambivalenz: Damit sind er- 
hebliche Politisierungsprozesse gelungen, 
denn es wird an einem anderen Element 
des Alltagsverstandes angeknüpft, nämlich 
dass der Staat zuvörderst Gemeinwohlinter- 
essen zu verfolgen hat. Allerdings läuft die- 
se Interpretation Gefahr, Neoliberalismus 
als rein von oben durchgesetzt zu verste- 
hen. 
Es stellt sich die Frage, welche Rolle staatli- 
che Politik in den jüngsten Veränderungen 
tatsächlich spielt. Wie gezeigt wurde, hat sie 
als institutionalisierter Teil gesellschaftli- 
cher Kräfteverhältnisse den neoliberalen 
Prozess aktiv mit vorangetrieben.,,DieU Poli- 
tik auf lokaler, nationaler und internationa- 
ler Ebene steht ja gerade nicht gegen,,dieU 
Ökonomie und gesamtgesellschaftliche 
neoliberale Orientierungen, sondern sie si- 
chert neoliberale Interessen institutionell 
und ideologisch ab. Daher ist es eine grobe 
Verkürzung, von politisch-staatlichen Ak- 
teuren nun anti-neoliberale Politik zu er- 
warten. In großen Teilen des ,,nördlichenn 
globalisierungskritischen Spektrums wird 
die neoliberale Perspektive ,,Markt versus 
Staat" reproduziert; der Staat als kapitalisti- 

scher mit seinen grundlegenden (um- 
kämpften) Funktionen sowie seine aktuelle 
Transformation zum Wettbewerbsstaat wie 
auch der dominante globale Konstitutiona- 
lismus werden nicht thematisiert. Zum ei- 
nen ist mit dieser Perspektive durchaus die 
Politisierung von Menschen erreicht wor- 
den. Andererseits lassen sich die Akteure 
auf ein vorgegebenes Terrain ein, das es 
selbst zu hinterfragen gälte. Der von den 
Neoliberalen postulierten Zurückdrängung 
des Staates zu Gunsten des Marktes wird 
seine neuerliche Stärkung als zentraler Pro- 
grammpunkt entgegengesetzt. Hinsichtlich 
internationaler Politik i s t  ein ähnliches 
Muster vorzufinden. Globalisierung wird als 
ökonomischer Prozess verstanden, den es 
nun politisch zu re-regulieren gelte. 
Eine Paradoxie der aktuellen Gesellschafts- 
transformationen besteht darin, dass sie 
gegen die Illusion einer umfassenden 
emanzipativen Gestaltung gesellschaftli- 
cher Verhältnisse durch den Staat die Gren- 
zen staatlicher Politik aufzeigen. Das sollte 
für linke Positionen kein Anlass zur Häme 
sein, denn damit werden grundlegende 
Rechte der subalternen Klassen abgebaut. 
Dennoch öffnen sich auch Räume für eine 
linke Kritik. Macht- und Herrschaftsverhält- 
nisse müssen aus emanzipatorischer Pers- 
pektive umfassender in Frage gestellt wer- 
den. Der bürgerlich-kapitalistische Staat ist 
zentraler Akteur und Terrain der Aufrechter- 
haltung von Macht und Herrschaft und soll- 
te eben nicht als Bollwerk gegen den Neo- 
liberalismus (miss-) verstanden werden. 
Dies aufzunehmen und voranzutreiben ist 
eines der Essentials linker Politik. Gerade 
hier zeigt sich, dass ein wiederherzustellen- 
der Fordismus nicht als Folie der aktuellen 
Kritik dienen sollte. Gleichwohl, und dies 
stellt eine weitere Ambivalenz dar, ist die 
Verteidigung sozialstaatlich-fordistischer Er- 
rungenschaften ein wichtiger und weithin 
anerkannter Aspekt. 
Konsens dürfte sein, dass der Nationalstaat 
weiterhin ein wichtiges Terrain von Ausein- 
andersetzungen ist. Internationale Politik 
und ein über internationale Institutionen 
hergestellter ,,disziplinierender Neolibera- 
lismus" (Stephen Gill) wird als wichtig er- 
achtet, aber WTO, IWF und Weltbank werden 
von den Bewegungen nicht alleine für die 
katastrophalen Entwicklungen unabhängig 
von Nationalstaaten verantwortlich ge- 
macht. 
Die gegenwärtigen Bewegungen haben 
m.E. durchaus das Potenzial, die praktische 
Staats- und Politikkritik zu radikalisieren 
und zu internationalisieren, um den aktuel- 
len Veränderungen Rechnung zu tragen. 
Eine kritische Thematisierung des herr- 
schenden Politikbegriffs kann mit den ak- 
tuellen (internationalen, europäischen oder 
wo auch immer artikulierten) Protesten 
eine Relativierung und gleichzeitig eine Ra- 
dikalisierung erfahren. Relativiert werden 



kann er, wenn staatliche Politik nur als ein 
Teil umfassender Veränderungen verstan- 
den wird. Dann geraten grundlegend verän- 
derte Alltagspraxen in den Blick und es 
geht nicht (nur) um die Machtfrage, sondern 
um eine umfassendere Politisierung und 
Veränderung der Gesellschaft in kompli- 
zierten ,,Stellungskriegen" (Gramsci). Die 
Radikalisierung bestünde darin, die Engfüh- 
rung von Politik und Staat aufzulösen. Dies 
gelingt den Bewegungen teilweise auch. 
Die praktische und theoretische Staats- und 
Politikkritik muss sich aber auch internatio- 
nalisieren. Am Beispiel der neoliberalen in- 
ternationalen lnstitutionen WTO, IWF und 
Weltbank kann dies verdeutlicht werden. 
Diese sind weiterhin Ausdruck eines neoli- 
beralen Gesellschaftsumbaus - was 
insbesondere bedeutet: die Unterordnung 
sozialen Handelns unter den Imperativ in- 
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit und 
die kritiklose Akzeptanz kapitalistischer Ei- 
gentums- und Produktionsverhältnisse. Das 
internationale lnstitutionensystem ist kein 
Instrument der herrschenden Länder und 
Büttel des Kapitals. In ihm verdichten sich 
jedoch weltweite bürgerlich-kapitalisti- 
sche und imperialistische Kräfteverhältnis- 
se und Ergebnisse sozialer Auseinanderset- 
zungen. Diese sind wiederum, formuliert als 
,,nationales Interesse", Ausdruck nationaler 
Kämpfe und Kräfteverhältnisse. 

Hegemonie 
Ein herrschaftstheoretisches Verständnis, 
das nicht von einem dichotomischen ge- 
sellschaftlichen ,,Obenu und ,,Untenn bzw. 
,,Bösenn und,,GutenU ausgeht, kann fruchtbar 
an den Hegemoniebegriff in der Tradition 
Gramscis anschließen. 
Mit dem Begriff der Hegemonie, der wesent- 
lich die Aspekte ,,politische Führung" und 
,,Konsens" umfasst, nahm Antonio Gramsci 
eine entscheidende Erweiterung in der his- 
torisch-materialistischen Theorietradition 
vor. Hegemonie wird verstanden als Fähig- 
keit der herrschenden Gruppen und Klas- 
sen, ihre Interessen dahingehend durchzu- 
setzen, dass sie von den subalternen Grup- 
pen und Klassen als Allgemeininteresse an- 
gesehen werden und dass es weit gehend 
geteilte gesellschaftliche Vorstellungen 
über die Verhältnisse und ihre Entwicklung 
gibt. (Historisch-spezifisch formen sich 
nicht nur Klasseninteressen verschieden 
aus, sondern es gibt auch unterschiedliche, 
darüber hinausgehende artikulierte Inter- 
essen: demokratische, geschlechtsspezifi- 
sche, ,,ethnischeu, friedenspolitische oder 
sozial-ökologische Interessen. Vielfältige 
und widersprüchliche Strategien sowie 
umfassendere soziale Praktiken treffen in 
verschiedensten Auseinandersetzungen 
aufeinander und verdichten sich zu gesell- 
schaftlichen Kompromissen, zu einem ver- 
allgemeinerten Konsens. Gesellschaftliche 
Hegemonie umfasst also nicht nur Klassen, 
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sondern auch andere politische Kräfte; ent- 
sprechend finden Kämpfe um Hegemonie 
immer in Bündnissen statt.). 
Insofern erzeugt Hegemonie einen,,aktiven 
Konsens der Regierten". Damit ist nicht nur 
die ausdrückliche Zustimmung zu be- 
stimmten Verhältnissen und Praktiken ge- 
meint, sondern eine umfassende und all- 
tägliche materielle Praxis. Konsens ist we- 
der eine passive Angelegenheit noch ein 
harmonischer Interessenausgleich. Der Be- 
griff ist vielmehr zu verstehen vor dem Hin- 
tergrund sozialer Kämpfe und sich im poli- 
tischen Prozess artikulierender (und 
teilweise erst bildender) Interessen. Die re- 
lative Stillegung oder lnstitutionalisierung 
von Kämpfen erfolgt über soziale (asym- 
metrische) Kompromisse, in denen sich die 
relevanten und artikulierten Interessen be- 
rücksichtigt sehen. Der gesellschaftliche 
,,Ortu der Kämpfe um Hegemonie ist nach 
Gramsci die Zivilgesellschaft. Die Verbin- 
dung zwischen Staat im engeren Sinne mit 
seinen verschiedenen Apparaten und der 
societa civile, des privat organisierten Hege- 
monieapparates, fasst Gramsci mit dem Be- 
griff des erweiterten oder integralen Staa- 
tes. Hegemonie wird also nicht nur über 
den Staat, sondern gesamtgesellschaftlich 
hergestellt. Soziale Auseinandersetzungen 
fokussieren nicht nur auf den Staatsapparat, 
sondern auf die Kräfteverhältnisse im er- 
weiterten Staat und im Bereich privatkapi- 
talistischer Produktion. 
Dies hat mindestens vier Implikationen. 
Die Durchsetzung der neoliberalen Globa- 
lisierung als gesellschaftliches Projekt imp- 
liziert zum einen, dass Alternativen dazu 
sich nicht nur auf staatliche Politiken fokus- 
sieren können. Es geht immer auch und ge- 
rade um dieVeränderung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse. Eine zu eng angelegte 
Reformperspektive droht - strategisch oder 
aus Überzeugung - dem Glauben aufzusit- 
zen, die aufgeklärten Eliten mit entspre- 
chendem,,Druckvon unten" von einem not- 
wendigen Politikwechsel überzeugen zu 
können. Eine Gefahr besteht zudem darin, 
kurzfristige mediale Erfolge mit der nach- 
haltigen Veränderung materieller Kräftever- 
hältnisse und herrschender Entwicklungen 
zu verwechseln. Um die neoliberale Hege- 
monie zu brechen, bedarf es jedoch umfas- 
sender gesellschaftlicher Lern- und Erfah- 
rungsprozesse. Dies kann nicht durch medi- 
ale Aufmerksamkeit und die Schaffung an- 
erkannter Sprecherlnnen kompensiert wer- 
den. Denn zweifellos besteht die Gefahr,Teil 
der ,,Politik in der Manege'' (Wolf Dieter 
NarrIRoland Roth) zu werden. Emanzipative 
Politik ,,gehtu nicht schnell - wenngleich 
Sprünge vor allem auf der symbolischen 
Ebene und jener der positiveren Selbstein- 
schätzung unverzichtbar sind (deswegen 
sind Genua und Seattle wichtig) -, sondern 
ist kompliziert und muss an alltägliche 
Praktiken in Uni, Betrieb, Stadtteil, politi- 

schen Organisationen oder persönlichen 
Beziehungen rückgebunden werden. Sonst 
wird nämlich unterschätzt, dass der Neoli- 
beralismus gerade auf der kulturellen Ebe- 
ne überaus erfolgreich war. Die Verschie- 
bung gesellschaftlicher Strukturen und 
Kräfteverhältnisse findet nicht nur in Öffent- 
lichen Debatten statt. Gerade in Zeiten, in 
denen immer weniger öffentlich zur Dis- 
kussion steht und insbesondere die techno- 
logisch-ökonomischen Transformationsker- 
ne kaum zugänglich sind, wird eine solch 
verengte Perspektive problematisch. 
Ein kritisch-hegemonietheoretisches Ver- 
ständnis von Zivilgesellschaft impliziert 
zweitens, dass alternative Strategien oder 
gar gegenhegemoniale Projekte zwar in- 
nerhalb der Zivilgesellschaft entstehen 
können, aber nie durch die Zivilgesellschaft 
als Ganzes, da diese selbst von Spaltungen 
durchzogen ist und gerade hier die domi- 
nanten Klassen und Kräfte agieren. Außer- 
dem bleibt der Bereich privater Produktion 
ein wesentliches Terrain sozialer Auseinan- 
dersetzungen. In Frage gestellt werden 
müsste also die neoliberale Gouvernemen- 
talität, die offenbar für viele Menschen eine 
hohe Plausibilität hat. Dies geschieht, jen- 
seits der Aufmerksamkeit schaffenden sym- 
bolischen Konfrontationen mit Staat, inter- 
nationalen lnstitutionen oder Kapital, in 
vielfältigen Ansätzen politisch-sozialisie- 
render Basisarbeit. 
Von Hegemonie kann drittens gesprochen 
werden, wenn es den herrschenden Kräften 
gelingt, die diskursiven und institutionellen 
Terrains der Auseinandersetzungen und 
Kompromissbildungen vorzugeben. Auf der 
diskursiven Ebene haben die Bewegungen 
einige Erfolge zu verzeichnen, insbeson- 
dere - auch wenn man sich über gesamtge- 
sellschaftliche Wirkungen keine Illusionen 
machen sollte - über die zunehmende In- 
fragestellung des neoliberalen Alltagsver- 
standes. Hier ist die Frage, inwieweit be- 
stimmte ,,Diskurs-Settings" akzeptiert wer- 
den, in denen Anerkennungs- und Unter- 
ordnungsverhältnisse reproduziert werden, 
etwa in Form des Lobbyismus. Die herr- 
schaftsförmige Form der Politik wird dabei 
kaum mehr in Frage gestellt. Auf der institu- 
tionellen Ebene sieht es schwieriger aus. 
Wie die Auseinandersetzungen um das MAI, 
die WTO, IWF/Weltbank u.a.zeigen, werden 
gerade auf internationaler Ebene die sich 
herausbildenden Formen von Politik zu- 
nehmend in Frage gestellt, und zwar nicht 
nur von der internationalen Protestbewe- 
gung, sondern auch von einigen Regierun- 
gen. Die Streits zwischen den USA und der 
EU um das MAI wie auch die wachsende Kri- 
tik der Entwicklungsländer zeigen, dass die 
grundlegende Richtung keineswegs klar ist. 
Dies negiert nicht die Dominanz der inter- 
nationalen lnstitutionen und die Übergrei- 
fende Bedeutung eines,,globalen Konstitu- 
tionalismus", zeigt aber deren Brüchigkeit. 



q9L:ALER PSOTZST 8; ?9LET! ; - 
spw 5 12004 

Die Frage internationaler Hegemonie führt 
zu einem vierten Aspekt, der Joachim 
Hirsch dazu veranlasste, bezüglich der aktu- 
ellen internationalen Politik von einer 
,,nicht-hegemonialen Situation" zu spre- 
chen. Wenn Hegemonie darin besteht, dass 
die herrschenden Kräfte politische Führung 
auszuüben in der Lage und zu materiellen 
Zugeständnissen an die beherrschten Kräf- 
te bereit sind, dann haben Deregulierungen 
und Privatisierungen im Zuge der neolibe- 
ralen Globalisierung dazu geführt, dass die 
dominanten Staaten Hegemonie immer 
weniger ausüben können - ihnen fehlen, 
überspitzt formuliert, zunehmend die Mit- 
tel dazu. Das Projekt eines globalen Keyne- 
sianismus wird hier historisch-konkret brü- 
chig. Darüber hinaus besteht eine allge- 
meine Grenze globaler Umverteilung darin, 
dass das internationale kapitalistische Staa- 
tensystem eben nicht nur durch Kooperati- 
on, sondern ganz entscheidend durch öko- 
nomische und politische Konkurrenz ge- 
prägt ist. Auch diese Konstellation führt 
dazu, mit der Annahme eines globalen Key- 
nesianismus und der Wiederkehr des For- 
dismus zu brechen. 

Strategiefragen 
Eine der wichtigsten Aufgaben sowohl in- 
nerhalb der als auch zwischen den ver- 
schiedenen Spektren wird in Zukunft 
vielleicht darin liegen, Lern- und Streitkul- 
turen auszubauen, um vielfältige gegen- 
oder antihegemoniale Strategien zu entwi- 
ckeln. Dann wird sich eine weitere Ambiva- 
lenz klarer konturieren. Sehr deutlich sind 
die Ziele und entsprechenden Strategien 
der Bewegungen (hier wäre am ehesten im 
Plural zu sprechen) jenseits der Postulate 
von ,,grundlegendem sozialen Wandel" 
nicht. Der Bewegungsforscher Dieter Rucht 
weist darauf hin,dass es mit dem Wachstum 
und der Stabilisierung der Bewegung zu 
Klärungsprozessen und Entscheidungen 
kommen muss. Die große ideologische 
Bandbreite ist in der Formierungsphase 

sinnvoll. Aber, so argumentiert Rucht, dieser 
Bogen drohe zu zerbrechen, sobald im 
Zuge von Organisations- und Strategiefra- 
gen auch politisch-ideologische Deutungs- 
muster verlangt würden, die langfristig ein- 
zuschlagende Richtungen begründen könn- 
ten. Angesichts der unvermeidlichen Span- 
nungen zwischen erstens der notwendigen 
Bildung kollektiver Identität und einem zu 
scharfen und nach außen hin abschotten- 
den gemeinsamen Nenner sowie zweitens 
zwischen fehlenden und zu starken Struktu- 
ren empfiehlt er,,,eine prekäre Balance zu 
wahren". Seiner Einschätzung einer künftig 
zu erwartenden, klareren politisch-ideolo- 
gischen Kontur widerspricht einer der orga- 
nisatorischen und intellektuellen Köpfe von 
Attac-Deutschland. Er sieht die Pluralität 
nicht nur als aushaltbar, sondern als konsti- 
tutiv, als ,,Produktivkraftu an (in der Zeit- 
schrift Z, April 2004). 
Die Einschätzung von Rucht, dass es mit der 
Zeit einer stärkeren politisch-ideologi- 
schen Konturierung bedarf, um Strategien 
zu entwickeln, scheint plausibel. Aber jün- 
gere Erfahrungen wie z.B. jene, die mit dem 
zapatistischen Motto des ,,preguntando ca- 
minamos" (fragend schreiten wir voran) be- 
zeichnet werden können, sollten zumindest 
die Möglichkeit offen lassen, dass eine gro- 
ße Spannung aushaltbar ist. Dass nämlich in 
Erfahrungs- und Klärungsprozessen Politi- 
sierung entsteht und Strategien entwickelt 
werden, die in engem Zusammenhang mit 
politisch-ideologischen Deutungsmustern 
stehen, das eine also dem anderen nicht vor- 
gängig ist. Dann ist es aber in der Tat eine 
Frage von Reflexions- und Klärungsprozes- 
sen, Diskussionsorten, internen Kräftever- 
hältnissen und Überzeugungsarbeit. 
Eine der wichtigsten Auseinandersetzun- 
gen liegt hier im Verhältnis zu den Gewerk- 
schaften, was kein einfaches und ein inten- 
siv diskutiertes Thema ist. Allgemein stellt 
sich die Frage, inwieweit nämlich insbeson- 
dere hierzulande die Gewerkschaften sich 
aus ihrer staatstragenden und sozialdemo- 

kratischen Fixierung 
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zu lösen bereit und 
in der Lage sind. 
Hinsichtlich theore- 
tischer wie strategi- 
scher Fragen halte 
ich es in der nächs- 
ten Zeit für unge- 
mein wichtig, neben 
der Dekonstruktion 
der Staatsillusion 
auch den Ökono- 
miebegriff zu ent- 
grenzen.,,Ökonomie" 
i s t  eben nicht der 
,,harte Kern" gesell- 
schaftlicher Entwick- 
lung, sondern gesell- 
schaftlich eingebet- 
tet und in vielfältige 

Verhältnisse eingelassen. Mit der Abspal- 
tung sozial-ökologischer Fragen oder der 
Ausblendung der Geschlechterverhältnisse 
reproduziert die Bewegung einen bürgerli- 
chen Ökonomiebegriff und suggeriert, nun 
im Zentrum der Auseinandersetzungen an- 
gekommen zu sein. 
Ein hauptsächliches Dilemma jeder kriti- 
schen-emanzipativen Bewegung besteht 
darin, dass sie entgegen ihrem Anspruch 
durchaus integriert werden und letztend- 
lich modernisierend wirken können. Dage- 
gen gibt es keinen Ausweg außer den der 
permanenten Reflexion der (Kräfte-) Ver- 
hältnisse und eigenen Strategien. Unter wi- 
dersprüchlichen Bedingungen ist und 
bleibt auch kritisches und emanzipatori- 
sches Denken und Handeln widersprüch- 
lich. Mein Argument in diesem Beitrag lässt 
sich zuspitzen in der Frage, ob es den ver- 
schiedenen globalisierungskritischen Ak- 
teuren um eine Stabilisierung des Kapitalis- 
mus oder um eine umfassendere Herr- 
schaftskritik geht. Diese Gegenüberstellung 
i s t  nicht synonym mit der immer wieder zu 
hörenden: hier die Bewegungsteile, die 
konkrete Forderungen stellen und dort 
jene, die ,,nuru kritisieren. Das Verhältnis ist 
komplizierter, und mit einem kritischen 
Hegemoniebegriff geht es heute auch dar- 
um, Denk- und Handlungsräume jenseits 
der realpolitisch-plausiblen Orientierun- 
gen zu öffnen, die bei genauerer Betrach- 
tung so real gar nicht sind. 
Und schließlich: Pierre Bourdieu insistierte 
auf den wichtigen Umstand, dass gegen- 
bzw. antihegemoniale Praktiken einer stär- 
keren Bezugnahme von Bewegungen und 
Intellektuellen aufeinander bedürfen 
(www.raisons.org). Das neoliberal-postfor- 
distische Projekt hätte in derTat nicht seine 
Konturen bekommen ohne ihre organi- 
schen Intellektuellen, die zur Ausarbeitung 
von Konsensen und Legitimierung der Ver- 
hältnisse entscheidend beitragen. Gramsci 
betonte immer, dass auch subalterne Kräfte 
ihre eigenen Intellektuellen hervorbringen. 
Daher stellt sich gerade in der Konstituti- 
onsphase eines möqlichen Protestzyklus' 
die . ~ r a ~ e ,  wie sich kritische lntellektuelle 
auf die jungen globalisierungskritischen 
Bewegungen beziehen. Zunächst ist festzu- 
halten, dass es bislang im etablierten wis- 
senschaftlichen Betrieb recht wenige kriti- 
sche Intellektuelle gibt, die sich mit neuen 
Formen praktischer Kritik auseinander set- 
zen. Weit wichtigere Orte kritischer Reflexi- 
on sind heute NGOs oder außerakademi- 
sche Netzwerke. Ein Problem ist dabei die 
Spaltung der Subalternen und die Orientie- 
rung an einem,,korporativen Bewusstsein", 
d.h. der Durchsetzung partikularer Interes- 
Sen und der Aufgabe einer Perspektive um- 
fassender gesellschaftlicher Veränderung. 
Eine zentrale Funktion kritischer Intellektu- 
eller liegt auch darin, Herrschaftskritik zuzu- 
spitzen und in praktische Kritik einfließen 
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zu lassen. Wie das geschieht, ist eine Frage 
politischer und intellektueller Praktiken, die 
sich immer wieder neu herstellen müssen 
- einen ,,goldenen Weg" gibt es dafür 
glucklicherweise nicht. SPW !itzw 
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Sozialer Protest  und Medien 
Wie mit Meinungsforschung 
Meinung gemacht wird 

Von Anja Kruke 

Wir konnten es gerade wieder in 
aller Ausführlichkeit beobachten: Die Mei- 
nungsforscher treten als Herren der Lage 
auf,die Daten sind das Maß aller politischen 
Dinge. Regelmäßig vor Wahlen suchen sie 
auch die LeserIZuschauer, die sich 
ansonsten für die monatlichen Daten wenig 
interessieren, heim. Es wird gezählt, ge- 
wichtet und gedeutet. Welche Rolle spielt 
Hartz IV in den Landtagswahlen, welche in 
den Kommunalwahlen? Welches Thema ist 
wichtig, welche Person? Diese und anderen 
Fragen prasselten in den letzten Wochen 
des diesjährlichen Wahlmarathons auf uns 
herab. 
Ich möchte im Folgenden der Frage nach- 
gehen, inwiefern sich eine solche ,,Mathe- 
matisierung der Politik" auf den politischen 
Prozess auswirkt. Wenn alle am politischen 
Geschehen beteiligten Akteure (Parteien1 
Politiker, MedienIJournalisten, Zuschauer1 
Leser) sich an diesen Prozentzahlen orien- 
tieren, was heißt das dann für die Formulie- 
rung politischer Positionen und ihre Legiti- 
mation, ihre Durchsetzung in der Öffentlich- 
keit? 

Parteien und Meinungsforschung 
Zunächst einmal ist es jedoch notwendig, 
sich die Position der Meinungsforschungs- 
institute zwischen Parteien und Medien vor 
Augen zu führen. Parteien beschäftigen seit 
den fünfziger Jahren Institute, die ihnen die 
Zahlen liefern. Seitdem ist die messtechni- 
sche Beobachtung der öffentlichen Mei- 
nung aufs Engste mit ihrer Bearbeitung ver- 
knüpft - Zahlen werden als Mittel der Steu- 
erung öffentlicher Meinung begriffen und 
eingesetzt. Die Parteien verlassen sich 

dabei nicht nur auf ein Institut;zumeist ver- 
fügen sie über ein ,,Hausinstitut", vergeben 
aber auch anderweitig Aufträge und sam- 
meln Daten. Die Medien verfahren ähnlich: 
Seit den achtziger Jahren haben sich Koo- 
perationen verschiedener Medien mit Ins- 
tituten herausgebildet, d.h. ein Institut ar- 
beitet für verschiedene Medien. Gleichzei- 
tig sind fast alle der Institute, die politische 
Demoskopie betreiben, auch beim Bun- 
despresseamt für regelmäßige Umfragen 
unter Vertrag. Allein das Presseamt gibt 
jährlich knapp zwei Millionen Euro für Mei- 
nungsforschung aus. Fast jedes Institut, das 
politische Meinungsforschung betreibt - 
und das tun längst nicht alle Umfrageinsti- 
tute -, bedient mit seinen Umfragen das 
Presseamt, so dass sich die Auftraggeber in 
vielen Fällen überschneiden. Zumeist wird 
jedoch die so genannte Sonntagsfrage (und 
was sonst dazugehört: Aufgliederung nach 
diversen Kategorien, damit zusammenhän- 
gende Frage) eingekauft. Der Vorteil, den 
die Auftraggeber trotz Überschneidung er- 
halten, ist ein zeitlicher Vorsprung vor der 
Veröffentlichung (also einer möglichen Vor- 
bereitung von Reaktionen) sowie die Mög- 
lichkeit, damit zusammenhängende Fragen 
zusätzlich stellen zu lassen. Damit operiert 
die Meinungsforschung in beiden Berei- 
chen, Politik wie Medien, gleichermaßen. In 
beiden Sphären beruft sie sich auf die Ob- 
jektivierbarkeit von öffentlicher Meinung in 
Zahlen und ihrer Wissenschaftlichkeit. Bei- 
de Aspekte reichen zwar nicht aus, um die 
Meinungsforschung unangreifbar zu ma- 
chen, aber sie garantieren ihr einen argu- 
mentativen Vorzug gegenüber anderen An- 
sichten, die nun auf einzelne, verzerrte Mei- 
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nungen reduziert werden können.Wenn 2.B. 
innerhalb der SPD bestimmte inhaltliche 
Aspekte und die Vorgehensweise diskutiert 
werden und Mitglieder auf eine bestimmte 
Sichtweise beharren, werden Umfrageda- 
ten dazu genutzt, die Meinung dieser Mit- 
glieder als ,,Ingroupu, als eine verzerrte 
Wahrnehmung gegenüber der allgemeinen 
(öffentlich messbaren) Wahrnehmung zu 
entwerten. Dies verdeutlicht einmal mehr, 
wie sehr Daten der Umfrageforschung ein 
gängiges Mittel politischer Auseinander- 
setzung darstellen. Doch wird hier die spe- 
zifische Funktion einer auf diese Art erfol- 
genden Hierarchisierung von Beobachtung 
deutlich: Während die aktiven Mitglieder 
Politik betreiben, können sie sich gerade 
deswegen jedoch nicht zuverlässig selber 
beobachten, eben weil sie nicht außerhalb 
der Partei stehen und sich und ihre Arbeit 
entsprechend betrachten können. Die Mei- 
nungsforschung dient damit als ein zuver- 
lässigeres Mittel der Selbstbeobachtung als 
es die Mitglieder selber können: Die De- 
moskopen beobachten also für die Partei- 
en, wie die Wähler die Parteien beobachten 
und die Parteien erhalten darüber Rück- 
schlüsse auf sich selbst - manchmal wer- 
den die Daten anschließend auch intern 
oder extern als Werkzeug eingesetzt. Je- 
doch erhalten auch die Medien diese Daten 
(zumindest einen großen Teil, den sie ja 
ebenfalls bezahlt haben) und geben sie 
ebenso in spezifischer, interpretierte Form 
weiter:Vor allem die Printmedien berichten 
in den meisten Fällen verkürzt und geben 
die grundlegenden Daten zum Verständnis 
der Umfrage nicht an, übrigens im Gegen- 
satz zu ihren Journalistenkollegen in den 
USA, wo der Kodex der Umfrageberichter- 
stattung sich durchgesetzt hat. 

Der Wähler im Fokus? 
Was für Rückschlüsse ziehen die Parteien, 
was bedeutet diese Transparenz der Beob- 
achtung für die Medien und vor allem für 
die Wählerschaft? 
Zunächst einmal zu den Parteien: Sie haben 
in einem langen Lernprozess begriffen, 
dass Medien in gewissen Eigenlogiken 
funktionieren, dass sie ökonomischen 
Strukturen folgen, die an den Verkaufserfolg 
und damit an bestimmte Prinzipien der 
,,Aufmerksamkeitn, die man auch als Nach- 



richtenwerte beschreiben kann, wie z.B. 
Christiane Leidinger das in der letzten Aus- 
gabe der spw getan hat, gebunden sind. 
Dementsprechend versuchen sie, Themen 
zu setzen und darüber,dass sie demoskopi- 
sche Daten antizipieren, öffentliche Mei- 
nungsbildung zu steuern. Soviel ist zum 
grundlegenden Modell zu sagen -wenn das 
wirklich klappen würde, hätten sich einige 
Leute bestimmt vor dem Sommer allein 
über die semantischen Aspekte von Hartz 
IV bereits Gedanken gemacht. Grundsätz- 
lich bleibt jedoch festzuhaken, dass die 
Strukturen der Medienberichterstattung 
begriffen wurden und Parteien sowie häufig 
einzelne politische Akteure versuchen, das 
auszunutzen. Damit betreiben Parteien wie 
Medien in einem gewissen Sinne das glei- 
che Geschäft, denn während Medien auf 
News bedacht sind, ist den Parteien an ei- 
ner Zustimmungsmaximierung gelegen, 
die sich halt nur öffentlich erzielen lässt. Da- 
mit befördern die Parteien selbst aktiv die 
Personalisierung und Schlagwortorientie- 
rung der Politik. Die Meinungsforschung 
avanciert zu einem Element der strukturel- 
len Kopplung zwischen Medien und Politik, 
da sie sowohl der Politik (und dabei zu be- 
achten: allen Parteien gleichermaßen) als 
auch den MedienIWählern die Maßstäbe 
der Bewertung in die Hand drückt: die Ku- 
chengrafiken und Balkendiagramme der 
Zustimmung. Die Abbildung fordern zur 
Identifizierung, Stellungnahme, Abgrenzung 
heraus -jeder kann sich symbolisch betei- 
ligen und in der Umfrage wiederfinden. Das, 
was jedoch nicht gefragt oder als Antwort 
angeboten wird, existiert nicht. 
Diese Vereinfachung von Politik führt je- 
doch nur scheinbar zu einer Vereinfachung 
der Handlungs- oder Entscheidungsoption 
für die Politik:eher das Gegenteil ist der Fall. 
Es sieht zwar einfacher aus, aber die Inter- 
pretation und die Schlüsse aus den Ergeb- 
nissen sind umso komplizierter, weil nun 
mit viel sozialpsychologischer Fachkenntnis 
daran gearbeitet wird, wie das Ganze zu be- 
werten sei. Handlungsoptionen werden so 
zu einem Würfelspiel, Entscheidungen zu 
einer Risikoabwägung ihrer Folgen: Welche 
Wählergruppe verliert man, wo gewinnt 
man hinzu, was ist an Nebenfolgen einer 
Entscheidung zu beachten. Aus dieser Pers- 
pektive werden Nachrichtenwerte zu etwas 
Verlässlichem: Personen und bestimmte 
Einzelthemen als Aktualitätswerte werden 
in den Vordergrund gestellt. Abstrakte Fra- 
gen von Vertrauen und Glaubwürdigkeit 
drängen parallel in den Vordergrund der 
Selbstdarstellung. Daran schließen sich Fra- 
gen, wie man so etwas an den Wählerldie 
Wählerin bringt, an. Spätestens hier wären 
wir bei den seltsam anmutenden Stilisie- 
rungen von Politikern angekommen, bei 
den offensichtlichen Versuchen, in der Öf- 
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wäre hier als gezielte Stilisierung sicherlich 
Hans Eichels zum,,Sparfuchs" zu nennen. Ein 
gezielter lmagewandel zur Unterstützung 
der Regierungspolitik ist sicherlich die Spit- 
ze, aber ganz generell ist zu fragen, inwie- 
fern die Personifizierung von Repräsentati- 
on, die eben durch die Kategorienbildung 
der Meinungsforschung mit gefördert wird, 
zu einer weiteren zielgruppenspezifischen 
Abbildung in Politiker-Personen führt. Gute 
Listenplatzierungen von Minderheitenver- 
treterlnnen sind sicherlich auch inhaltlich 
voll vertretbar, aber anscheinend verdrängt 
personelles Image als Repräsentation von 
wie auch immer konstruierten Zielgruppe- 
nidentitäten parteipolitischen Images in 
zunehmenden Maße. Dass aber nun aus 
Partei-Repräsentanten Polit-Boygroups 
werden, ist in nächster Zeit wohl doch nicht 
zu befürchten. 
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Die,,Regelnn der Meinungsbildung 
Ein anderer zentraler Aspekt der Rolle der 
Meinungsforschung für die politische 
Kommunikation besteht in den von den 
Demoskopen aufgestellten ,,Regelnu Mei- 
nungsbildung und Entscheidung bei der 
Wählerschaft: Wer war noch nie genervt 
von der ewigen Rede eines,,Kopf-an-Kopf- 
Rennens"? Dies ist eine der beliebtesten 
Bauernregeln der Meinungsforschung, da 
sie auch so gut als Nachrichten vermarkt- 
bar ist. Mal dient sie (auch innerparteilich) 
dazu, die Leute gegen eine eigentlich 
Übermacht zu mobilisieren, mal dient sie 
dazu,eine allzu gewisse Wahlentscheidung 
zu vernebeln. Je nach Bedarf können so 
Regeln angewandt werden, um Wahlent- 
scheidungen in die eine oder andere Rich- 
tung drängen zu wollen oder nachträglich 
zu rechtfertigen. Genauso gibt es Regeln, 
die sich von Daten ableiten lassen, die sich 
auch parallel in der Medienöffentlichkeit 
wiederfinden. Eine der wichtigsten Regeln 
ist die, dass es an der Glaubwürdigkeit der 
Politiker liegt, ob sie gewählt werden und 
dass diese Glaubwürdigkeit an bestimmte, 
demoskopisch erfassbare Merkmale ge- 
knüpft ist. In den vielfältigen ,,Persönlich- 
keitsprofilen" von Politikern, die sich in 
den Umfragen aus zehn oder 15, häufig ad- 
jektivisch bezeichneten gegensätzlichen 
Eigenschaften ausdrücken (entschlossen/ 
nicht entschlossen etc., auch als Skalenab- 
fragen von 1 -5), kann man dann herausle- 
sen, wie ein Politiker aufzutreten hat, wenn 
er glaubwürdig und damit wählbar sein 
will. Manchmal taucht in diesen Profilen 
auch etwas auf, dass auf die Verlässlichkeit 
abzielt oder etwas, dass,,Authentizität" zu 
einem Faktor macht. Das sind nun nicht 
gerade Eigenschaften, auf die man 
vielleicht nicht ohnehin gekommen wäre, 
aber in Kombination mit Themen (dazuge- 
hörigen Untersuchungen) und aktualpoliti- 

fentlichkeit persönliche Images mit The- schen Debatte erfahren diese Punkte eine 
men zu verbinden. Prominentestes Beispiel neue Aufmerksamkeit: Dann nämlich, 

wenn es gar nicht gut um die Profile und 
Prozentpunkte bestellt ist. 

Sozialer Protest in der medialen Drama- 
turgie 
Ein solches Phänomen kann man im Mo- 
ment in der Öffentlichkeit gut beobach- 
ten: Insbesondere im Zusammenhang mit 
den Protesten in Bezug auf Hartz IV, aber 
auch schon zuvor in Bezug auf die Agenda 
2010, wurde immer wieder auf die Frage 
der Standfestigkeit, der Verlässlichkeit 
verwiesen. Hier wird Widerständigkeit 
gegenüber der populären Meinung zu ei- 
nem gewinnenden Aspekt der politi- 
schen Kommunikation gemacht. Diese 
auf ,,Führung",,,Durchsetzungsvermögen" 
und ,,starke Persönlichkeit" zielenden 
Kommunikationen erinnern eher an auto- 
ritative Vorstellungen von Meinungsbil- 
dung, sind aber dennoch nicht von der 
Hand zu weisen und müssen, so scheint 
es, bedient werden. Und an dieser Stelle 
spielen dann auch die Medien eine Rolle: 
Zunächst wurden die Proteste im Osten 
abgetan oder ignoriert, dann plötzlich im 
Sommer aufgenommen und zu einem 
wichtigen Thema gemacht, bis 
schließlich mit den Auftritten Lafontaines 
ein Kulminationspunkt erreicht wurde, 
der nur noch durch reaktives Regierungs- 
handeln gesteigert werden konnte. 
Neben dem Fakt, dass diese Handlung als 
Placebo vollzogen wurde, steht die Beob- 
achtung, dass danach sich das Blatt zu wen- 
den begann und die Protestler abgestem- 
pelt und de-legitimiert wurden, gleichzei- 
tig aber die zuvor in die Defensive gedrück- 
te Regierungspolitik als richtig erscheint, 
gerade in ihrem immer wieder explizierten 
Willen durchzuhalten, da man die getroffe- 
ne Entscheidung für richtig hält. Sicherlich 
dürften genügend ,,NachbesserungenU aus 
der Vergangenheit zu diesem Verhalten bei- 
getragen haben, aber auch die demoskopi- 
sche Regel, dass bewusst eingegangene 
oppositionelle Entscheidungen gegenüber 
der Bevölkerungsmehrheit später zu einer 
umso stärkeren Zustimmung geführt ha- 
ben. Das hat vielleicht auch ein Berater 
beim Blick auf die Geschichte anderer sozi- 
alstaatlicher Veränderungen wie z.B. der 
Einführung der dynamischen Rente ent- 
deckt .. Das hieße, dass Glaubwürdigkeit im 
sichtbaren Durchhaltewillen, also auch ei- 
ner bewussten Opposition gegenüber der 
Mehrheitsmeinung bestünde, die auf eine 
Bestätigung durch die Zeitläufe zielt oder 
besser: hofft. Doch dazu wäre vielleicht 
auch ein anderes Medienensemble und 
eine geringere Kurzatmigkeit vonnöten. Wir 
leben heute nicht mehr in den (massenme- 
dial ganz anders gelagerten) fünfziger Jah- 
ren. Heute sind Medien tendenziell selber 
politische Akteure, wenn auch nicht auf 
Seiten einer der Parteien (oder zumindest 
nicht direkt). 



Medien tendieren eher dazu, den politischen 
Willen des Bürgers stärker gegen die Politik 
in Stellung zu bringen, wie man es immer 
wieder am Schlagwort der Staats- und Poli- 
tikverdrossenheit sehen kann. Diese Stich- 
worte sollen eine allgemeine Desintegrati- 
on bezeichnen, die bei den letzten Wahlen 
mit den Erfolgen der Rechten im Osten mit 
demoskopischen Daten zur Ablehnung der 
Demokratie unterstützt wurden. Dass dabei 
medial nur bestimmte Daten Verwendung 
fanden und andere Fragen, die ein positive 
Einstellung gegenüber der Demokratie als 
richtiger Staatsform zeigen, ignoriert wur- 
den, wie es z.B. in Giovanni di Lorenzos Leit- 
artikel der ZEIT nach den Wahlen von Sachen 
und Brandenburg zu beobachten war, passt 

wiederum in das Bild 
der medialen Strate- 
gie, die Proteste 
zunächst ,,hoch zu 
schreiben", um sie 
nach einer bestimm- 
ten Phase als Protago- 
nisten der News fallen 
zu lassen oder sogar 
,,niederzuschreibenn. 
Dabei helfen Umfra- 
gedaten ungemein. 
Sie erfüllen damit eine 
äußerst ambivalente 
Rolle zwischen Infor- 
mation und Desinfor- 

mation. spw 5,*m4 
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Immer wieder montags ... 
Gewerkschaftliche Arbeitslosengruppen protestieren gegen Hartz IV 

Von Martin Künkler 

Manchmal kommt es anders.Wäh- 
rend viele Organisationen und lnitiativen - 
u.a. der Trägerkreis des Perspektivenkon- 
gresses und die Unterstützerlnnen des eu- 
ropäischen Protesttages am 3. April - Akti- 
onen gegen Sozialabbau für den Herbst 
vorbereiteten, wurden in ostdeutschen 
Städten zu ,,Montagsdemonstrationen" ge- 
gen Hartz IV aufgerufen. Es wurde ein hei- 
ßer Sommer angezettelt statt auf den hei- 
ßen Herbst zu warten. Eine gute und richti- 
ge Entscheidung. Allerdings mit der Ein- 
schränkung, dass nicht in allen Orten früh- 
zeitig und konsequent das Auftreten von 
rechtsextremen Parteien und Nazis auf den 
Montagsdemos verhindert wurde. 
Angesichts der nur schwach entwickelten 
außerparlamentarischen Protestkultur in der 
Bundesrepublik sind die mittlerweile über 
Wochen stattfindenden Demos und dieTeil- 
nehmerlnnenzahlen äußerst beachtlich. Und 
die Demonstrationen zeigten Wirkung.Zwar 
sind die ,,Konkretisierungen" der Bundesre- 
gierung (bisher) lediglich kosmetischer Na- 
tur und ändern nichts daran, dass das Ar- 
beitslosengeld II (ALG II) ein Verarmungspro- 
gramm für Arbeitslose und ein Lohnsen- 
kungsprogramm für Beschäftigte bleibt. 
Dass Rot-Grün aber überhaupt handelte und 
den bisherigen,,Basta-Augen-zu-und-durchr'- 
Kurs änderte sowie die verlogenen, peinli- 
chen Distanzierungen von CDUICSU und 
FDP, die programmatisch noch radikalere 
Einschnitte vertreten, sind ein ermutigendes 

Signal dafür, dass Massenprotesten gegen 
Hartz IV die herrschende Politik verunsi- 
chern und ins Wanken bringen können. Die 
mittlerweile sinkenden Teilnehmerzahlen 
sind m.E. kein Beleg für eine zunehmende 
Zustimmung zu Hartz IV oder einen Erfolg 
der ,,Informationskampagne" der Bundesre- 
gierung, sondern vielmehr normal und abzu- 
sehen gewesen: Massendemonstrationen im 
Wochenrhythmus (!) auf hohem oder gar 
steigenden Niveau sind wohl historischen 
Ausnahmesituationen vorbehalten. 

Abstiegsangst 
Die Montagsdemonstrationen gegen Hartz 
IV in diesem Sommer kennzeichnen einige 
spezifische Merkmale: Begünstigt wurden 
die Proteste durch eine außergewöhnlich 
kritische Berichterstattung über das ALG II 
in den Massenmedien einschließlich der 
Boulevardmedien anläßlich der Verschi- 
ckung der Antragsformulare. Diese veröf- 
fentliche Meinung war weder zufällig noch 
übliches Sommerlochtheater sondern kor- 
respondiert mit den Auswirkungen des ALG 
II in die Mitte der Gesellschaft: Wenn zu- 
künftig selbst ältere Arbeitslose, die lang- 
jährig in die Sozialversicherungen einge- 
zahlt haben, im Regelfall nur noch ein Jahr 
das reguläre Arbeitslosengeld erhalten, 
dann droht ihnen nach relativ kurzer Zeit 
der soziale Abstieg in das bedürftigkeitsab- 
hängige System ALG II und somit vielfach 
der Absturz in die Armut. Diese berechtigte 

Martin Künkler ist politischer Referent bei der Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeits- 
losengruppen und lebt in Berlin 

Angst vor dem sozialen Abstieg hat viele ty- 
pische Arbeitnehmer .aus der Mitte der 
Gesellschaft" rebellieren lassen. Spezifisch 
war an den Montagsdemonstrationen 
darüber hinaus, dass sie nicht von „der Lin- 
ken" oder etablierten Organisationen son- 
dern vielerorts von kleinen lnitiativen oder 
gar Einzelpersonen initiiert wurden und 
viele Menschen mobilisiert werden konn- 
ten, für die Demonstrationen nicht zum üb- 
lichen Handlungsrepertoire gehören. 

Politische Orientierungen 
In vielen Städten wurden und werden die 
Proteste von (gewerkschaftlichen) Arbeits- 
loseninitiativen aktiv mit getragen. In der 
Vergangenheit dominierte innerhalb der 
gewerkschaftlichen Arbeitslosenszene im 
Westen eine parteipolitische Präferenz für 
die SPD - im Osten war diese Präferenz 
deutlich weniger stark ausgeprägt und kon- 
kurrierte mit einer stärkeren Orientierung 
auf die PDS. Nach dem Regierungswechsel 
1998 und den enttäuschten Hoffnungen auf 
einen Politikwechsel nahm diese Präferenz 
für die SPD sukzessive ab, seit der Agenda 
2010 und Hartz IV ist sie auf den Nullpunkt 
gesunken. Die SPD wird nicht (mehr) als An- 
sprechpartner und lnteressenvertretung für 
Erwerbslose wahrgenommen, sondern 
ebenso wie CDUICSU und FDP als politi- 
scher Gegner verortet. (Bündnis 901 Die 
Grünen waren nie ein relevanter Bezugs- 
punkt für die gewerkschaftlichen Arbeitslo- 
sengruppen.) Diese Entwicklung kann we- 
nig überraschen: Wirksame lnitiativen der 
Bundesregierung zur Schaffung zusätzlicher, 
existenzsichernder Arbeitsplätze sind nicht 
erkennbar und gleichzeitig wird der Sozial- 



staat für Erwerbslose zum Sozialhilfestaat 
demontiert. 

Kampf um die Köpfe 
Dieses Abwenden von der Sozialdemokra- 
tie bedeutet aber keinenfalls eine allge- 
meine Politikverdrossenheit. Primär setzen 
die gewerkschaftlichen Arbeitslosengrup- 
pen in der aktuellen politischen Auseinan- 
dersetzung nicht auf Parteien, sondern dar- 
auf, über Aufklärungsarbeit und Proteste auf 
der Straße in der Gesellschaft für eine grund- 
sätzlich andere Politik im Interesse von Be- 
schäftigten und Erwerbslosen zu werben. 
Neben diesem vorherrschenden strategi- 
schen Ansatz existieren noch zwei parteibe- 
zogene Orientierungen: Einige Aktive ver- 
sprechen sich durch eine (wieder)erstarkte 
PDS, deren Programm große Überschneidun- 
gen mit Forderungen der Arbeitsloseninitia- 
tiven aufweist, einen positiven Einfluss auf 
die Realpolitik - u.a. vermittelt über den 
Druck einer ,,Konkurrenz von links" für SPD 
und Bündnisgrüne. Andere versprechen sich 
den gleichen Effekt durch ein erfolgreiches 
Abschneiden der ,,WahlalternativeU bei der 
nächsten Bundestagswahl. 
Über den ,,Umwegu der Gesellschaft, den 
Kampf um die Köpfe und um Mehrheiten in 
der Gesellschaft soll versucht werden, die 
Ausrichtung der Parteien und die Kräftever- 
hältnisse in den Parlamenten zu beeinflus- 
sen. Inhaltlich ist es m.E. dabei sinnvoll - ne- 
ben dem erbärmlichen Leistungsniveau 
des ALG II, das ein Leben in Armut bedeutet 
- das staatlich geförderte Lohndumping 
und die verschärfte Unterbietungskonkur- 
renz in den Mittelpunkt der Proteste zu 
stellen. Wer bei Arbeitslosen kürzt, der 
drückt die Löhne. Das ist keine ungewollte 

Begleiterscheinung des ALG II sondern viel- 
mehr der Kern der Operation. Die Zumut- 
barkeitsregelung, das Arbeitslose jede Ar- 
beit zu jedem Preis akzeptieren müssen, ist 
der Kristallisationspunkt, an dem die ge- 
meinsamen Interessen von Beschäftigten 
und Arbeitslosen und die verheerenden 
Wirkungen des ALG II für die Gesellschaft 
insgesamt aufgezeigt werden können. 
Erfreulicherweise werden die Proteste in 
vielen Städten von örtlichen Gewerk- 
schaftsgliederungen mitgetragen. Der 
DGB-Bundesvorstand und die Vorstände der 
Einzelgewerkschaften rufen jedoch nicht 
zur Teilnahme auf. Begründet wird die Zu- 
rückhaltung u.a. mit der Sorge, die Demos 
würden zu ,,parteipolitischen Zwecken 
missbraucht" und die Losung,,Hartz IV muss 
weg" sei zu ,,undifferenziertU. Zutreffend ist 
sicher: Eine gemeinsame Anlaufstelle für 
alle Langzeitarbeitslosen und die Gewäh- 
rung von Hilfen aus einer Hand sind richtig 
und begrüßenswert. Nur hätte man diese 
Verbesserungen auch ohne Leistungskür- 
Zungen haben können und sie machen 
eben nicht das Wesen von Hartz IV aus. Im 
Kern geht es beim ALG II um den sozialen 
Abstieg in die Armut, die weitgehende Pri- 
vatisierung der Absicherung durch die 
nahezu vollständige Anrechnung des Part- 
nereinkommens und die Verbreiterung des 
Niedriglohnsektors. Insofern ist ,,Hartz IV 
muss weg" zwar eine plakative und zuge- 
spitzte, aber die Sache treffende Forderung. 
Berechtigt is t  auch die DGB-Kritik, dass 
mancherorts Parteien - wie etwa die MLPD - 
Erscheinungsbild und Ablauf der Demos do- 
minieren. Dies is t  ein Argument für verbindli- 
che Absprachen vor Ort und, wenn es nicht 
anders geht, für getrennte Demonstrationen - 
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nicht aber für den generellen Verzicht auf Pro- 
testaktionen. Noch wesentlicher ist aber: Das 
Unrecht,,Hartz I V  hat Name und Adresse, ist 
von SPD,Grüne,CDU/CSU und FDP zu verant- 
worten und wird in der öffentlichen Verant- 
wortung vor allem der Bundesregierung zu- 
geschrieben. Insofern ist das Agieren von Ge- 
werkschaften (sowie Wohlfahrtsverbänden, 
Kirchen und soziale Bewegungen) nie partei- 
politisch neutral: Sie stärken bzw. schwächen 
parteipolitische Positionen, sowohl mit dem 
Aufruf als auch mit dem Verzicht auf Proteste. 
Die gewerkschaftlichen Arbeitsgruppen er- 
warten von ihren Gewerkschaften sich - auch 
in Wahlkampfzeiten -weiter zu emanzipieren 
und eigenständige Positionen offensiv zu ver- 
treten, unabhängig davon, wer gerade die 
Bundesregierung stellt. Es gilt die lähmende 
Logik des,,kleineren Übels" aufiubrechen:Vie- 
le Kolleginnen und Kollegen in den Gewerk- 
schaften treibt die Sorge um, dass die Protes- 
te gegen die Agenda 2010 der schwarz-gel- 
ben Opposition in die Hände spielt. Nur: Rot- 
Grün ist nicht das kleinere, sondern ein ganz 
,,besonderes Übel" (IG BAU Chef Klaus Wiese- 
hügel). Die Vorlagen der Regierung sind 
geradezu eine Einladung an die Opposition, 
noch was draufzusatteln. Wer die noch dreis- 
teren Absichten der Opposition verhindern 
will, muss somit die Regierungspläne be- 
kämpfen. Denn die Agenda 2010 is t  nicht die 
bessere Alternative zum ,,größeren Übel", sie 
ist dessen Wegbereiter. 

Wie geht es weiter? 
Ende August wurde auf den beiden Koordi- 
nierungstreffen der,,Montagsdemos" verab- 
redetet, am 2. Oktober zentral in Berlin de- 
monstrieren zu wollen. Eine aus meiner Sicht 
problematische und falsche Entscheidung, 
auch wenn die Motivation, die Proteste bün- 
deln und zuspitzen zu wollen, verständlich 
sein mag. Es ist aber mehr als zweifelhaft, ob 
in der Kurze der Zeit eine machtvolle, zentra- 
le Großdemonstration auf die Beine gestellt 
werden kann. Gerade weil der europaische 
Aktionstag am 3. April hierzulande ein be- 
eindruckender Erfolg war, hängt die Messlat- 
te hoch: Selbst bei 100.000 und mehr Men- 
schen besteht die Gefahr, dass das Signal ei- 
ner nachlassenden Gegenwehr vermittelt 
wird. Meines Erachtens ist es zur Zeit we- 
sentlich erfolgversprechender, weiterhin 
dezentrale Protestaktionen durchzuführen 
und diese in bundesweit abgestimmten Ak- 
tionstagen rund und dem Bus- und Bettag zu 
bündeln. Auf diese Aktionswoche orientie- 
ren der Tragerkreis des Perspektivenkon- 
gresses und die Kräfte der sozialen Bewe- 
gungen, die zum 3. April aufriefen. Gerade 
wenn die Herausforderung darin besteht, die 
Proteste zu verbreitern und auch diejenigen 
mitzunehmen, die bisher noch nicht auf die 
Straße gehen, haben dezentrale Aktionsfor- 
men unschätzbare Vorteile, weil Aufwand 
und Hemmschwellen zur Teilnahme sehr 
niedrig sind. vw 5 ~ ~ x 1 4  



Fragiler Aufbruch 
im neoliberalen Versuchslabor 
Soziale Bewegungen in Hamburg 

von Sönke Kluges 

In den letzten drei Jahren können 
wir in Hamburg einen zwar langsamen und 
fragilen, aber doch deutlichen Aufschwung 
sozialer Bewegungen und Kämpfe ver- 
zeichnen. Der Wahlerfolg der rechtspopulis- 
tischen Schill-Partei im Herbst 2001 und 
die folgenden zwei Jahre CDU/Schill/FDP- 
Senat haben zu einer politischen Polarisie- 
rung und Mobilisierung geführt, wie sie in 
den Jahren zuvor höchstens vereinzelt - v.a. 
gegen Sparmassnahmen im Bildungsbe- 
reich -vorkam. Dabei gibt es seit Ca. einem 
Jahr auch den Versuch einer organisierten 
Bündelung und Vernetzung, über sporadi- 
sche Bündnisse und Konstellationen hinaus. 
Dieser Versuch, der Aufbau eines,,Hambur- 
ger Sozialforums", sieht sich jedoch bereits 
mit seiner ersten Existenzkrise konfrontiert: 
es droht der Untergang in der Zersplitte- 
rung, ausgelöst durch das Dominanzstreben 
kleiner linker Politsekten. 
Doch bevor wir uns dem näher zuwenden, 
sei kurz die zugrundeliegende politisch- 
ökonomische Entwicklung skizziert: In Ham- 
burg i s t  der ökonomische Strukturwandel 
vom Industrie- zum Dienstleistungs-,,Stand- 
ort" weit fortgeschritten. Trotz Airbus-Bau, 
Medizintechnik und Hafen-Boom hat der 
klassische industrielle Sektor enorm an Be- 
deutung verloren, der (schon immer über- 
durchschnittlich starke) Bereich von Dienst- 
leistungen, Handel und Verkehr hat seine 
Dominanz ausgebaut, ebenso die Medien- 
industrie. Diese Bereiche konnten jedoch - 
trotz enormer Förderanstrengungen der bis 
2001 stets SPD-geführten Landesregierun- 
gen - nie die Arbeitsplatzverluste im tradi- 
tionellen Sektor ausgleichen; die Arbeitslo- 
senquote liegt seit langem im oberen Be- 
reich der westdeutschen Bundesländer. Zy- 
nischerweise wurde die SPD 2001 zu einer 
Zeit abgewählt, wo sich die Lage deutlich 
zu bessern begann. Doch zu diesem Zeit- 
punkt hatte sich in Folge der ökonomischen 
Strukturkrise bereits eine enorme soziale 
Polarisierung verfestigt, die auch stadträum- 
lich deutlich zum Ausdruck kam. In der 
Kombination von ,,Modernisierungs-Verlie- 
rern" aus den klassischen einheimischen Ar- 
beiterlnnen-Milieus und einer anwachsen- 
den, schlecht integrierten Migrationsbevöl- 

kerung entstanden in Randstadtteilen und 
Hochhaussiedlungen mit der Zeit regel- 
rechte Ghettos, in denen sich die Herausbil- 
dung eines neuen Sub-Proletariats konzen- 
trierte und in Abwärtsspiralen gegenseitig 
verstärkte. Während die v.a. türkischen und 
südosteuropäischen (in den letzten Jahren 
zunehmend auch russischen) Migrations- 
millieus sich in Folge der rassistischen Wel- 
len Anfang der 90er Jahre in ihre eigenen, 
weitgehend abgeschotteten Subkulturen 
zurückzogen, machte sich bei den deutsch- 
stämmigen arbeitslosen oder in prekären 
Beschäftigungsverhältnissen befindlichen 
Menschen ein Gefühl des Abgehängt- und 
Ausgestoßenseins breit, eine Perspektiv- 
und Hoffnungslosigkeit, die sich allmählich 
auch in politischer Resignation und Emp- 
fänglichkeit für ressentimentgeladene, 
rechtspopulistische ,,Protestn-Parteien ma- 
nifestierte. Diese sozialökonomische und 
politische Marginalisierung hat die regie- 
rende SPD in ihrer Mehrheit lange Zeit ent- 
weder gar nicht wahrgenommen, oder für 
ein vorübergehendes Phänomen gehalten. 
In den 90er Jahren gab es zwar einerseits 
zaghafte Ansätze, mittels spezieller Ent- 
wicklungsprogramme für soziale Brenn- 
punkte gegenzusteuern, andererseits wur- 
den im Zuge der Haushaltskonsolidierungs- 
politik jedoch bereits damals großflächig 
soziale Infrastrukturen entweder abgebaut 
(Bücherhallen, Jugendeinrichtungen, 
Sprachförderung usw.), oder so verteuert, 
dass sie für breite Schichten nicht mehr er- 
schwinglich waren (Kita-Plätze, Schwimm- 
hallen). Bis heute haben weite Teile der 
Hamburger SPD jedoch nicht verstanden 
(oder verstehen wollen), dass diese (poli- 
tisch eher noch verstärkte) soziale Margina- 
lisierung großer, klassisch sozialdemokrati- 
scher Bevölkerungsgruppen eine nachhalti- 
ge Erosion der eigenen Wählerlnnen-Basis 
zur Folge hatte, und damit die eigentliche 
Ursache des Machtverlustes von 2001 dar- 
stellt. So traf der bereits 1997 erfolgte Ab- 
sturz auf damals 36% nicht nur den Spitzen- 
kandidaten Voscherau, sondern fast die ge- 
samte Partei völlig unvorbereitet. 2001 ge- 
lang zwar sogar ein leichter Stimmenzu- 
wachs, dennoch reichte es aufgrund hoher 
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Verluste der Grünen nicht mehr zur Mehr- 
heit. 
Was unter SPD-Ägide eine unerwünschte, 
verdrängte Folge der Sparpolitik (neben 
der dafür natürlich viel bedeutenderen 
Bundespolitik) war, ist unter der CDU-Re- 
gierung seit 2001 offen strategisches Pro- 
jekt: die Verstärkung sozialer Ungleichheit, 
die sozialräumliche Polarisierung und Ab- 
drängung der marginalisierten Schichten in 
Armutsinseln bzw. an die Ränder der Stadt. 
Die immer noch erheblichen Restbestände 
sozialer Infrastruktur incl. arbeitsmarktpoli- 
tischer Einrichtungen werden in rasantem 
Tempo zerschlagen, bremsende Verordnun- 
gen wie Mietbegrenzungen für bestimmte 
Stadtteile beseitigt, zivilisatorische Stan- 
dards wie Lehrmittelfreiheit, kostenfreies 
Schulschwimmen, Schuldenberatung oder 
gebührenfreie Vorschul- und Hochschulbil- 
dung und noch vieles mehr aufgehoben. 
Dass dies alles nicht bloß konsequentes, 
,,leider notwendiges" Sparen ist (wie auch 
manche Sozialdemokrat/innen naiv mei- 
nen, nach dem intern durchaus geraunten 
Motto: gut, dass wir das nicht machen müs- 
sen), sondern strategisches Konzept eines 
gesellschaftlichen Umbaus, kann man im 
formulierten und öffentlich bekannten Leit- 
bild der ,,Wachsenden Stadt" nachlesen; es 
ist die Blaupause eines neoliberalen Stadt- 
umbaus, der ganz auf die Erhöhung der 
,,StandortqualitätU für gutverdienende, 
hochqualifizierte und mobile Menschen 
setzt, während die ökonomisch überflüssige 
,,urban underclass" einerseits marginali- 
siert, andererseits repressiv integriert wird 
(Zwangsarbeitsdienste, Ausbau der Gefäng- 
nisse). Aktuell geraten die sozial marginali- 
sierten oder von Abstieg bedrohten 
Schichten und Stadtteile also unter doppelt 
gesteigerten Druck: einerseits durch die 
Leistungskürzungen durch Hartz IV, 
andererseits durch die Zerstörung der sozi- 
alen Auffangnetze in Hamburg. 
Zentrales Element dieses Umbaus ist die 
schrittweise Privatisierung der (potentiell) 
profitablen öffentlichen Dienstleistungen - 
und gleichzeitig der Hauptkulminations- 
punkt des sozialen Widerstandes. Zuerst 
entwickelte sich in 2001 aus eigentlich 
randständigen,,autonomen" Demonstratio- 
nen gegen die Räumung eines Bauwagen- 
platzes ganz ungeahnt eine Protestbewe- 
gung gegen die (Sozial-) Politik des Rechts- 
senats allgemein, die über mehrere Mona- 
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te anhielt und auch viele Menschen über 
die politischen Kerne hinaus erreichte. Vor 
allem die (in Hamburg bei weitem größte) 
Gewerkschaft ver.di überwand sehr schnell 
klassische Berührungsängste und verfolgte 
eine kluge Strategie der Vernetzung und 
Bündelung sozialer Kräfte, gepaart mit einer 
klaren politischen Positionierung gegen die 
Senatspolitik.Ver.di ist nach wie vor die mit 
Abstand wichtigste Kraft der politischen 
Opposition und des sozialen Widerstands in 
Hamburg. Sie war es auch, die als erste das 
neue demokratische Instrument der Volks- 
entscheide nutzte, um sozialen Widerstand 
gegen die Privatisierungspolitik zu mobili- 
sieren und zuzuspitzen. Ihre Kampagne ge- 
gen die Privatisierung des stadteigenen 
Krankenhauskonzerns mündete Anfang des 
Jahres in einem mit über 213 der Stimmen 
angenommenen Volksentscheid. Da dieser 
aber (wahrscheinlich) rechtlich nicht bin- 
dend ist, fühlen sich CDU und Kapital nach 
dem gleichzeitigen Wahlsieg stark genug, 
um sich über ihn hinwegzusetzen. Dennoch 
hat dies andere lnitiativen nicht davon ab- 
gehalten, weitere Volksbegehren auf den 
Weg zu bringen. So haben vor wenigen Wo- 
chen sowohl eine Initiative gegen die Pri- 
vatisierung der Wasserwerke (mit fast 
150.000 Stinmmen) als auch eine gegen 
die Teil-Privatisierung der beruflichen 
Schulen (mit gut 120.000 Stimmen) das nö- 
tige Quorum zur Erzwingung eines Volks- 
entscheides von 5% der Wahlberechtigten 
(ca. 60.000) jeweils weit übertroffen. Da 
beide Forderungen alles andere als Selbst- 
gänger sind (für die Wasserwerke gibt es 
noch keine offiziellen Verkaufspläne, und 
der Senat streitet solche Absichten ab; der 
problematische Charakter der Umwand- 
lung der Berufsschulen in eine Stiftung be- 
trifft direkt nur wenige und ist nicht unmit- 
telbar einsichtig), ist dieser Erfolg umso be- 
achtlicher und stützt meine These (in spw 
...), dass es in der Bevölkerung mittlerweile 
eine verbreitete Einsicht in die Problematik 
der Privatisierung öffentlicher Dienstleis- 
tungen und Infrastruktur ganz allgemein 

gibt. So haben die beiden lnitiativen sehr 
grundsätzlich dafür geworben, dass öffentli- 
che Güter nicht in profitorientierte Waren 
umgewandelt werden dürfen. Die Hambur- 
ger SPD hat sich übrigens mittlerweile auch 
recht klar dazu bekannt und beide Initiati- 
ven aktiv unterstützt. Diese grundsätzlich 
privatisierungskritische Positionierung 
stellt für die Partei einen klaren Fortschritt 
gegenüber den 90ern dar. 
Parallel zu diesen Kampagnen und inspi- 
riert durch die zunehmende Vernetzung 
der globalisierungskritischen Bewegung 
als ,,Sozialforumsbewegung" gibt es auch 
in Hamburg seit Ca. einem Jahr den Ver- 
such des Aufbaus eines ,,Hamburger Sozi- 
alforums". Professionell vorbereitet, nah- 
men an den beiden bisher stattgefunde- 
nen Plenumsveranstaltungen im Frühjahr 
und Sommer d.J. jeweils gut 300 Men- 
schen aus verschiedensten Gruppen teil: 
linke Gewerkschafterlinnen und Betriebs- 
räte, Arbeitslose, Beschäftige aus sozialen 
Einrichtungen, Stadtteilaktivistlinnen, Leu- 
te aus linken Splittergruppen. Die politi- 
sche Stoßrichtung richtete sich 
gleichermaßen gegen die Hartz-,,Refor- 
men" der Bundesregierung und gegen die 
Senatspolitik. Unter den Aktiven gibt es 
eine relevante, aber keineswegs dominan- 
te Schnittmenge zur ,,Wahlalternative Ar- 
beit & Soziale Gerechtigkeit". Auch beim 
Sozialforum hat sich ver.di zu Beginn offen- 
siv eingeklinkt und offen zur Mitarbeit be- 
kannt. 
Dieser vielversprechende Aufbruch ist im 
Sommer allerdings in eine Krise geraten. 
Die Fragilität eines auf Offenheit und Basis- 
demokratie setzenden, neu entstehenden 
Zusammenhanges und der unbestimmte, 
changierende Charakter zwischen Organi- 
sations-Bündnis, Aktiven-Netzwerk und ei- 
nem,,offenen Raum sich frei assoziierender 
Subjekte" birgt stets die Gefahr des Schei- 
terns aufgrund unterschiedlicher, teils wi- 
dersprüchlicher Erwartungen. Dies mach- 
ten sich denn auch linke Splittergruppen 
mit altbekannten Destruktionsmethoden 

(und teils ebenso altbekannten Gesichtern) 
zunutze und versuchten, ihre Dominanz 
durchzusetzen und eine vulgär-antikapita- 
listische, gewerkschaftsfeindliche Orientie- 
rung zu etablieren. So wurden ad hoc und 
an den Gewerkschaften vorbei Montagsde- 
monstrationen gegen Hartz IV angesetzt, 
die jedoch nur außerst geringe Mobilisie- 
rung und Öffentlichkeitswirkung erreichen 
konnten. Die Kampfbereitschaft auch gro- 
ßer Teile der gewerkschaftlichen Basis wur- 
de so eher erstickt als entfaltet. 
Zur Zeit ist das Sozialforum faktisch gespal- 
ten, die widerstreitenden Akteure stehen 
sich z.T. feindselig gegenüber. Ob es zu ei- 
nem erfolgreichen Neustart kommen kann, 
ist offen und hängt sicherlich davon ab, ob 
es gelingt, die sektiererischen Kräfte wirk- 
sam zu marginalisieren, ohne gleichzeitig 
die Offenheit und Breitenwirksamkeit des 
Prozesses zu gefährden. Dafür spricht, dass 
es mittlerweile in einigen Stadtteilen regi- 
onale Zusammenhange gibt, und das Pro- 
jekt einer Aktionswoche gegen die Senats- 
politik im November, welche wiederum v.a. 
von ver.di vorangetrieben wird. 
Für die SPD bieten sich in dem Maße An- 
knüpfungschancen, wie sie sich sozial- und 
gesellschaftspolitisch klar positioniert und 
sich am Protest gegen die Senatspolitik ak- 
tiv beteiligt, ohne ihn dominieren oder in- 
strumentalisieren zu wollen. Wegen der 
Berliner ,,Agendau-Politik wird die Distanz 
zwischen Partei und sozialen Bewegungen 
mittelfristig groß bleiben. Dennoch können 
allmählich Bezugspunkte hergestellt wer- 
den, wenn es der Sozialdemokratie gelingt, 
ein klares und kohärentes, alternatives Leit- 
bild für die Hamburger Politik zu entwer- 
fen: die konkrete Vision einer ökonomisch 
und sozial integrierenden, modernen Groß- 
stadtpolitik. Für die (mittlerweile als ,,Ham- 
burger Linke" wieder besser vernetzte) so- 
zialdemokratische Linke gilt es, hier 
einerseits programmatischer Motor zu sein, 
und andererseits schon jetzt die Bezüge zu 
den sozialen Bewegungen und Kämpfen zu 
suchen. Sm 5 t m  

Soziale Bewegungen in Köln 
von Hans Günter Bell 

Für einige Wochen weckten die tenden Demontage des Sozialstaates. Doch erreichten selten einmal den vierstelligen 
,,Montagsdemonstrationen" die Hoffnung der Impuls kam im Westen nur schwach an, Bereich. Nach anfänglichen kleineren Zuge- 
auf einen Aufschwung der sozialen Protest- die Teilnehmerlnnenzahlen an den De- ständnissen kann die Bundesregierung ihr 
bewegung und ein Aufhalten der fortschrei- monstrationen in den alten Bundesländern ,,Hartz IV-Gesetz letztlich ohne substanziel- 

le Änderungen durchsetzen. 
Doch nicht um diese aktuellen Proteste soll 
es im folgenden gehen, sondern um Versu- 

Hans Günter Bell, Stadtplaner, Dipl. Sozialwissenschaftler, wissenschaftl.Angestel1ter an der Fa- che, eine tragfähige und langfristig aktive 
kultät für Raumplanung der Uni Dortmund, wohnt in Köln und koordiniert den Arbeitskreis Struktur sozialen Protestes in Köln aufzu- 
,,Umfairteilen!"und das BündnisSozialeBewegung Köln bauen. Natürlich bestehen in einer Stadt 
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wie Köln vielfältige solcher Ansätze und 
sind unterschiedliche Akteure auf verschie- 
densten,Baustellen' tätig. Hier kann nur ein 
kleiner Ausschnitt vorgestellt werden: Die 
Arbeitsgruppe ,,Umverteilen" bzw. der At- 
tac-Arbeitskreis ,,Umfairteilen!" und das 
BündnisSozialeBewegung Köln. 
Von der AG,,UmverteilenU ... 
Bereits im Jahr 1999 ist die Arbeitsgruppe 
,,Umverteilen!" gegründet worden; das erste 
gemeinsamevorhaben ist eineTagung gewe- 
sen, auf der im Januar 2000 etwa 150 Men- 
schen über den Niedriglohnsektor, Konzepte 
für eine soziale Grundsicherung, die Vermö- 
gens- und Einkommensverteilung und Re- 
pressionen gegen Arme diskutiert haben. 
Das Thema,,Umverteilen" ist von uns nicht 
zufällig gewählt worden.Vielmehr i s t  es un- 
sere Überzeugung, dass die Verteilungsfrage 
im Zentrum der gesellschaftlichen Zukunfts- 
fragen steht. Die Um- und Neuverteilung 
von Erwerbsarbeit, aber auch von unbe- Kann in dieser Art, Politik diesseits von und 

quer zu Parteien zu machen, eine Chance 
liegen, das verbreitete, aber politisch 
sprachlose Unbehagen an der real existie- 
renden Gesellschaftsentwicklung auf die 
Bühne öffentlicher Auseinandersetzung zu 
bringen? Wir wissen es nicht. Allzu oft ist 
linke Euphorie im Katzenjammer geendet. 
Eine Tagung in Köln, und sei sie auch noch 
so gut besucht, macht noch längst keine 
Bewegung, und ein noch so engagiert 
durchgeführter Projekt einer so kleinen 
Gruppe, wie die AG ,,Umverteilen" sie nun 
einmal war, bewegt letztlich nicht allzu viel. 
... zum Attac Arbeitskreis,,Umfairteilen!" 
Parallel zu unserer Arbeit als AG ,,Umvertei- 
len" hat sich auch in Köln die pluralistische 
globalisierungskritische Bewegung Attac 
gegründet und an Gewicht gewonnen. Da ei- 
nige unserer Mitglieder zu den Gründern der 
Kölner Attac-Gruppe zählten und wir schnell 
feststellten, dass sich sowohl die inhaltlich- 
programmatischen Konzeptionen als auch 
die Praxis sehr ähnelten, haben wir uns im 
Herbst 2001 als Arbeitskreis ,,Umfairteilen!" 
der Kölner Attac-Gruppe angeschlossen. 
Seitdem hat sich bei uns auch personell ei- 
niges verändert: Leider ist der Kontakt zu 
manchen gewerkschaftlich engagierten 
Kolleginnen abgerissen, dafür haben wir 
neue Mitstreiterlnnen, die über Attac den 
Weg zu uns gefunden haben,gewonnen. 
In unserem ,neueni Arbeitskreis stand im 
Jahr 2002 das Projekt ,,Soziale Sicherungs- 
systeme durch Umverteilung sichern!" im 
Mittelpunkt. Umverteilung zwischen Nord 
und Süd durchzusetzen, und dies ohne die 
soziale Schieflage ,bei uns' zu verstärken - 
das war, kurz zusammengefasst, der zentra- 
le Ansatz des folgenden Projektes ,,Global 
umfairteilen!". Ab Herbst 2003 haben wir 
darauf hingearbeitet, das BündnisSozialeBe- 
wegung NRW auch in Köln zu verankern 
und,,einer starken Bewegung für mehr Ge- 
rechtigkeit" zu mehr Schlagkraft zu verhel- 
fen. 

Attac-Kampagne ,,Gesundheit ist keine 
Ware" 
Zugegeben, etwas sperrig ist er schon, der 
Titel unseres Projektes:,,Soziale Sicherungs- 
systeme durch Umverteilung sichern!". 
Aber die Materie ist auch nicht eben ein- 
fach: Der Demontage zunächst des Renten- 
und dann des Gesundheitssystems eine al- 
ternative, solidarische und sozialstaatlich 
orientierte Alternativen entgegenstellen zu 
wollen, erfordert viel Sachverstand und En- 
gagement. Und Attac ist es mit seiner Kam- 
pagne ,,Gesundheit ist keine Ware" gelun- 
gen, beides in die Waagschale zu werfen. 
In Köln hatte es sich der Arbeitskreis,,Um- 
fairteilen!" zur Aufgabe gemacht, mit dem 
0.g. Projekt einen Beitrag zu dieser bundes- 
weiten Attac-Kampagne zu leisten. 
Thematisch war dieses Projekt in zwei Pha- 
sen geteilt: Am Anfang stand unsere Ein- 
schätzung, dass der rot-grüne ,,Umbau des 
Sozialstaates" eigentlich ein Systemwechsel 
vom Sozialstaat zum Wettbewerbsstaat ist. 
Dieser Systemwechsel stützt sich auf die Ins- 
zenierung des Sachzwangs: Bei der Rente war 
es angeblich die demografische Entwick- 
lung, die Risikoprivatisierung und Finanz- 
marktrente als,,alternativlos" erscheinen las- 
sen sollte. Im Gesundheitswesen ist das die 
,,Kostenexplosion". Die vorherrschende Bot- 
schaft ist in etwa:,,Die Ausgaben steigen und 
steigen, die Beiträge steigen, irgendwann 
kann das keiner mehr bezahlen. Der System- 
kollaps droht, wenn nicht entschlossen auf 
die Kostenbremse getreten wird." 
Nachzuweisen, dass dies nicht den Tatsachen 
entspricht oder zumindest eine sehr einsei- 
tige Interpretation der Fakten ist, und damit 
dem Versuch, mit Desinformationen Politik 
zu machen, entgegenzutreten, vor diese Her- 
ausforderung sahen wir uns gestellt. 
Nach dieser Auseinandersetzung mit der 
,,Ausgabenseite" folgte die Frage nach den 
,,Einnahmenu: Ist Deutschland wirklich so 
arm, dass es sich seinen Sozialstaat nicht 
mehr leisten kann? 

zahlter Haus- und Familienarbeit, von Ein- 
kommen und Vermögen erscheint uns ent- 
scheidend, wenn es darum geht, die Spal- 
tung der Gesellschaft in Arm und Reich, in 
Erwerbstätige und Erwerbslose zu überwin- 
den, den Sozialstaat zukunftsfähig und die 
Gleichstellung der Geschlechter möglich 
zu machen. Sie ist ebenso alternativlos für 
die Wende zu einer ökologischen Nachhal- 
tigkeit, die den wirtschaftlich Schwächeren 
Garantien gibt, dass der Perspektivenwech- 
sel von Mehr Haben zu Besser Leben für sie 
nicht in sozialer Deklassierung mündet. 
Zusammengefunden hatte sich in der Ar- 
beitsgruppe ein bunter Kreis von Sozialde- 
mokratlnnen, (Ex)Grünen, von Aktiven aus 
PDS und DKP sowie von Gewerkschafterln- 
nen, die über alle Partei- und sonstigen 
Grenzen hinweg darin übereinstimmten: an 
eigenständiger politischer Initiative von 
unten führt kein Weg mehr vorbei. Nach- 
dem wir die Erfahrung gemacht hatten, dass 
es auf der Linken über organisatorische 
Grenzen hinweg mehr Gemeinsamkeiten 
gibt als mit den jeweils ,eigeneni Neolibe- 
ralen haben wir gemeinsame politische 
Selbsthilfe von links-unten für unumgäng- 
lich gehalten. ,,Raus aus der Zuschauerde- 
mokratie!" - war der gemeinsame Impuls. 
Neoliberale Veränderung, Umverteilung 
von unten nach oben findet keineswegs nur 
in der,großeni Politik statt. Daher haben wir 
uns aktiv an den lokalen Protesten gegen 
die Abschaffung des,,Köln-Passes" beteiligt, 
der ärmeren Haushalten einige Vergünsti- 
gungen bei der Inanspruchnahme öffentli- 
cher Einrichtungen und Dienstleistungen 
gewährte. Es folgte eine Veranstaltungsrei- 
he, auf der wir eine kritische Halbzeit-Bilanz 
der rot-grünen Bundesregierung zogen. Ab 
Februar 2001 setzten wir unsere Bemühun- 
gen, dem Thema,,Verteilungsgerechtigkeit" 
auch in Köln mehr Aufmerksamkeit zu ver- 
schaffen mit dem Projekt ,,Reichtum um- 
fairteilen!" fort. 



Offenbar nicht, denn das Bruttoinlandspro- 
dukt als Maß für den gesellschaftlichen 
Reichtum steigt Jahr für Jahr. Dass dies ein 
äußerst ungleich verteilter Anstieg des 
Reichtums ist, zeigt allein schon ein Blick 
auf den Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung. Dort ist die erstaunliche 
Zahl von 27.230 Einkommensmillionären 
(Bruttoeinkommen im Jahr 1995) nachzule- 
sen. Und auch die ,gegnerischei Presse - 
vom Manager Magazin, über Focus Money 
bis hin zur Frankfurter Allgemeine Zeitung 
- kam nicht umhin, einen kleinen Einblick 
darin zu geben, ,,was Deutschlands Bosse 
verdienen": Im Jahr 2000 stand der Vor- 
standsvorsitzende der Deutschen Bank, Rolf 
Breuer, mit geschätzten Bezügen in Höhe 
von 1 1,19 Mio. Euro an der Spitze. 
Solche Zahlen sind den meisten Menschen 
nicht bewusst. Gelänge es uns, das Ausmaß 
des Reichtums in der öffentlichen Wahrneh- 
mungzu verankern, wären wir in der Debat- 
te um die Zukunft der sozialen Sicherungs- 
Systeme vermutlich einen wichtigen 
Schritt voran gekommen. 
Unser bescheidener Beitrag zu dieser,,öko- 
nomischen Alphabetisierung" der Bevölke- 
rung bestand zwischen Dezember 2001 
und August 2002 aus insgesamt neun Tref- 
fen, der Teilnahme an einer bundesweiten 
Tagung in Heidelberg und drei Straßenakti- 
onen, auf denen wir versucht haben, die 
komplexen Zusammenhänge des Themas 
einer möglichst großen Zahl von Menschen 
ein wenig durchschaubarer zu machen und 
für unsere Alternativen zu werben. 

Ein Bündnis (nicht nur) für NRW 
Mittlerweile haben sich eine ganze Reihe 
von Organisationen und Persönlichkeiten 
diesem Bündnis angeschlossen. Sie haben 
zwar von Anfang an erkannt, dass es nicht 
ausreicht, sich allein auf Landesebene zu- 
sammenzuschließen, wollen jedoch nicht 
nur Abwarten und Zuschauen, sondern 
durch praktisches Engagement im eigenen 
Wirkungsfeld ein Beispiel geben. Und tat- 
sächlich wäre schon Erhebliches gewon- 
nen, wenn das Land NRW sein Gewicht in 
der Bundespolitik für eine andere Politik 
einsetzen würde. 
Die Mitglieder des Bündnisses glauben 
nicht, kurzfristig den Druck aufbauen zu 
können, der nötig ist, um die Politik zu ei- 
nem Richtungswechsel zu drängen. Des- 
halb setzen sie auf einen langen Atem. 
Maßstab des Erfolgs kann demnach vorerst 
nicht ein Richtungswechsel der Gesetzge- 
bung sein, sondern die schrittweise For- 
mierung und das Erstarken einer Sozialen 
Bewegung. 
Und schließlich betonen sie, dass sich gute 
Ideen nur verbreiten können, wenn sie,,Bei- 
ne kriegen": Eine Soziale Bewegung lebt 
vom freiwilligen Engagement Vieler. Des- 
halb sieht es das Bündnis als eine vorrangi- 
ge Aufgabe an, die Bildung oder Weiterent- 
wicklung lokaler Bündnisse anzuregen, zu 
ermutigen und zu unterstützen. 

ihrer Opfer verbunden. Während der Aktion 
haben die Arbeitslosen entlang einer Krei- 
delinie tatsächlich ,auf der Straße' gelegen 
und wurden dort,mit Füßen getreten' - es 
geschah ihnen also bildlich das, wogegen 
sich auch der Protest richtete: Die erniedri- 
gende Behandlung der Arbeitslosen, denen 
zuerst die Unternehmen die Arbeitsplätze 
vorenthalten und denen dann von der Poli- 
tik die Arbeitslosenunterstützung gekürzt 
wird. 

Gesprächsfaden zwischen Gewerkschaf- 
ten und soziale Bewegungen 
Insgesamt kann nach den Erfahrungen der 
letzten Jahre festgehalten werden, dass 
der Schulterschluss zwischen Gewerk- 
schaften und soziale Bewegungen noch 
auf sich warten lässt, aber immerhin nä- 
hern sie sich einander an. Eine Vorreiter- 
rolle hat hierbei zumindest in NRW die 
Gewerkschaft ver.di, während sich andere 
Gewerkschaften mit einer offensiven Mo- 
bilisierung gegen den rot-grünen Sozial- 
abbau in Land und Bund schwer tun. Aus- 
druck hiervon ist u.a., dass nach wie vor 
ver.di die einzige Einzelgewerkschaft ist, 
die dem BündnisSozialeBewegung Köln 
beigetreten ist; auch der Kölner DGB und 
selbst die DGB-Jugend halten (noch) Dis- 
tanz. 
Doch insgesamt ist eine positive Entwick- 
lung nicht zu übersehen. Während im Vor- 
feld der Großdemonstrationen im April BündnisSozialeBewegung Köln 

Dieser Strategie folgend wurde im Dezem- 
ber 2003 mit Hilfe der Koordination des 
NRW-Bündnisses zu einem ersten Vorberei- 
tungstreffen zur Gründung eines entspre- 
chenden Kölner Bündnisses eingeladen. 
Dann gründeten Ende April 2004 u.a. Attac, 
die Katholische Arbeitnehmer-Bewegung, 
das Kölner Arbeitslosenzentrum, der Sozial- 
verband Deutschland und die Gewerkschaft 
ver.di das BündnisSozialeBewegung Köln. 
Unmittelbar danach haben sich auch der 
AStA der Uni Köln, der Kölner Appell gegen 
Rassismus und das Sozialistische Forum 
Rheinland dem Bündnis angeschlossen. Da- 
mit umfasst das BündnisSozialeBewegung 
Köln aktuell elf Organisationen unterschied- 
licher Größe und politischer Tradition; in 
NRW ist das BündnisSozialeBewegung 
mittlerweile in 22 Städten und Regionen 
vertreten. 
Die ,,Castroper Erklärung" dient auch dem 
Kölner Bündnis als Grundlage. Wir sind 
überzeugt: Eine andere, sozial gerechte Po- 
litik ist nicht nur möglich, sondern auch not- 
wendig, damit unsere Gesellschaft zu- 
kunftsfähig und damit auch geschlechter- 
gerecht wird. Dies zu verdeutlichen, diente 
auch unsere erste gemeinsame Aktion. 
Erste gemeinsame Aktion: ,,Sozialraub 
Stopp!" 
Ende Juli 2004 hat das Kölner Bündnis In- 
dustrie- und Handelskammer und Agentur 
für Arbeit mit einem symbolischen Band 

2004 die Beziehungen zwischen dem KöI- 
ner DGB und Organisationen wie Attac 
noch durch wechselseitige Fremdheit ge- 

BündnisSozialeBewegung NRW 
Aus der ,,Zuschauerdemokratie" heraustre- 
ten und Verteilung und Verteilungsgerech- 
tigkeit zum Thema machen,wollte nicht nur 
der Attac Arbeitskreis ,,Umfairteilen!", son- 
dern auch die Gewerkschaft ver.di. Im Mai 
2003 beschloss deren nordrhein-westfäli- 
sche Landesbezirkskonferenz die,,Castroper 
Erklärung". Damit war der Startschuss für 
das BündnisSozialeBewegung NRW gege- 
ben. 
In dieser Erklärung bemängelt ver.di,dass das 
Solidarprinzip zunehmend vom Konkurrenz- 
prinzip verdrängt werde. Die Billigung der 
,,Agenda 2010" durch erdrückende Mehrhei- 
ten in den Regierungsparteien und die teils 
noch radikaler in die gleiche Richtung zie- 
lenden Konzepte der Opposition hätten 
deutlich gemacht, dass neue Perspektiven für 
Sozialstaat und solidarische Gesellschaft nur 
noch im Wege einer starken Sozialen Bewe- 
gung aus der Gesellschaft selbst heraus eröff- 
net werden könnten. Angesichts dessen, dass 
der ,,harte Kern" der herrschenden Reform- 
politik in Umverteilung von unten nach 
oben bestehe, komme dem Thema Vertei- 
lung und Verteilungsgerechtigkeit eine 
übergreifende Bedeutung zu. Insbesondere 
werde es darum gehen, dies für die Sozial- 
versicherungen zu konkretisieren. 

prägt waren, ist mittlerweile immerhin ein 
Gesprächsfaden entstanden. Dies zeigt sich 
bereits bei den Kölner Montagsdemonstra- 
tionen, die von Arbeitslosen, dem Kölner 
Arbeitslosenzentrum und Attac organisiert 
worden waren. Hier sprach der Kölner DGB- 
Vorsitzende ebenso wie ein Mitglied des 
örtlichen ver.di-Kreisvorstandes, und beide 
betonten, ihre politisch Unterstützung für 
die Demonstrationen. 
Die Frage ist jetzt, ob es gelingt, diesen Pro- 
zess weiterzuentwickeln. Die bevorstehen- 
den Proteste gegen Sozialkahlschlag und 
für Umverteilung (,,Herbstkampagne 04") 
sind eine günstige Gelegenheit, hieran ge- 
meinsam zu arbeiten. In Köln jedenfalls, zie- 
hen die im BündnisSozialeBewegung Köln 
zusammengeschlossenen Organisationen 
an einem Strang und haben bereits konkre- 
te Aktionen und Veranstaltungen verabre- 
det, um weiterhin für soziale Gerechtigkeit 
und einen zukunftsfähigen Sozialstaat zu 
streiten. 
Weitere Info im lnternet unter: 
htt~://www.attac-koeIn.de/ak-umfairteilen- 
03.html 
h t t ~ : / l w w w . v e r d i . d e l n r w l l  b z l  
buendnis soziale beweaunq 
ht tp: l /www.al le-aemeinsam-gegen- 
sozialkahlschlaa.de1index.htm „ 5/2004 
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Der Umbau des  (Sozial-)staats 
unter Labour 
von Silke Muter Goldberg 

"Things can only get betternwar 
I einer der Wahlkampfsongs von Labout im 

1997er Wahlkampf. Angsichts von mehr 
als einem Jahrzehnt konservativen Sozial- 

\ abbaus und anhaltendem Privatisierungs- 
rausch in Schlüsselindustrien schien diese 
schlichte Aussage nicht nur die Situation 
in Großbritannien exakt zu beschreiben, 
sondern sie barg auch ein Versprechen, 
und somit auch die Erwartung, dass es 
wieder aufwärts gehen solle. 
Fast forward zu 2004, etwa ein bis andert- 
halb Jahre vor der nächsten Parlaments- 
wahl und angesichts des erodierenden 
Vertrauens in die Regierung Blair stellt 
sich die Frage, ob  sieben Jahre nach dem 
Amtsantritt der ersten "New Labour" Re- 
gierung die Versprechen gehalten worden 
sind und ob sich die sozialpolitischen Er- 
wartungen erfüllt haben. 

geringen Einkünften leben müssen, ha- 
ben. 
Die Anzahl von Personen in Haushalten 
mit geringem Einkommen betrug im 
Steuerjahr 200112002 im gesamten Verei- 
nigten Königreich 12.5 Million oder 22 % 
der Bevölkerung, davon waren etwa 3.8 
Millionen Kinder, 2.2 Millionen Renterln- 
nen und 6.6 Millionen Erwachsene im er- 
werbsfähigem Alter. 53% aller Familien 
mit alleinerziehenden Elternteilen leben 
in einkommensarmen Haushalten. Im Ver- 
gleich mit  den westeuropäischen Staaten 
schneidet die Insel schlecht ab: Dennoch 
stellen die 12.5 Millionen eine Verbesse- 
rung dar, da sich die Anzahl der einkom- 
mensarmen Personen in der Mitte der 
1990er Jahre auf 13.4 Millionen belief. 
Das Hauptziel der Regierung richtet sich 
in der Armutsbekämpfung auf die Reduk- 
t ion der Anzahl von in Armut oder ein- 
kommensschwachen Haushalten leben- 
den Kindern und Ziel ist es, Kinderarmut 
bis 2010 quantitativ zu halbieren und bis 
2020 vollständig zu beheben. Allerdings 
gibt es bereits jetzt Zweifel daran, ob die- 
ses Ziel überhaupt erreicht werden kann, 
da bis dato nur etwa zwei Fünftel des 
Streckenziels erfüllt sind. 
Der Hauptgrund für einen Rückgang der 
Zahl der Menschen in Haushalten mit 
niedrigem Einkommen ist, dass mehr 
Menschen erwerbstätig sind. Gleichzeitig 
ist aber die Anzahl der Menschen, die in 
Niedrigeinkommenshaushalten leben, in 
denen zumindest eine Person einer be- 
zahlten Erwerbsarbeit nachgeht, nicht ge- 
sunken. Zwar berücksichtigen die für 
200112002 verfügbaren Zahlen die 
neuesten Reformen der tax-credits noch 
nicht, aber das Versagen, den Anteil der 
arbeitenden Armen zu senken, ist ange- 
sichts der Anspruchs, mit dem die Regie- 
rung angetreten ist, bedenklich. 
Da die Arbeitslosigkeit stark gefallen ist, 
ist auch die Proportion der armen ar- 
beitslosen Haushalte von 28 % in den 
drei Jahren von 1994 bis 1997 auf 15 % in 
den drei Jahren von 1999 bis 2002 gefal- 
len. Gleichzeitig ist jedoch die Anzahl der 
arbeitenden Armen stark angestiegen: Ihr 
Anteil an den armen Haushalten betrug in 

den Jahren 1994 bis 1997 33 %, jedoch 
41% in den Jahren 1999-2002. Dies ent- 
spricht einem durchschnittlichem An- 
stieg der,,arbeitenden Armen" von 3 Mil- 
lionen (1994-1997) auf 3,5 Millionen von 
1999-2000. 
Alle Armutsindikatoren zeigen, dass Ar- 
mut und soziale Ausgrenzung generell im 
Nordosten Englands wirksamer als in an- 
deren Gegenden sind. London hat über- 
durchschnittlich große Probleme im Be- 
reich der arbeitenden einkommens- 
schwachen Familien, die zusätzlich durch 
hohe Wohnungs- und Transportkosten in 
der Hauptstadt belastet werden. 

Bedarfsgeprüfte Hilfen und Steuerkredi- 
te 
Im Jahr 2003 wurde das bisherige Wohl- 
fahrtssystem radikal verändert: Was die 
Reform als radikal auszeichnet ist nicht 
nur die Reform der Struktur des alten 
Wohlfahrtssystems, (und oft ein neuer 
Name für die verschiedenen Hilfen), son- 
dern auch die deutlich höheren Summen, 
die an Berechtigte ausgezahlt werden. So 
sind zum Beispiel Bedarfs-getestete Hil- 
fen für Familien mit Kindern und Rente- 
rlnnen stark gestiegen. Die Erhöhung 
übertrifft dabei die Raten der Preisinflati- 
on und die Lohnanstiegsrate. Daraus re- 
sultierte im April 2003 ein 15prozentiger 
Anstieg von Arbeitslosenhilfe (out-of- 
work benefits) für Familien mit zwei oder 
mehr abhängigen Kindern und auch Rent- 
nerlnnen verglichen mit  den Daten von 
1998. Jedoch: Da das Einkommen derjeni- 
gen Haushalte, die allein von staatlichen 
Hilfen (out-of-work benefits oder andere 
Formen der Unterstützung) leben, vor 
1998 soweit unter der halb-offiziellen Ar- 
mutsgrenze lag, hat dieser Anstieg es 
nicht vermocht, diese Haushalte über die 
Armutsgrenze zu bringen und hat daher 
auch nicht zu einer Senkung der Anzahl 
der Menschen, die in Armut leben, beige- 
tragen. 
Der vollständige Effekt der Reformen hin- 
zu den In-work-benefits und den Tax-cre- 
dits die im Jahre 2003 vollzogen worden 
sind, bleibt jedoch noch aus; zumindest 
werden noch bis zum ersten Quartal 2005 
keine Daten vorliegen, die eine Messung 
und Auswertung der Reformen möglich 
machten. Fest steht jedoch, dass die Ein- 
führung des Working FamiliesTax Credit in 
1999 nicht nur zu einem scharfen Anstieg 

Sozialbilanz der Blair Regierung 
Seitdem statistische Daten zur Auswer- 
tung der Sozialpolitik der Labour-Regie- 
rung für den Zeitraum von 1997- 200213 
vorliegen, ist es möglich, eine soziale 
Zwischenbilanz anhand von "harten Fak- 
ten" zu ziehen: Die neuesten gesicherten 
Daten aus dem Steuerjahr 200112002 zei- 
gen, dass die Einkommensarmut in Groß- 
britannien zum ersten Mal unter den 
niedrigsten Wert der 1990er Jahre gefal- 
len ist, und die Zahlen sind weiter im Sin- 
ken begriffen. (Alle in diesem Artikel zi- 
tierten Zahlen entstammen der Studie: 
,,Monitoring poverty and social exclusion 
2003" von Guy Palmer, Jenny North, Jane 
Carr and Peter Kenway, die vom New Poli- 
cy Institute veröffentlicht wurde. Ein Ab- 
druck der Studie kann im Netz unter httD:/ 

1 l w w w . p o v e r t y . o r a . u k / r e p o r t ~ l  

mpse%202003.pdf eingesehen werden.) 

I Arbeitslosenunterstützung (Out-of-work 
benefits) für Familien im erwerbsfähigen 
Alter mit abhängigen Kindern und Rente- 
rlnnen haben seit 1999 stark zugenom- 
men, und zwar nicht nur über dem Inflati- 
onsniveau, sondern auch über den durch- 
schnittlichen Lohnanstieg hinaus. Das 
New Policy Institute geht davon aus, dass 
die Erhöhung dieser Hilfen einen spürba- 
ren Effekt auf die Haushalte, die von sehr 

Silke Muter Goldberg ist Juristin und arbeitet in einer internationalen Anwaltskanzlei 
in London. 



der Empfangsberechtigten geführt hat, 
sondern die Anzahl der Empfangsberech- 
tigten ist noch weiter im Steigen begrif- 
fen. 
Gleichzeitig werden auch die ersten Pro- 
bleme mit den neuen Hilfen deutlich: Das 
erste Problem liegt darin, dass bei wei- 
tem nicht alle Berechtigten die ihnen zu- 
stehenden Hilfen in Anspruch nehmen. 
Das zweite Problem ist, dass durch die 
Konzentration auf Kinder- und Renterln- 
nenarmut die Hilfen an Haushalte mit er- 
werbsfähigen aber arbeitslosen Erwach- 
senen ohne Kinder um mehr als 25% seit 
1999 gefallen ist. Ende 2002 erhielten 
etwa 2 Millionen Erwachsenen im Er- 
werbsalter (ca. 16-65) ohne Kinder Be- 
darfs-gestestete Hilfen. Da etwa ein Drit- 
tel dieser Gruppe über 50 Jahre als sind, 
deutet diese Altersstruktur der Sozialhil- 
feempfängerlnnen auf ein weiteres Zu- 
nehmen der Altersarmut im kommenden 
Jahrzehnt. 

es" wie Bildung und Gesundheit domi- 
niert werden wird. Bislang ist davon in der 
gesellschaftlichen Debatte allerdings we- 
nig zu spüren; die unterschiedlichen Ver- 
wicklungen der Regierung Blair in Ge- 
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Sozialismus 
heimdienstinformationen zum lrak und 
den Massenvernichtungswaffen sowie do- 
miniert. Die Gründe dafür sind vielfältig: 
Im Großbritannien der späten 80er und 
frühen 90er Jahren wurde ein derart radi- 
kaler Sozialabbau betrieben (angefangen 
vom right-to buy Ausverkauf der Sozial- 
wohnungen zur Streichung des Schul- 

I. 

milchprogramms), dass die allgemeinen 
sozialpolitischen Erwartungen an die Re- 
gierung eher niedrig ausfallen. 

i' 

Die Erwartungen und das politische Be- 
wusstsein der jüngeren Generation, deren 
politischen Sozialisation während der 
Thatcher- und Major-Jahre stattgefunden 
hat, sind parallel zu den Deutschen, die 
unter Kohl's geistig-moralischer Wende 
politisch sozialisiert wurden, noch gerin- 
ger. 
Nach Thatcher und Major ist Blair unbe- 

Redaktion Sozialismus: Ruhe im Land? 
Bernhard Müller: Stichwort: Rechtsextre- 
mismus - Rechtspopulismus; Joachim Bi- 
schaff: Neoliberaler Systemwechsel; 
Toralf Pusch: Der neue Generationenver- 
trag: Wer bietet weniger? Volker Stork: 
Diskussionsbeitrag zur Programmatik der 
WASG; Heinz Bierbaum: Der Niedergang 
der Sozialdemokratie und die Schwäche 
der Gewerkschaften 

Öffentliche Reaktionen 
Derart horrende Zahlen, wonach etwa ein 
Fünftel der Bevölkerung (und etwa 30% 
aller Kinder) in einkommensarmen Fami- 
lien leben, sollten eigentlich breit ange- 
legte soziale Proteste, wie sie in der BRD 
im Zuge der Einführung von Hartz IV statt 
finden, vermuten lassen. Betrachtet man 
zusätzlich noch die allgemeinen Arbeits- 
bedingungen in Großbritannien (48 Stun- 
den Wochen sind keine Seltenheit, viele 
Arbeitgeber erwarten von den Beschäf- 
tigten, dass sie ein ,,Opt-Out-Agreement" 
unterzeichnen, mit dem sie dann auf die 
Rechte, die ihnen in der europäischen Ar- 
beitszeitdirektive gegeben werden, 
wieder verzichten, der Mindestlohn von 
ungefähr £4.50 ist im Südosten des Lan- 
des schlicht zu wenig sowie dieTransport- 
kosten v.a. in London und dem gesamten 
Süden Englands), wird diese Vermutung 
noch verstärkt. Jedoch: 
Massenmobilisierungsthemen waren in 
den vergangenen Jahren nicht die Sozial- 
politik der Regierung Blair, sondern 
außen- und sicherheitspolitischeThemen 
wie die Teilnahme der Großbritanniens 
an den sogenannten Anti-Terror-Kriegen 
gegen Afghanistan, und, umstrittener, ge- 
gen das Regime von Saddam Hussein im 
Irak. Die geplante Einführung von biome- 
trischen Personalausweisen sowie ge- 
sundheitspolitische Nebenschauplätze 
wie die vorsichtige Dezentralisierung des 
nationalen Gesundheitssystem NHS mit 
der Einführung von sogenannten founda- 
t ion hospitals haben vor allem bei Labour 
Hinterbänklerlnnen zu Anlass zu Protes- 
ten geboten. Zwar wird sowohl von den 
konservativen Tories als auch von Labour 
und den Liberal Democrats erwartet, dass 
der erwartet, dass der nächste Wahlkampf 
von sogenannten,,bread-and-butter- issu- 

streitbar eine Verbesserung, da die der- 
zeitige Labourregierung die erste ist, die 
eine aktive Armutsbekämpfung auf ihre 
Fahnen geschrieben hat und auch - 

wenngleich langsam und nicht hinrei- 
chend- auf die Erreichung dieses Ziels 
hinarbeitet. 
Es gibt aufgrund des reinen Mehrheits- 
wahlsystems auch keinerlei sozialpoliti- 
sche Alternative; und auch,,Old Labour" ist 

Tom AdlerIMatthias Fritz: Etappe auf 
dem Weg wohin? Eine Antwort auf Udo 
Abelmann und Uwe Meinhardt; Michael 
Wendl: Die Lohnbewegung im letzten 
Konjunkturzyklus (1923-2001); Richard 
DetjelJörg Köhlinger: Der Diebstahl an 
Zeit 

insgesamt zu schwach und in außenpoliti- 
sche Debatten um den lrak Krieg verwi- 
ckelt 
Kurioserweise ist einer der wenigen öf- 
fentlich wahrnehmbaren Proteste der der 
Rentnerlnnen gegen die Erhöhung der 
Gemeindesteuer, die in einigen Gegen- 
den Englands und Wales' um bis zu 20 

Otto Pfeiffer: Venezuela nach dem Refe- 
rendum; Antje Trosien: Die aktuelle Lage 
der ANC Youth League Prozent angestiegen ist. Angesichts der 

relativ hohen Hausbesitzerrate in Groß- 
britannien i s t  dies ein durchaus ernstzu- 

Joachim Bischoff/Hasko Hüning: 
Sebastian Herkommer 
(1.9.1933-3.9.2004) 

nehmender Protest, er ist aber nur wenig 
organisiert und es ist derzeit nicht abzu- 
sehen, dass sich die protestierenden 

b Rentnerlnnen in die gesamtpolitische 
Joachim BischoffIHans-Georg Draheim: 
Fritz Behrens und die heutige Linke; 
Marion Fisch: »Der Untergangic 
(Filmkritik) 

Debatte um ein gerechteres Großbritan- 
nien einmischen. 

I 

T 

Fazit 
Insgesamt kann gesagt werden, dass 
eine Art "Aufzugseffekt" eingetreten ist: 
Zwar ist es der Regierung Blair gelun- 
gen, das Einkommensniveau eines sig- 
nifikanten Teils der einkommensschwa- 
chen Bevölkerung zu heben. Labour hat 
es aber (noch?) nicht geschafft, den bri- 
tischen Trend zu mehr,,arbeitenden Ar- 
men" zu stoppen und strukturelle sozi- 
ale Veränderungen lassen aber in der 
nach wie vor klassengeprägten Gesell- 
schaft Großbritanniens noch auf sich 
warten. s p ~  5 12004 
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SOZIALER PROTEST 8r POLITIK 

Zum Verhältnis von SPD und 
Gewerkschaften nach der Agenda 201 0 
Rede anlässlich der Sommergespräche der IG Metall  Nordhessen 

Von Horst Peter 

I Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wenn ihr unter der Themenstellung .Das 
t Verhältnis zwischen Gewerkschaften und 

Parteien" zu euerm diesjährigen Sommer- 
gesprächen einladet, signalisiert ihr,dass ihr 
dieses Verhältnis als gestört, wenn nicht 
sogar als krisenhaft anseht. Ich sehe das 
genauso. Die aktuelle Ursache heißt Agen- 
da 2010, es gibt aber auch tiefer liegende 
Gründe. In meinem Diskussionsimpuls will 
ich drei Fragen nachgehen: 
1. Wie hat sich das Verhältnis der Gewerk- 
schaften zu den Parteien in der Geschichte 
der Bundesrepublik entwickelt? 
2. Ist die gegenwärtige Krise des Verhältnis- 
ses zu den Parteien, insbesondere zur SPD, 
von einer neuen Qualität? 
3. Welche Strategien zur Überwindung der 
Krise müssen diskutiert werden? 

Zu 1. Wie hat sich das Verhältnis der Ge- 
werkschaften zu den Parteien in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik entwi- 
ckelt? 
Zum Grundverständnis der Gewerkschaften 
nach dem Ende des zweiten Weltkriegs ge- 
hörten zwei aus den Erfahrungen der Wei- 
marer Republik erwachsenen Grundüber- 
Zeugungen. Einmal, dass Einheitsgewerk- 
schaften am wirksamsten die Interessen 
der Arbeiterschaft durchsetzen können. 
Zum anderen, dass die Gewerkschaften am 
der staatlichen Neuordnung Deutschlands 
mitwirken müssen. Damit sich der Faschis- 
mus nicht wiederholen kann. Daraus ergab 
sich, dass Gewerkschaften zwar parteipoli- 
tisch unabhängig sind, aber ihre Mitglieder 
in den Parteien aktiv an der demokrati- 
schen Neuordnung mitwirken und für ge- 
werkschaftliche politische Forderungen 
eintreten. Die Gewerkschaften erheben da- 
mit den Anspruch auf ein umfassendes po- 
litisches Mandat. 
Zwar sind die ursprünglichen Kernforderun- 
gen: staatliche demokratische Wirtschafts- 
planung, Sozialisierung der Schlüsselindus- 
trien, Wirtschaftsdemokratie und soziale De- 
mokratie durch den gesellschaftlichen Kom- 

promiss des Grundgesetzes, der den Einfluss 
von Gewerkschaften und Arbeitgeber auf 
die Regelung der wirtschaftlichen Angele- 
genheiten mit Artikel 9 einhegte nicht Wirk- 
lichkeit geworden, aber der sozialstaatliche 
Konsens des Grundgesetzes machte die Ge- 
werkschaften zu unverzichtbaren Akteuren 
bei politischen Entscheidungen. 
Dialogpartner waren grundsätzlich alle po- 
litischen Parteien, aber naturgemäß war die 
Nähe zu den Parteien des linken Spektrums 
stets am größten, einschließlich des Arbeit- 
nehmerflügels der recht Volksparteien CDU 
und CSU. Die besondere Nähe zur SPD als 
der großen linken Volkspartei war nie span- 
nungsfrei. Ich erinnere mich an die Massen- 
demonstration von 80.000 IG-Metallern, die 
Franz Steinkühler zur Protestbekundung 
gegen den drohenden Sozialabbau durch 
die sozialliberale Regierung SchmidtlGen- 
scher aufgerufen hatte. 
Im Unterschied zu heute hat sich damals 
Herbert Wehner nicht durch das Diktat des 
Kapitals, dem Graf Lambsdorff in seinem 
Wendebrief seine willige Hand lieh, erpres- 
sen lassen. So endete die sozialliberale Koa- 
lition - nicht durch die linke Kritik am 
NATO-Doppelbeschluss, wie die Legende 
behauptet. 
Wie erklärt sich die Bereitschaft der enga- 
gierten Gewerkschafter 1981182, gegen die 
von ihnen gewollte und gestützte Regie- 
rung zu protestieren? Es ging damals wie 
heute um die Grundprinzipien des deut- 
schen Sozialstaatsmodells, das über alle ge- 
sellschaftlichen Gruppen hinweg von der 
großen Mehrheit der deutschen Bevölke- 
rung getragen wurde und wird. 
Mit der Aussage von Artikel 20 (1) des 
Grundgesetzes „Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein demokratischer und so- 
zialer Bundesstaat" identifizieret sich fast 
jede Bürgerin und jeder Bürger. Unter akti- 
ver Mitwirkung der Gewerkschaften haben 
sich die wichtigen Elemente dieses,,histori- 
schen Kompromisses" entwickelt: 

Die Primärverteilung des erarbeiteten 
Wohlstands durch Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer auf der Basis derTarifautonomie 

Die Sekundärverteilung durch Steuerge- 
setze des Staates auf der Basis der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit der einzel- 
nen Steuerzahler und der Unternehmen. 

Die solidarische Absicherung der gro- 
ßen Lebensrisiken Krankheit, Arbeitsunfä- 
higkeit, Armut im Alter, Arbeitslosigkeit, 
Pflegebedürftigkeit durch ein System von 
Sozialversicherungen. 

Staatliche Gesetze zum Schutz der Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und 
für besondere Lebenslagen. 

Rechtsanspruch auf die Führung eines 
menschenwürdigen Lebens bei Armut. 
Zusammenfassend lässt sich die Frage nach 
dem Verhältnis von Parteien und Gewerk- 
schaften kurz beantworten: Gewerkschaf- 
ten und linke Parteien stehen bei der zen- 
tralen gesellschaftlichen Konfliktlinie der 
Bundesrepublik seit Mitte der 1970er Jahre 
zwischen wohlfahrtsstaatlichen und einem 
marktliberalen auf lndividualismus und 
Leistung ausgerichteten Verständnis von 
Politik auf der gleichen Seite. 

Zu 2. Ist die gegenwärtige Krise des Ver- 
hältnisses zu den Parteien, insbeson- 
dere zur SPD, von einer neuen Qualität? 
Ich beantworte diese Frage mit einem ein- 
deutigen ja. Der Freiburger Wahlforscher 
Gerd Mielke analysiert in der Frankfurter 
Rundschau unter dem Titel „Das (bedrohte) 
Sein prägt das Bewusstsein": Die politische 
Kultur hat die Konfliktlinie zwischen Sozial- 
staat und Marktliberalismus in ein Links- 
Rechts-Schema transponiert, auf dem die 
Bürgerinnen und Bürger sich selbst und 
auch die politischen Parteien einordnen. 
Die überwältigende Mehrheit der Gewerk- 
schafter ordnet sich und die SPD links und 
die CDU rechts ein, obwohl Teile der CDU- 
Wählerschaft sich zum Sozialstaatsmodell 
bekennen. Nach der deutschen nationalen 
Wahlstudie 2002 ordneten sich 44,3 % der 
Wählerinnen und Wähler links von der Mit- 
te ein, 73 % der Befragten, die SPD wählen 
wollten, ordneten sich als links von der Mit- 
te ein, nur 7,3 % positionierten sich rechts 
von der Mitte.Vor der Agenda 201 0 war die 
SPD nach Ansicht ihrer Wählerschaft eine 
linke Volkspartei. 

Horst Peter, war in den 1980er und 1990er Jahren Mitglied des Deutschen Bundestages und Was stellt das Neue nach der Agenda 
Sprecher der SPD-Parteilinken im Frankfurter Kreis, seit 1999 Sprecher des spw-Arbeitsaus- 2010 dar? 
schusses und Vorsitzender des Vereins zur Förderung von Demokratie und Völkerverständi- Das Gefühl der Sicherheit bei den großen 
gung e. V., lebt in Kassel Lebensrisiken und die Überzeugung, dass 
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der erreichte Lebensstandard gesichert sei, nem großen Teil auf den programmati- 
wird durch die ideologische Wende der schenVorstellungen der Sozialdemokratie. 
SPD-Elite der Mehrheit der Bevölkerung ge- Das ist um so erstaunlicher, als sie sich un- 
nommen. ter dem Trommelfeuer einer öffentlichen 
Die Agenda 2010 stellt eine Zäsur im sozi- Meinung behaupten muss, in der ihre Ein- 
alpolitischen Politik- und Gesellschaftsver- stellung als Relikt einer vergangenen Epo- 
ständnis dar: Die Bundespolitik nimmt Ab- che und als hartnäckiger Widerstand gegen 
schied vom historisch gewachsenen Sozial- notwendige Reformen und wirtschaftlichen 
staatsmodell der Bundesrepublik mit dem Fortschritt diffamiert werden. 
doppelten Anspruch aller einigermaßen Das Ergebnis dieses Paradigmenwechsels: 
den erreichten Lebensstandard zu sichern Es gibt sozialdemokratische Wählerpotenzi- 
und die großen Lebensrisiken solidarisch ale, aber keine Partei mehr, die sie vertritt. 
abzusichern. Nach der Agenda 2010 wird Ihre Partei hat auf der für den eigenen 
nur noch die Untergrenze verteidigt, unter Standpunkt entscheidenden Links-Rechts- 
die niemand fallen soll. Damit wagt die Achse die Position geräumt und ein politi- 
SPD-Führung den Sprung über die Grenze sches Vakuum hinterlassen. Für diese Wäh- 
der gesellschaftlich das Bewusstsein prä- lerinnen und Wähler - überdurchschnittlich 
genden Konfliktlinie zwischen Sozialstaats- den Gewerkschaften nahe stehend - ent- 
und Marktmodell, und das ohne ein weite- steht eine dreifachevertrauenskrise: 
res Identität stiftendes politisch-gesell- Erstens:Verlust der ideologischen Orientie- 
schaftliches Projekt. rung auf eine Partei auf der linken Seite der 
Gerd Mielke beschreibt diesen Wechsel: Links-Rechts-Achse. 
„Den ohnehin demoralisierten Traditions- Zweitens: Eliminierung aus den meinungs- 
kompanien ist gewissermaßen das Offiziers- bildenden Medien. 
korps abhanden gekommen. Es hat sich im Drittens: Ausgrenzung ihrer handfesten 
Casino des Gegners eingerichtet." Notlagen und Ängste aus dem Prozess der 
Diesen dramatischen Wechsel auf der Füh- politischen Entscheidungsfindung. 
rungsebene, der mit Einschüchterung der Dieser Zustand trifft auch die Möglichkeiten 
Abgeordneten, unter Einsatz der Vertrau- der Gewerkschaften ihr politisches Mandat 
ensfrage durch den Kanzler und Parteivor- erfolgreich wahrzunehmen. 
sitzenden bei gleichzeitiger Behauptung 
der Alternativlosigkeit dieser Politik auf Zu 3.: Welche Strategien zur Überwin- 
dem,,Erpressungsparteitag" in Berlin durch- dung der Krise müssen diskutiert wer- 
gepaukt, ist die Mitgliedschaft und Anhän- den? 
gerschaft nicht gefolgt. Sie beharrt zu ei- Die Frage nach der politischen Vertretung 

dieses Teils der Wählerschaft 
i s t  entscheidend für den ae- - - - -. . - . - . . . . . . . . -. . 
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sellschaftlichen Zusammen- 
halt. Den Gewerkschaften, ob- 
wohl selbst in der politischen 
Defensive, fällt große Verant- 
wortung bei der Bewertung 
dieser Frage zu. Deshalb 
müssen sie sich in die Dis- 
kussion der verschiedenen 
Strategien zur Überwindung 
der Folgen des Agenda 201 0- 
Kurses einmischen und eine 
eigene Strategie finden, die 
die weiterführenden politi- 
schen Forderungen klärt. 
Ist es hinreichend mit be- 
trieblichen und tariflichen 
Kämpfen zu drohen und sich 
auf die Montagsdemonstrati- 
onen zu verlassen? Betriebli- 
che und tarifliche Forderun- 
gen hängen von der Glaub- 
würdigkeit der Drohung des 
erfolgreichen Kampfes ab, 
dem sich die Arbeitgeber 
stellen müssen. Demonstran- 
ten, deren gemeinsamer 
Nenner,,Jetzt reicht's!" ist, lei- 
den unter dem gleichen 
Mangel des hinreichenden 
Drohpotenzials. 

Foto: Herbert Sachs 

Kann eine neue linke Partei das politische 
Vakuum auf der linken Seite der Links- 
Rechts-Achse auf parlamentarischer Ebene 
füllen? Selbst wenn es zur Gründung einer 
solchen Partei kommt, ist nicht zu erwarten, 
dass diese Partei - im Bündnis mit der PDS 
oder nicht - mehr als 10 % erreicht. Das 
reicht wahrscheinlich nicht einmal, die Me- 
diensperre gegen abweichende Positionen 
zum politischen Hauptstrom des Marktmo- 
dells zu durchbrechen und lässt diejenigen, 
die nicht bereit sind, eine neue Partei zu 
wählen, orientierungslos zurück. 

Gibt es Chancen für eine Veränderung 
der gegenwärtigen SPD-Politik? 
Die Strategie der SPD-Führung 

hoffen auf konjunkturelle Besserungen 
mit propagandistisch-verwertbaren Besse- 
rungen auf dem Arbeitsmarkt; 

hoffen auf eine Aufklärungs- und Erklä- 
rungskampagne; 

hoffen auf Gewöhnung an die Kürzungen 
und Vergesslichkeit 

warnen vor CDU und FDP,die noch grau- 
samer das ,,soziale Netz" einscheiden wür- 
den 
darf nicht hingenommen werden. Die 
Schwachstelle der SPD-Führungsstrategie 
ist die Nichtvermittelbarkeit der Agenda 
2010 bei den negativ Betroffenen und die 
Weigerung, auch Reiche in die Umvertei- 
lung einzubeziehen. Bleibt eine Strategie, 
die darauf abzielt, das sture Beibehalten 
des Agenda-Kurses zu brechen und gleich- 
zeitig Forderungen zu erheben, die die SPD 
zwingt, den Anpassungskurs an das Markt- 
modell durch einen Kurs der Gegenwehr 
gegen das Marktmodell zu ersetzen: 

Wenn es der Trend ist, im Unternehmen 
das Diktat der Aktionäre durchzusetzen, 
brauchen wir mehr Mitbestimmung; 

Wenn es der Trend ist, Mehrarbeit durch- 
zusetzen, brauchen wir ein wirksames Ar- 
beitszeitgesetz, das gesetzlich die Ober- 
grenze der Mehrarbeit festlegt. 

Wenn es der Trend ist, die großen Risi- 
ken zu privatisieren, brauchen wir eine um- 
fassende, solidarische Bürgerversicherung, 
in die auch die Reichen nach ihrer Leis- 
tungsfähigkeit einbezogen werden. 

Wenn es der Trend ist, Armen den Ver- 
brauch ihres Vermögens bei Erhalt von Für- 
sorgeleistungen vorzuschreiben, müssen 
die Vermögens- und Erbschaftssteuer her- 
angezogen werden. 

Wenn es der Trend der politischen Elite 
ist, sich der Verantwortung gegenüber ihren 
Wählern zu entziehen, brauchen wir Abge- 
ordnete, die bei ihrer Aufstellung glaub- 
würdig machen, dass sie sich diesem Trend 
widersetzen. 
Meine Hoffnung als Gewerkschafts- und 
SPD-Mitglied ist es, dass die Resignation 
noch nicht so verfestigt ist und möglichst 
vielen Genossinnen und Genossen diesen 
Weg gehen. SPW 5 12004 
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SPD und Gewerkschaften - 
kommt (wieder) zusammen, was 
zusammen gehört? 
von Björn Böhning und Daniel Friedrich 

I. Eine Alternative links der SPD? 

Die SPD ist dabei ihr zentrales 
Kompetenzfeld, das der sozialen Gerechtig- 
keit, Preis zu geben. Die letzten Monate und 
Wahlen haben gezeigt: Das Problem der 
SPD is t  ein inhaltliches - kein kommunika- 
tives. Bei zentralen Reformmaßnahmen 
wird die soziale Ausgewogenheit in Zweifel 
gezogen. Ökonomisch i s t  ein Abbau der Ar- 
beitslosigkeit nicht in Sicht. Die Akzeptanz 
sozialdemokratischer Politik i s t  auf dem 
Tiefststand. Noch nie hat eine Regierungs- 
partei in der Mitte der Legislaturperiode ei- 
nen solchen Mobilisierungsverlust hinneh- 
men müssen. Die Regierungsfähigkeit der 
Sozialdemokratie steht angesichts von ver- 
heerenden Umfragewerten und Wahlnie- 
derlagen auf dem Spiel. 
Doch nicht nur das. Die Sozialdemokratie 
steht vor einer entscheidenden Weichen- 
stellung: Schafft es die SPD noch als Binde- 
glied großer gesellschaftlicher - und vor al- 
lem arbeitnehmerischer - Milieus zu wir- 
ken oder nicht? Bleibt die SPD eine große, ja 
linkeVolkspartei oder erleben wir eine Zer- 
splitterung der Linken wie in vielen ande- 
ren europäischen Ländern auch? Wird die 
Linke mit einer geschwächten SPD auf Jah- 
re hinaus handlungsunfähig? 
Die Bindekraft der SPD wird nur Bestand ha- 
ben, wenn es gelingt eine Vision zu entwi- 
ckeln, wie sozialer Fortschritt in Zeiten der 
Globalisierung gerecht gestaltet werden 
kann. Und sie wird nur Bestand haben, wenn 
diese Vision gemeinsam mit den Gewerk- 
schaften entwickelt und vorangetrieben 
wird. 
Für einen solchen Zukunftsdiskurs bedarf es 

Q keiner ,,WahlalternativeU und auch keinen 
neuen Populismus. Dazu ist der Mut zwi- 
schen SPD und Gewerkschaften notwendig, 
wieder aufeinander zu zugehen und ge- 
meinsam Positionen zu entwickeln. Dies 
wird nicht automatisch geschehen. Dazu 
bedarf es Initiativen, Netzwerke und Dis- 
kursräume weit über Organisations- und 
Parteigrenzen hinaus. Ziel muss es sein, das 
derzeit brachliegende, zum Teil desorien- 

tierte und deprimierte Wählerpotenzial, das 
sich neben der SPD auftut, wieder für die 
linke Volkspartei zu gewinnen. Andernfalls 
wird auf Jahre hinaus dieses Potenzial in 
der Enthaltung versinken - oder aber von 
Rattenfängern mobilisiert. 
Die andere Volkspartei hat ihr Potenzial 
weitestgehend ausgeschöpft. Mit ihrer 
marktradikalen Programmatik schaffen sie 
es nicht, neue Wählerschichten an sich zu 
binden. Das ist auch gut so. Die wichtigste 
Botschaft dieser Tage lautet deshalb: Die 
SPD und auch die Gewerkschaften haben 
ihre Zukunftsfähigkeit selbst in der Hand. 

Agenda 201 0 - Der Spalt wird sichtbar 
Kaum etwas macht den aktuellen Spalt zwi- 
schen der SPD und den Gewerkschaften so 
sichtbar wie die Agenda 2010. Mit der am 
14. März 2003 verkündeten Regierungs- 
agenda wollte Gerhard Schröder einen 
Schlussstrich unter die chaotischen Regie- 
rungsarbeit ziehen, die nach der Bundes- 
tagswahl 2002 eintrat. Höhepunkt dieses 
Chaos waren die verlorenen Landtagswah- 
len in Niedersachsen und Hessen sowie die 
großen Verluste bei der Kommunalwahl in 
Schleswig-Holstein. Die Agenda sollte ein 
Befreiungsschlag sein. Aber sie versagte. 
Nicht nur die Wähler wenden sich seit dem 
weiterhin konstant von der SPD ab,auch die 
Gewerkschaften können eine Politik gegen 
ihr Klientel nicht mittragen und wenden 
sich gegen die Partei. Dafür gibt es unter 
anderem zwei Ursachen: 
Erstens ist der Inhalt der Agenda (bis auf 
wenige Ausnahmen) sozial ungerecht, be- 
lastet einseitig die Schwachen und wird 
darüber hinaus nicht erfolgreich sein. Ein 
Beispiel: Bei einer offiziellen Arbeitslosen- 
quote von über 30 Prozent in Teilen Meck- 
lenburg-Vorpommerns wird die Kürzung 
der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes 
und die Minderung des neuen Arbeitslo- 
sengeldes II keine neuen Arbeitsplätze 
schaffen. Diese Maßnahmen werden aber 
die Lebensqualität der Menschen und der 
ganzen Region nachhaltig verschlechtern. 
Statt zu Erkennen, dass 20 Jahre neoliberale 
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Politik die Probleme erst recht verschärft 
haben und man staatlich gegensteuern 
muss, verfällt man lieber den Protagonisten 
des,,Wir haben immer noch zu viel Staat,zu 
viel soziale Sicherheit und sind deswegen 
wirtschaftlich nicht erfolgreich". 
Zum zweiten ist aber auch der Umgang der 
Partei mit der Agenda 2010 und ihren In- 
haltenTeil des Problems. Die Lehre aus dem 
Jahr 2003 lautet: Die Entmachtung der Par- 
tei - insbesondere an den Leitplanken 
Kommunikation und Politikentwicklung - 
hat eine Sinnkrise hinterlassen die schwer 
zu schließen sein dürfte. Der andauernde 
Ruf nach parteilicher Geschlossenheit, die 
nicht auf einer Basis gemeinsamer Inhalte 
zustande kam, sowie der ständige Aufbau 
politischer Drohkulissen haben viele Par- 
teimitglieder deprimiert. Das heute, kaum 
ein Jahr danach, so viele - die beim Agen- 
daparteitag 2003 ihre zustimmenden Hän- 
de gehoben haben - die beschlossenen 
Projekte kritisieren und nicht kommunizie- 
ren, ist ein Ergebnis dieser Entwicklung. Die 
jetzige Politik als alternativlos darzustellen, 
tut ihr übriges dazu. Diese Haltung lässt kei- 
nen Dialog zu, sie verhindert einen Prozess 
der Menschen mitnehmen kann. Zudem er- 
schüttert sie das Vertrauen der politisch Ak- 
tiven in ihre Partei. Das Durchstimmen der 
Agenda 201 0, der Umgang mit ihren Zweif- 
lern und Kritikern, ist genauso schlimm, wie 
ihr Inhalt. Erst mit dem Projekt der Bürger- 
versicherung ist es wieder gelungen, Poli- 
tikentwicklung und inhaltliche Diskurse zu- 
rück in die Partei zu holen. 

11. Die Gewerkschaften aus Sicht eines 
SPD'ler 
Wie alle Großorganisationen haben auch 
die Gewerkschaften Probleme organisatori- 
scher und inhaltlicher Bindekraft. Ebenso 
wie die SPD haben die Einzelgewerkschaf- 
ten mit massiven Mitgliederverlusten zu 
kämpfen. Interessant in der aktuellen Situa- 
tion ist, dass sowohl diejenigen, die in der 
Mehrheit für die Agenda 2010 sind, als auch 
diejenigen, welche gegen die Politik der 
Bundesregierung mobilisieren, Mitglieder 
verlieren. Dies ist als ein erstes Anzeichen 
dafür zu werten, dass linke Volkspartei und 
Gewerkschaften ähnliche, ja mit aus glei- 
chen Ursprüngen resultierenden Proble- 
men konfrontiert sind. Denn der gesell- 



schaftliche und ökonomische Wandel un- 
tergräbt die bisherige Form politischer In- 
teressensvertretung. Innerhalb der Unter- 
nehmen sehen sich die Gewerkschaften 
mit immer mehr Druck auf die Beschäftig- 
ten konfrontiert. Die ökonomische Krise, vor 
allem aber auch Profitstrategien multinati- 
onaler Konzerne verschärfen die internatio- 
nalen Wettbewerbsbedingungen, meist 
ohne das sich Gewerkschaften in ausrei- 
chendem Maße dagegen wehren können. 
Die daraus entstehenden Repräsentanzpro- 
bleme treiben einen immer schwerer wie- 
genden Keil zwischen die einzelbetriebli- 
che Ebene und die Politik der Gewerkschaf- 
ten. Der Druck, welcher von Unterneh- 
mensseite ausgeübt wird, produziert ge- 
spaltene Realitäten: Im Einzelbetrieb wird 
konstruktiv mit der Unternehmensführung 
zusammengearbeitet, während nach außen 
die,,Klassenkampf-Rhetorik geübt wird. Bei 
Siemens konnte die Unternehmensführung 
in zwei Werken in Nordrhein-Westfalen er- 
folgreich die 40-Stunden-Woche erpressen, 
während die Beschäftigten bei DaimlerCh- 
rysler ihrem Vorstand erfolgreich die Stirn 
bot. Diese ,,gespaltene Realitäten" müssen 
offen thematisiert werden. Das würde aber 
bedeuten, einzugestehen, dass auch die 
Gewerkschaften mit inhaltlich-strategi- 
schen Problemen konfrontiert sind, die sie 
zumindest kurzfristig nicht auflösen können. 
Ein solcher Diskurs würde auch den Ver- 
ständnisraum verbreitern, für die Konflikte, 
die sich innerhalb der SPD auftun. Denn ge- 
spaltene Realitäten und Persönlichkeiten 
sind auch in der SPD vorzufinden. 
Verständnis dafür zu schaffen,dass SPD und 
Gewerkschaften gemeinsame Konflikte zu 
bestehen haben, würde zu der Schlussfol- 
gerung führen, dass beide die inhaltlichen 
und strategischen Zukunftsfragen gemein- 
sam zu bearbeiten haben. Reformfelder so- 
zialen Fortschritts in neuen Zeiten zu er- 
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kämpfen, würde erst einmal bedeuten, die- 
se zu benennen. Das haben auch die Ge- 
werkschaften zu lange vernachlässigt. Die 
Jahre 2003 und 2004 haben sie auf diesem 
Weg sogar zurückgeworfen. Denn die Politik 
der Bundesregierung und das taktische Vor- 
gehen der Gewerkschaften selbst hat sich 
innerhalb der Organisation eine Abwehrhal- 
tung über alle Ebenen hinweg breitge- 
macht. Diese - politisch zweifelsohne not- 
wendige - Abwehrhaltung hat allerdings 
eine Debatte um gesellschaftliche Reform- 
projekte nach der Agenda 2010 zunichte 
gemacht. Wo sind zum Beispiel die vielen 
fruchtbaren Ansätze geblieben, welche in 
der IG Metall Zukunftsdebatte diskutiert 
worden sind? Diese Fäden wieder aufzu- 
greifen, wäre mehr als sinnvoll. Es würde 
die Gewerkschaften aus ihrer Defensivposi- 
tion herausholen. Denn auch die Gewerk- 
schaften müssen innerorganisatorisch und 
gesellschaftlich ein Klima für Veränderun- 
gen schaffen, in das sich linke Zukunftspro- 
jekte einfügen können. Denn für die Ge- 
werkschaften gilt ebenso wie für die SPD: 
Auch sie haben nicht nur ein Vermittlungs- 
problem, sie haben auch ein Akzeptanzpro- 
blem. 

Die SPD aus Sicht eines Gewerkschafters 
Wer von außen auf die SPD schaut, spürt 
eine gewisse Hilflosigkeit. Hilflosigkeit da- 
her, weil es so viele Handlungsfelder gibt, 
die es anzugehen gelte. Man muss sich hier 
allerdings auf ein einzelne Bereiche kon- 
zentrieren. Zum einen i s t  es diese Mutlosig- 
keit, die von zu vielen SPD-Politikern aus- 
geht. Statt das politisch Richtige zu tun, wird 
über die Probleme der Umsetzung debat- 
tiert. SPD-Politik wird nur noch als gefälliger 
Begleiter der Wirtschaft, nicht als Gestalter 
der Gesellschaft wahrgenommen. Sie agiert 
nur noch im Praktikablen, macht nur noch 
was geht. Eine Vision, ein größerer Zusam- 
menhang ist nicht erkennbar. Des weiteren 
schreckt das Tempo des Wechseln von In- 
halten. In nur einem Jahr werden Partei- 
tagsbeschlüsse und -Programme über den 
Haufen geworfen und das Gegenteil ihrer 
Inhalte in der Regierungspolitik umgesetzt. 
Ob die Positionen schon immer falsch wa- 
ren oder sie zur Zeit einfach nicht realisier- 
bar sind, ist ungeklärt. Es rächt sich nun, dass 
1999 Partei und Gewerkschaften sich nur 
kurz mit dem Blair-Schröder-Papier ausein- 
andersetzten. Ohne parteiinterne Diskussio- 
nen und dazugehörigen Beschlüssen wird 
der,,Dritte Weg" durch Regierungshandeln 
umgesetzt. Die Top-Down-Politik hat ob- 
siegt. Dies führt zum nächsten Kritikfeld. Es 
i s t  schon erschreckend, wie die Partei und 
die Parteiführung mit Kritikern und Zweif- 
lern umging. Statt sie mitzunehmen, wur- 
den sie vor dem Kopf geschlagen, ihre Ar- 
gumente in den Wind geschlagen und der 
einzelne Kritiker wurde pauschal verurteilt, 
dass er die Zeichen der Zeit noch nicht er- 

kannt habe. Wer so mit Minderheiten um- 
geht, der darf sich nicht wundern, wenn ge- 
nau diese ihm den Rücken kehren. Die Mas- 
senaustritte im letzten Jahr machen dies 
deutlich. Am schwerwiegendsten trifft aber 
der eklatante Unterschied zwischen Theorie 
und Praxis, zwischen Parteitagsbeschlüssen 
bzw. Wahlprogrammen und Regierungshan- 
deln. Der Erhöhung der Arbeitszeit für die 
Beamten, die Kündigung der Arbeitszeitta- 
rifverträge im öffentlichen Dienst der Län- 
der, die Verschlechterung des Kündigungs- 
schutzes und die Kürzung des neuen Ar- 
beitslosengeld II sind nicht vereinbar mit  
der verabschiedeten Programmatik der 
Partei. 
Es wäre aber zu einfach, dies als SPD zu be- 
schreiben. Die SPD ist mehr. Sie steht für 
Menschen, die sich vor Ort um die alltägli- 
chen Problemen kümmern, sich für die 
Ortsumgehung einsetzen, für den Erhalt von 
kommunalen Arbeitsplätzen kämpfen und 
Stadt(tei1)feste für die Menschen organi- 
siert. Politiker die gemeinsam mit den Ge- 
werkschaften über die Zukunft des Hafens 
oder des Gewerbegebietes diskutieren. 
Die für die Bürgerinnen und Bürger ein offe- 
nes Ohr haben, sich ihrer annehmen und 
versuchen ihnen konkret zu helfen. Es wäre 
gut, wenn diese Menschen wieder mehr 
Rücken- statt Gegenwind aus Berlin bekä- 
men. 

111. 16 Jahre Kohl - Gemeinsam ,,Nein"- 
Sagen 
Es lohnt einen Blick darauf zu werfen, wieso 
-anscheinend mit einem Schlag - das Ver- 
hältnis zwischen der SPD und den Gewerk- 
schaften von heute auf morgen in Frage ge- 
stellt wird? Eine jahrzehntelange gute Ge- 
meinschaft, deren gemeinsame Traditionen 
oft betont, ja teilweise beschwört wurde 
und wird.Vielleicht ist es die Oberflächlich- 
keit, mit der diese Partnerschaft insbeson- 
dere in den letzten zwanzig Jahren gepflegt 
wurde. Statt die Probleme, die sich in den 
letzten Jahren der Schmidt-Regierung zwi- 
schen den Gewerkschaften und der SPD 
(aber auch die innerhalb der SPD ) heraus- 
kristallisierten, gemeinsam zu analysieren 
und neue, gemeinsame Antworten heraus- 
zuarbeiten, beschäftigten sich beide haupt- 
sächlich mit sich selber. Die Gewerkschaf- 
ten, an vorderster Front die IG Metall und 
die damalige IG Druck und Papier (heute 
Ver.di) kämpften für kürzere Arbeitszeiten, 
während gleichzeitig die SPD nach dem 
Ende der sozialliberalen Regierung ihre 
Wunden leckte und versuchte sich inhalt- 
lich und personell neu aufzustellen. Ge- 
meinsame Projekte und Diskussionen wa- 
ren Mangelware. Eine Synchronisation zwi- 
schen den Partnern fand nicht statt. Dieses 
,,Mono-Diskutieren" wurde durch den Fall 
der Mauer und der deutschen Einheit wei- 
ter verstärkt. Die Gewerkschaften konzent- 
rierten sich auf dieTarif- und Betriebspolitik 
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und kämpften hart um die Arbeitsplätze. 
Für die SPD kamen weitere Wahlen in den 
Kommunen und Ländern hinzu, nicht 
zuletzt die Bundestagswahl 1990, die deut- 
lich verloren wurde. Die gemeinsame 
Klammer in der politischen Auseinander- 
setzung war das,,Nein-Sagen". Dies war nie 
falsch, wenn CDU und FDP anfingen den So- 
zialstaat zu demontieren. Mit der Erfahrung 
des sozialliberalen Sparpakets 1996 folgte 
dann auch das letzte starke Zusammenrü- 
cken von SPD und Gewerkschaften. Das 
Bündnis für Arbeit wurde von der Kohlre- 
gierung nur für die anstehenden Landtags- 
wahlen ausgenutzt. Nach den Wahlen und 
dem Scheitern des Bündnisses machte die 
Regierung sich zum Erfüllungsgehilfen der 
Arbeitgeberverbände. Nicht zuletzt auf 
Grund dieser Erfahrung sprachen sich die 
Gewerkschaften dadurch massiv wie selten 
zu vor für einen Politikwechsel mit Rot- 
Grün aus und investierten mehrere Millio- 
nen Euro in die Kampagne,,Arbeit und sozi- 
ale Gerechtigkeit". Aber auch der Wahler- 
folg 1998 schaffte keine neue Allianz. Das 
jahrelang gemeinsame,,Neinn war und i s t  zu 
wenig, wenn tragfähige Alternativen erar- 
beitet werden sollen. 

,,ParteifreiheitM in den Gewerkschaften 
Der ehemalige Vorsitzende der IG Metall, 
Hans Mayr, soll Bewerber, die im Vorstel- 
lungsgespräch eine Parteizugehörigkeit 
verneinten, sinngemäß gefragt haben:,,Wie 
willst du die Interessen der Arbeitnehmer 
in diesem Parlamentarischen System ver- 
treten, wenn du nicht Mitglied einer Partei 
bist?" Er brachte es damit auf den Punkt. Ge- 
werkschaften sind eigenständig und macht- 
voll. Über die Betriebs- und Tarifpolitik ge- 
stalten sie die Arbeitsbedingungen von 
Millionen von Arbeitnehmern. Für eine voll- 
ständige Vertretung reicht dies allerdings 
nicht aus. Das Parlament bestimmt weit 
über die Gestaltungskraft der Gewerkschaf- 
ten die Regeln in unserer Gesellschaft. Die 
Grundlagen der Sozialversicherung, Ar- 
beits- und Tarifrecht und das Bildungssys- 
tem sind durch Druck beeinflussbar, aber 
gestaltet wird es von den Parteien, die die 
Mehrheit im Bundestag haben. 
Und genau in diesen Parteien engagieren 

I sich immer weniger Gewerkschafter, be- 
ziehungsweise sind Mitglied. Dies gilt ex- 
plizit für jüngere Gewerkschaftssekretärel 
innen. Die Selbstverständlichkeit, dass 
hauptamtliche Gewerkschaftssekretäre 
auch Mitglied einer Partei - in der Regel in 
der SPD - sind, ist damit obsolet. Aber 
nicht nur bei den Beschäftigten der Ge- 
werkschaften ist eine Parteienthaltsamkeit 
zu erkennen. Immer weniger Betriebsräte 
und Vertrauensleute haben ein Parteibuch, 
von Partei-Betriebsgruppen ganz zu 
schweigen. Kontakte zu Abgeordneten 
oder Kreisvorständen kommen zu meist 
nur in betrieblichen Krisensituationen zu- 

stande. Dies hat neben der Arbeitsbelas- 
tung natürlich auch mit einer Unzufrieden- 
heit mit der Arbeit der Parteien bzw. der 
Regierungen zu tun. Den Kritikern der Ge- 
werkschaften im Betrieb wird allerdings 
entgegengehalten, dass sie sich ja einbrin- 
gen können, die Gewerkschaften von 
innen verändern. Sie werden eingeladen 
die Gewerkschaft mitzugestalten, dadurch, 
dass sie sich einmischen. Bei den Parteien 
scheint den Gewerkschaftern dieses 
Selbstverständnis abhanden gekommen 
zu sein. Auf dem Gewerkschaftstag der IG 
Metall im August 2003 warnte Berthold 
Huber: "Parteipolitische Abstinenz stärkt 
nicht unsere Positionen, sie schwächt sie. 
Wir müssen uns auch in die Entscheidungs- 
Prozesse der Parteien einmischen, wenn 
wir uns nicht zur Reparaturkolonne der Po- 
litik degradieren lassen wollen." Das Ta- 
gungsprotokoll verzeichnete Beifall. 
Hoffentlich war dies nicht die einzige Be- 
wegung in dieser Sache. 

Wie in der Ehe, das Auseinanderleben 
nicht mitbekommen 
„Wir haben einfach nicht mehr miteinander 
geredet. Und wenn doch, dann haben wir 
uns einfach nicht mehr zugehört!" Nicht 
wenige Paare ziehen am Ende ihrer Bezie- 
hung dieses Resümee: Mangelnde Kommu- 
nikation. Sich nichts mehr sagen und nicht 
mehr zu zuhören, ist Gift für die Beziehung. 
Auch in der,,Ehen von SPD und Gewerkschaf- 
ten ist fehlende Kommunikation mit Schuld 
für die aktuellen Probleme. Nicht nur der 
Rückgang des ehrenamtlichen Engage- 
ments und das zunehmende Misstrauen ge- 
genüber Großorganisationen hat es für jede 
Organisation für sich schon schwer genug 
gemacht. Für den Dialog miteinander reicht 
es nicht mehr. Die älteren Genossen und 
Gewerkschafter, für die eine beidseitige 
Mitgliedschaft und Mitarbeit, selbstver- 
ständlich war, wuchsen aus der politischen 
Arbeit heraus. Eine automatischer Nach- 
wuchs blieb aus. Wer aber nicht mit- 
einander redet, der versteht sich auch nicht 
mehr. Wenn in den Parteien (auch in der 
SPD) hauptsächlich nur noch Lehrer,Akade- 
miker und Beamte Politik machen, dann ist 
ein Abrücken von klassichen Arbeitneh- 
merpositionen unvermeidlich. Erst recht, 
wenn diese Politiker in ihren Orts- und 
Kreisverbänden nicht auf Arbeitnehmer- 
innen und Arbeitnehmer stoßen, die ihnen 
das ,,wahren Leben beibringen. Anders her- 
um ist es unmöglich im Betrieb Sachzwän- 
ge, wie leere Kassen oder auch fehlende 
politische Handlungsmöglichkeiten bei 
kommunalen Problemen zu verstehen, 
wenn man nur über Politiker redet und 
nicht mit Ihnen. Die Erkenntnis, dass man 
den Dialog zwischen SPD und Gewerkschaf- 
ten wieder verstärken muss, ja sogar mit 
klaren Strukturen unterlegen muss, ist nicht 
neu. Schon Anfang der 90er wollten Björn 

Engholm als damaliger SPD-Vorsitzender 
und sein Bundesgeschäftsführer Karlheinz 
Blessing mit dem Programm ,,SPD 2000" 
eine neue Beteiligungs- und Diskussions- 
kultur implementieren. Nach dem Rücktritt 
von Engholm und dem personellen Wech- 
sel an der Spitze der Partei verschwand die- 
ser Ansatz in den Schubladen der Parteizen- 
trale. Viele Ehen konnten gerettet werden, 
weil beide Partner sich bewusst über ihre 
Probleme wurden und beide sich entschie- 
den, wieder stärker miteinander zu reden, 
zu diskutieren und einfach wieder mehr 
miteinander zu machen. 

Jugendbündnisse 
Es gibt aber einige erfolgreiche Kooperati- 
onen und lnitiativen auf die man für die Zu- 
kunft aufbauen kann. Im Bereich Ausbil- 
dung hat sich in den letzten Jahren zum 
Beispiel eine fruchtbare Kooperation zwi- 
schen jungen Gewerkschaften und den Ju- 
sos herausgebildet. Die jahrelange gemein- 
same Kampagne für eine Ausbildungsum- 
lage hat bei Gewerkschaftsjugend und jün- 
gerer Sozialdemokratie zur gegenseitige 
Akzeptanz beigetragen und die Zusammen- 
arbeit gestärkt. Allerdings bleibt zu be- 
fürchten, dass der unvollendete Erfolg der 
Kampagne durchaus auch zu Resignation 
beiderseits führt und die Quelle gemeinsa- 
mer Netzwerke versiegt. Die Ausbildungs- 
thematik ist und bleibt ein wichtiger Kris- 
tallisationspunkt für beide Organisationen. 
Bei dem aktuell in der Novellierung befind- 
lichen Berufsbildungsgesetz zeigt sich er- 
neut diese Kooperationsbereitschaft. Bun- 
desweit wurden verschiedene thematische 
Jugendbündnisse für eine fortschrittliche 
Reform gegründet. Solche lnitiativen sind 
und bleiben wichtig, hängen jedoch ent- 
scheiden davon ab, wie sie vor Ort - im 
Land und in der Kommune - von Aktiven 
beider Organisationen aufgegriffen wer- 
den. 

I V. 
Wenn linke Politik wieder mehrheitsfähig 
gemacht werden soll - parlamentarisch 
wie gesellschaftlich - dann müssen die So- 
zialdemokratie und die Gewerkschaften 
wieder zueinander finden. Hierfür sollen ein 
paar Vorschläge unterbreitet werden, wie 
gerade auf der strukturellen Ebene Verbes- 
serungen erfolgen können. Das notwendige 
zusätzliche inhaltliches Aufeinander Zuge- 
hen, könnte dadurch erleichtert und unter- 
mauert werden. 

Die Tradition als Chance erkennen - 
wieder miteinander reden 
Wer über 100 Jahre Seite an Seite für eine 
bessere Gesellschaft gekämpft hat, wer 
dabei Bismarck, Weimar und das Dritte 
Reich überlebt hat, der darf dies nicht 
kampflos aufgeben. Die gemeinsamen 
Wurzeln von SPD und Gewerkschaften ver- 



pflichten beide Seiten zu einem Erneue- 
rungsprozess. Auch wenn einige es glau- 
ben, beide können ohne den anderen nicht. 
Wie bei siamesischen Zwillingen, man kann 
sie trennen, aber das Leben nach der Tren- 
nung ist nie mehr wie vorher. Den Gewerk- 
schaften wird der fehlende parlamentari- 
sche Arm vor die kaum lösbare Aufgabe 
stellen, Arbeitnehmerpolitik gleichberech- 
tigt in die Parteienlandschaft einfließen zu 
lassen. Kurzzeitige Allianzen zwischen ein- 
zelnen Parteien und den Gewerkschaften 
können kurzfristig erfolgreich sein. Aber sie 
ersetzen keine dauerhafte Partnerschaft. 
Will die SPD (wieder) die Partei der sozialen 
Gerechtigkeit sein, braucht sie programma- 
tische Unterstützung durch die Gewerk- 
schaften. Zudem sind die Gewerkschafter 
auf Grund ihres täglichen Basisbezuges un- 
verzichtbar für ein ,,hineinhorchenn in die 
Wählerschaft. In einer Medienlandschaft, 
die fast ausschließlich Konservative und 
Neoliberale unterstützt, ist die SPD zudem 
auf Partner angewiesen, die direkt am Wäh- 
ler sitzen. Dies ist unabhängig davon, ob die 
SPD sich an der Regierung oder in der Op- 
position befindet. 
Die Sprachlosigkeit, mit der sich Sozialdemo- 
kraten und Gewerkschafter heute häufig be- 
gegnen, resultiert zudem nicht nur aus politi- 
scher Entfremdung, sondern vor allem auch 
fehlender politischer Orientierung, ja Ver- 
zweiflung, nicht mehr gemeinsame Fragen 
aus veränderten Zeiten zu finden und Anfor- 
derungen abzuleiten. Gerade deshalb sind 
großspurig angekündigte Gewerkschaftsaus- 
tritte auf Seiten der SPD und Parteiaustritte 
auf Seiten der Gewerkschaften nicht nur kon- 
traproduktiv, sondern ein Herausstehlen aus 
einer notwendigen Auseinandersetzung und 
Diskussion. Unkenrufe auf beiden Seiten hel- 
fen deshalb nicht weiter. Wer in der SPD 
meint, wir brauchen keine Gewerkschaften 
mehr, der muss die Frage beantworten: Auf 
welchen mobilisierungsfähigen Akteur au- 
ßerhalb der SPD will man statt der Gewerk- 
schaften setzen? Den BDI?! Und wer in den 
Gewerkschaften meint, eine starke SPD sei 
nicht notwendig, der muss die Frage beant- 
worten: Ist eine Zersplitterung der Linken die 
Gewähr für eine sozialere, fortschrittlichere 
Politik? Beide Positionen sind strategische 
Sackgassen für die Durchsetzung einer linken, 
radikalreformerischen Politik. 
Gemeinsamkeit kann man nicht verordnen. 
Gerade wenn man sich auseinandergelebt 
hat, reichen nicht Worte. Auch das alleinige 
Treffen der Spitzen, z. B. im Gewerkschafts- 
rat, wird kaum zu einer Verbesserung der 
Gesamtlage führen. In den aktuellen strate- 
gisch wichtigen Politikfeldern müssen ge- 
meinsam Positionen und Alternativen erar- 
beiten werden. Dabei darf nicht das,,Recht 
behalten" das Geschehen bestimmen, son- 
dern vielmehr die gemeinsame richtige 
Position, die Diskussion darüber und das 
Bemühen um einen tragfähigen Konsens. 

Gemeinsam an Alternativen zur aktuel- 
len Politik arbeiten 
SPD und Gewerkschaften müssen auf allen 
Ebenen gemeinsamer Arbeitsgruppen 
und Foren zu Zukunft des Steuersystems, 
der Kranken- und Rentenversicherung so- 
wie der Bildungspolitik inklusive For- 
schung und Entwicklung einrichten. 
Darüber hinaus gibt es lokal und regional 
weitere bedeutsame Themen, in denen 
eine gemeinsame Erörterung sinnvoll er- 
scheinen kann. Dafür ist ein neuer Diskus- 
sionsprozess notwendig. Eine neue Diskus- 
sionskultur. Kritik und Widerspruch müs- 
sen erlaubt, ja gar gewünscht sein. Start 
dieses Prozesses könnten Landeskonferen- 
Zen sein, in denen die oben genannten 
Themen in Workshops behandelt werden 
und dieTeilnehmer sich zur Hälfte aus Ge- 
werkschaftern und SPD'lern zusammenset- 
zen. Aus den verschiedenen Gewerk- 
schaftsräten konnten zudem Programm- 
gruppen zu aktuellen Themen initiert wer- 
den. 

Begegnungen organisieren 
Gerade für jüngere Sekretäre und Betriebs- 
räte, aber auch für junge Abgeordnete, Par- 
teibeschäftigte und Jusos sollten gemein- 
same Bausteine in der Aus- und Weiterbil- 
dung angeboten werden. Gegenseitige 
mehrwöchige Praktika im Willy-Brand-Haus 
bzw. der Fraktion oder in den Gewerk- 
schaftszentralen und ihren Gliederungen 
könnten Einblicke in die Partnerorganisati- 
on geben. Auch könnten die Ausbildungs- 
Programme der Gewerkschaften (z.B. beim 
Trainee-Programm der IG Metall) und der 
Partei stärker miteinander verzahnt wer- 
den. Dies mit programmatischen Inhalten 
zu untermauern, wäre in einer gemeinsa- 
men zukünftigen Vorgehensweise hilfreich. 
Die Andersartigkeit anerkennen und akzep- 
tieren 
In einem gemeinsamen Prozess gilt es 
auch wieder zu lernen, dass die andere Sei- 
te,,andersU ist. In der SPD sind nicht nur die 
klassischen Arbeitnehmer organisiert. Be- 
amte, Lehrer, Rechtsanwälte, Richter und 
sogar Selbstständige bestimmen neben 
den,,ArbeiternU die Politik. Zudem müssen 
SPD-Politiker in Parlamenten und als Re- 
gierungsvertreter Verantwortung über- 
nehmen, quasi als Chef auftreten. Gerade, 
wenn,,Mangeln verwaltet wird,führt das zu 
erheblichen Problemen mit den Gewerk- 
schaften. Als lnteressenvertretung der Be- 
schäftigten stellen diese erst einmal na- 
turgemäß deren Schutz in den Vorder- 
grund. Es wäre ein gutes Stück einfacher, 
wenn beide Seiten diese Unterschiedlich- 
keiten wahrnehmen und in den politi- 
schen Prozess einfließen lassen würden. 
Wenn es um konkrete Probleme geht, wird 
die andere Seite sie nicht einfach in mei- 
nem Interesse lösen, nur weil es die SPD 
oder die Gewerkschaft ist. 

Netzwerke junger Gewerkschaften: ,,Ju- 
gendgewerkschaftsrat" 
Politik braucht Diskurse. Die schwindenden 
Parallelmitgliedschaften von Genosslnnen 
und Kolleglnnen erschwert diese Diskussion. 
Es besteht die Gefahr, dass -fernab von tages- 
politischen Auseinandersetzungen - sich SPD 
und Gewerkschaften kulturell, politisch und 
persönlich über den Generationenwechsel 
entfremden. Deshalb wird es mehr und mehr 
wichtig sein, Netzwerke zwischen den Jungen 
in SPD und Gewerkschaften zu schließen. Ge- . 
rade auch weil viele jüngere Sozialdemokra- 
ten und Gewerkschaften erkennen, dass der 
derzeitige Konflikt zwischen beiden Organisa- V 

tionen auch ein überholter Grabenkampf ei- 
ner verkämpften Generation ist, bedarf es ei- 
nes neuen, sozialdemokratisch-gewerkschaft- 
liches Bündnis für sozialen Fortschritt. 
Die Jusos haben dazu mit zahlreichen jünge- 
ren Gewerkschaften eine lnitiative für ein Netz- 
werk ,,Jugendgewerkschaftsrat" gestartet. In 
den kommenden Wochen und Monaten wird 
es darauf ankommen, diese lnitiative in beiden 
Organisationen zu verankern und Diskurse 
über den Tag hinaus anzustoßen.Auf beiderlei 
Seiten ein Verständnis für unterschiedliche Or- 
ganisationskulturen, aber auch politische Her- 
angehensweisen zu erzeugen, sowie tradierte 
und blockierende Logiken und Handlungswei- 
sen zu hinterfragen, wird dabei fundamental 
wichtig sein. Gleichzeitig wird es zur strategi- 
schen Herausforderung für alle, ein solches 
Netzwerk nicht zum ,,old-boys-network" ver- 
kommen zu lassen, sondern einen offenen und 
projektorientierten Diskursraum zu etablieren. 
Bei dem Engagement zudem auch junge Frau- 
en angesprochen werden. 

Fazit 
Diese Beispiele zeigen: Gewerkschaften und 
SPD werden gebraucht - sie werden gemein- 
sam gebraucht. Die Zukunftsaufgaben der 
Linken werden vor dem Hintergrund gesell- 
schaftlicher und ökonomischer Umbruche 
nicht weniger, sondern umfangreicher. Dem 
müssen sich Kolleglnnen und Genosslnnen 
dann aber auch gemeinsam stellen. Eine Zer- 
splitterung der Linken würde nur den Markt- 
radikalen den Weg bereiten. Gerade deshalb 
bringt es auch nichts, sich dieser Auseinander- 
setzung durch Partei- oder Gewerkschaftsaus- 
tritt zu entziehen. Ohne mobilisierungsfähige . 
Gewerkschaften kann die SPD keine linke Re- 
formpolitik durchsetzen. Und ohne eine star- 
ke SPD sind die Möglichkeiten gewerkschaft- 
licher lnteressensvertretung begrenzt. 
An das tradierte Verhältnis von SPD und Ge- 
werkschaften werden neue Fragen gestellt. 
Diese Fragen zu beantworten oder sich 
zumindest auf die gleichen Fragen zu verstän- 
digen, wäre die zentrale Aufgabe von Ge- 
werkschaftern und Sozialdemokraten der 
nachsten Generation.Wenn dies nicht gelingt, 
birgt dasVerhältnis beider Organisationen auf 
Dauer eine gefährliche Sprengkraft. Die Imp- 
losion aber gilt es zu verhindern. „, 5/2* 



Sinn  und U n s i n n  privater Wasser- 
v e r s o r g u n g  in En tw ick lungs lände rn  
Die Beispiele Manila und Buenos Aires 

Von Sebastian Vollmer 

Allgemeine Entwicklung 

Anfang der 90er Jahre kam es zu ei- 
nem Paradigmenwechsel in der Entwick- 
lungspolitik. Um eine von angespannten 
Haushalten der Industrieländer verursachte 
Stagnation der Entwicklungshilfe zu kom- 
pensieren,setzte man vermehrt auf das Kon- 
zept der Entwicklungszusammenarbeit in 
Form von Public-Private-Partnerships (PPP) 
bzw. Public-Sector-Participation. Damit war 
die Hoffnung verbunden, die überschulde- 
ten Haushalte der Entwicklungsländer von 
lnvestitionen und Subventionen zu entlas- 
ten und dadurch den Weg für lnvestitionen 
in andere Bereiche wie Bildung oder Ge- 
sundheit zu ebnen. Gleichzeitig ist man 
davon ausgegangen, dass private Betreiber 
effizienter sind als ihre staatlichen Pendants 
und somit bessere Leistungen zu günstige- 
ren Preisen anbieten können. Stillschwei- 

tisch. Abbildung 2 liefert einen Überblick schiedener empirische Studien vgl.Stuchtey 
über die Ausweitung der Wasserversorgung (2002), S. 67.) 
in den 90er Jahren. Da es sich bei der Wasserversorgung in der 
Selbst wenn ein Wasseranschluss vorliegt, Regel um ein natürliches Monopol handelt, 
muss dieser in der Regel von mehreren ist Regulierung und öffentliche Kontrolledes 
Haushalten geteilt werden, was oftmals zu Versorgungsunternehmens erforderlich, um 
einer Überlastung der Versorgungssysteme Missbrauch durch den Monopolisten auszu- 
führt. Zum Beispiel ist fließendes Wasser in schließen.Weil in den meisten Entwicklungs- 
Delhi durchschnitt- 
lich nur für vier Stun- 
den pro Tag verfüg- 
bar, in Kalkutta sind 
es etwa 10 Stunden 
und in Manila 17. 
Darüber hinaus ha- 
ben viele Städte nach 
wie vor mit Wasser- 
verlusten von über 
50 Prozent zu kämp- 
fen. (Vgl. World Bank 
(2003), 5.160.) 

gend wurde dabei vorausgesetzt,dass man Auch wenn man sich Abbildunu I: PSP-~roiekte im Wassersektor von 1990 bis 2001 (in Milliarden USD) 

die Interessen von privaten Investoren mit über Erfolg oder Quelle: World Bank (2003). 5.166. Die Daten beziehen sich nur auf Entwicklungslander. 

entwicklungspolitischen Zielen unter einen 
Hut bringen kann und öffentliche Institutio- 
nen in der Lage sind,Gemeinwohlinteressen 
gegenüber dem privaten Investor durchzu- 
setzen. Das Konzept der Entwicklungszu- 
sammenarbeit hat auch im Wassersektor 
Einzug gehalten.Abbildung 1 stellt die Volu- 
mina der Privatisierungsprojekte in diesem 
Sektor für den Zeitraum von 1990 bis 2001 
dar. 
Regional haben sich die PSP-Projekte in ers- 
ter Linie auf Lateinamerika und Südostasien 
konzentriert, in den letzten Jahren wurden 
aber auch zunehmend Projekte in Afrika ge- 
startet. Obwohl ein stetiger Anstieg der In- 
vestitionen im Wassersektor zu erkennen ist, 
bleiben diese jedoch weiterhin hinter ande- 
ren Bereichen wie zum Beispiel Elektrizität 
zurück. Dies hängt sicherlich damit zusam- 
men, dass der Wassersektor nach wie vor als 
hoch sensibel gilt. 
Trotz dieser erkennbaren Bemühungen ist 
die Erfolgsbilanz der Entwicklungspolitik bei 
der Lösung der globalen Wasserkrise eher 
bescheiden. In den 90er Jahren is t  die Anzahl 
der Haushalte mit Wasseranschluss nur mä- 
ßig gestiegen, besonders in ländlichen Ge- 
bieten ist die Situation nach wie vor drama- 

Misserfolg der meis- 
ten PSP Projekte 
noch kein abschließendes Urteil erlauben 
kann, fällt die Zwischenbilanz der Entwick- 
lungspartnerschaften im Wassersektor ge- 
mischt aus.Die Hoffnung durch PSP zusätzli- 
che lnvestitionen in Entwicklungsländern zu 
erzeugen hat sich nurzumTeil erfüllt.Bei vie- 
len deutschen Projekten z.B. in Afrika oder 
Ostasien liegt der Anteil öffentlicher Mittel 
am Gesamtvolumen nicht selten bei fast 100 
Prozent. (Quelle: www.kfw.de, Stand vom 6. 
Februar 2004.) 
Für die Behauptung, dass private Unterneh- 
men effizienter und wirtschaftlicher arbei- 
ten als öffentliche,fehlt bislang ebenfalls je- 
der empirische Nachweis. Es existieren zahl- 
reiche Beispiele von privaten Wasserversor- 
gungsunternehmen, die schlechtere Ergeb- 
nisse erzielen als ihre staatlichen Vorgänger 
(vgl.zum Beispiel in Abschnitt 4.2 die Bilanz 
von Ondeo in Manila). Auch die Ergebnisse 
empirischer Effizienzvergleiche zwischen 
Unternehmen im privaten und öffentlichen 
Eigentum sind nicht eindeutig, so dass we- 
der dem einen noch dem anderen Modell 
aus Effizienzgesichtspunkten der Vorzug zu 
geben ist. (Für eine Zusammenfassung ver- 
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Iändern keine geeigneten Regulierungsin- 
stanzen existieren, werden diese Länder in 
der Entwicklungszusammenarbeit beim 
Aufbau von Regulierungsbehörden unter- 
stützt. Nichtsdestotrotz sind diese Behörden 
oftmals nicht in der Lage ihren Aufgaben an- 
gemessen nachzukommen. 
Die Ausschreibung von Versorgungsverträ- 
gen ist für nationale Regierungen in vielen 
Fällen die einzige Möglichkeit, um günstige 
Bedingungen mit den privaten Betreibern 
auszuhandeln. Hierbei ist jedoch problema- 
tisch, dass sich nur wenige Unternehmen 
den Weltmarkt teilen und es dadurch bei 
Ausschreibungen zu geheimen Absprachen 
oder unrealistischen Versprechen kommen 
kann. Zudem ist bei den führenden Wasser- 
konzernen eine Strategie zu erkennen, sich 
nur noch bei Projekten ohne größere Risiken 
zu engagieren. Insbesondere bei der Be- 
trachtung von ländlichen Gebieten wird klar, 
dass eine erfolgversprechende Lösungsstra- 
tegie für die globale Wasserkrise nicht aus- 
schließlich aus PSP Projekten bestehen 
kann. 

Privatisierung der Wasserversorgung in 
Buenos Aires 
Nur wenige Monate nach dem Regierungs- 
wechsel in 1989 verabschiedete die neue ar- 
gentinische Regierung unter Präsident Car- 



los Menem ein Gesetz,das die Privatisierung begründen sind, zum Beispiel weil das öf- Im Zuge der Neuverhandlung kam es 
von öffentlichen Dienstleistungsunterneh- fentliche Versorgungsunternehmen nicht darüber hinaus zu mehreren Preiserhöhun- 
men ermöglichte. Nach Privatisierungen kostendeckend gearbeitet hat, oder ob gen.Als Ergebnis kann festgehalten werden, 
vom staatlichen Telekommunikationsunter- durch diese Preiserhöhungen nur das politi- dass der Wasserpreis bis zum Ende des Jah- 
nehmen sowie Elektrizität- und Gaswerken sche Klima für eine Privatisierung verbessert res 1999 imvergleich zum Preis vor der Priva- 
folgte 1993 die erste große Privatisierung im werden sollte. tisierung um ca. 19 Prozent angestiegen ist, 
Wassersektor. Für die Versorgung des Groß- Unabhängig davon, wie die Preiserhöhun- bereinigt um den Preisindex der Lebenshal- 
raumes Buenos Aires wurde eine Konzession gen in Vorfeld der Privatisierung zu bewer- tung (consumer price index) entspricht dies 
mit 30jähriger Laufzeit ausgeschrieben. ten sind, kam es auch nach 1994zu einer ers- einem effektiven Anstieg des Wasserpreises 
Hierfür erhielt das von Suez Lyonnaise des ten Preiserhöhung um 13,4 Prozent. Als um 1 1 Prozent. (Vgl. Delfino / Casarin (2003), 
Eaux geführte Konsortium Aguas Argenti- Grund wurde hierfür angeführt, dass die In- S. 158-159.) 
nas den Zuschlag, da es mit dem Verspre- frastruktur in einem schlechteren Zustand Abschließend ist die Frage interessant, wie 
chen, den Wasserpreis um 26,9 Prozent zu war als erwartet und somit höhere Investiti- sich die Reform der Wasserversorgung in Bu- 
senken, das beste Angebot unterbreitete. onen erforderlich waren. Um die Kosten des enos Aires auf die Wohlfahrt der Bürger- 
Zudem verpflichtete sich Aguas Argentinas Netzwerkausbaus zu decken, wurde zudem innen und Bürger ausgewirkt hat. ~ e l f i n o  V 

innerhalb der 30jährigen Vertragslaufzeit eine Zugangsgebühr (die sog. lnfrastructure und Casarin haben dies in einer Studie un- 
den Anteil der mit Wasser versorgten Perso- charge) von $41 5 für Wasser und $606 für tersucht, indem sie die Konsumentenrenten 
nen von 70 auf 100 Prozent zu erhöhen und Abwasser erhoben.Die monatliche Rückzah- mit Hilfevon Änderungen der Preise und des 
die Wasserverluste von 45 auf 25 Prozent zu lung von bis zu $48 entsprach etwa 20 Pro- Konsumverhalten gemessen haben. 
reduzieren.(Vgl. Loftus / McDonald (2001), S. Zent des Familieneinkommens der ärmsten Zunächst wurden dabei nur Haushalte be- 
189.) Haushalte, welche von dieser Gebühr in ers- trachtet,die bereits vor der Privatisierung ei- 
Bei der Ausweitung des Versorgungsnetzes ter Linie betroffen waren. nen Wasseranschluss hatten. Zur besseren 
kann Aguas Argentinas eine positive Bilanz Nach argentinischem Recht konnte das Was- Unterscheidung der Auswirkungen der Re- 
vorweisen. Nach eigenen Angaben hat serversorgungsunternehmen alle Haushalte form auf Arme und Reiche, wurde die Bevöl- 
Aguas Argentinas bis 1999 den Anteil der auch gegen ihren Willen an dasVersorgungs- kerung dabei nach dem Haushaltseinkom- 
mit Wasser versorgten Personen auf 82,4 netz anschließen und dafür die besagte ZU- men in Quintile aufgeteilt: (Für Details zum 
Prozent ausgeweitet und damit das vertrag- gangsgebühr verlangen. Da die ärmsten ökonometrischen Modell, das zur Messung 
lich vereinbarte Ziel von 81 Prozent sogar Haushalte sich diese Gebühr nicht leisten der Änderung der Konsumentenrente ver- 
noch übertroffen. Die Zählmethode des Un- konnten, stellten sie schon bald die Zahlung wendet wurde (vgl. Delfino / Casarin (2003) 
ternehmens ist zwar nicht unumstritten, ein. Dies führte bis Ende 1996 zu Zahlungs- 5.159-167.). 
(Vgl. Loftusl McDonald (2001),S. 188f.) trotz- rückständen von $30 Millionen und endete Wie Abbildung 3 zeigt, ist es in Buenos Aires 
dem kann davon ausgegangen werden,dass 1997 schließlich in einer Neuverhandlung des bei den existierenden Konsumenten durch 
Arguas Argentinas das vereinbarte Zwi- Konzessionsvertrages.(ebd.S.5) die Privatisierung der Wasserversorgung, 
schenziel auf dem Weg zur Vollversorgung Die zum Start des Projekts eingerichtete Re- insbesondere in ärmeren   eilen der ~evölke- 
bis zum Ende dervertragslaufzeit nahezu er- gulierungsbehörde wurde bei diesen Neu- rung,zu spürbaren Wohlfahrtsverlusten ge- 
reicht hat. Darüber hinaus kam es zu einer verhandlungen völlig übergangen.Der neue kommen. 
Verbesserung derWasserqualität.(Water and Vertrag wurde von verschiedenen Regie- Für Konsumenten, die erst nach der Privati- 
Sanitation Program (2001), S. 7.) rungsbehörden direkt mit Aguas Argentinas sierung einen Wasseranschluss bekommen 
Die Zusage den Wasserpreis um 26,9 Prozent ausgehandelt. haben, ist ein anderes Bild typisch. In der Re- 
zu senken, hat Aguas Argentinas zunächst Hierbei wurde die Zugangsgebühr abge- gel handelt es sich hierbei um besonders 
eingehalten.Allerdings ist anzumerken,dass schafft und durch eine geringere Gebühr arme Haushalte,die ihr Wasservorherzu Wu- 
der Wasserpreis zwei Jahre vor der Privatisie- von $120 ersetzt,die von allen Konsumenten cherpreisen von Wasserhändler beziehen 

Abbildunq 2: Ausweitung der Wasserversoraunq 1990 bis 2000 (in Oh) 
I 

D 1990 (städtisch) B 2000 (städtisch) 

B 1990 (ländlich) F4 2000 (ländlich) 

Quelle: World Bank (2003). 5. 160. 

unabhängig vom 
Zeitpunkt ihres An- 
schlusses gezahlt 
werden musste. 
Durch die Möglich- 
keit zur zinsfreien 
Rückzahlung dieser 
Gebühr verteilt über 
mehrere Jahre, führte 
dies zu einem mo- 
natlichen Beitrag von 
$4. Für existierende 
Konsumenten führ- 
ten diese Änderung 
zu einem Anstieg ih- 
rer Wasserrechnung 
von durchschnittlich 

mussten und allein durch den Anschluss an 
das Wassernetz sehr viel Geld sparen. lm Fall 
von Argentinien i s t  eine exakte Wohlfahrts- 
untersuchung für neue Konsumenten 
allerdings schwierig, da man die Zeiten vor 
und nach der Neuverhandlung des Konzes- 
sionsvertrages 1997 getrennt betrachten 
müsste.Anschaulich ist die Situation durch 
die obigen Ausführungen allerdings klar.Vor 
der Neuverhandlung hatten neue Konsu- 
menten durch den Anschluss an dasversor- 
gungsnetz keinen Wohlfahrtsgewinn,da die 
Vorteile beim Wasserpreis durch die hohe 
Anschlussgebühr übertroffen wurden. Nach 
der Neuverhandlung hatten neue Konsu- 
menten einen erheblichen Wohlfahrtsge- 
winn, der sich in der oben erwähnten Sen- 

$37 auf $45 um kung ihrer Wasserrechnung um Ca. 75 Pro- 
knapp 20 Prozent. zent niederschlägt. 

rung zweimal deutlich erhöht wurde,einmal Für neue Konsumenten, zu denen in erster Ob ein öffentliches Unternehmen bessere 
um 25 Prozent und ein weiteres mal um 29 Linie die ärmsten Haushalte der Stadt zähl- Ergebnisse erzielt hätte, lässt sich zwar nur 
Prozent. Wenige Monate vor der Ausschrei- ten, brachten die Änderungen eine Senkung schwer beurteilen,trotzdem machen die Da- 
bung wurde der Wasserpreis noch einmal ihrer Wasserrechnung von durchschnittlich ten aus Buenos Aires deutlich,dass eine Pri- 
um 8 Prozent erhöht. Es stellt sich die Frage, $61 auf $16 um knapp 75 Prozent mit sich. vatisierung der Wasserversorgung bei 
ob diese Preiserhöhungen ökonomisch zu (ebd.S.6) schlechter Regulierung mit Wohlfahrtsver- 



lusten verbunden sein kann. Durch bessere 
Regulierung und mehr Weitsicht zum Zeit- 
punkt des Vertragsabschlusses wären die 
Probleme für neue Konsumenten allerdings 
vermeidbar gewesen. Möglicherweise wä- 
ren sogar Nettowohlfahrtsgewinne möglich 
gewesen, wenn die Wohlfahrtsgewinne der 
neuen Konsumenten die Wohlfahrtsverluste 
der existierenden Konsumenten übertroffen 
hätten. Positive Aspekte der Zwischenbilanz 
der Privatisierung in Buenos Aires sind die 
Verbesserung der Wasserqualität und die 
Verbreitung der Wasserversorgung. 

Euphorie und enttäuschte Hoffnungen in 
Manila 
Die Privatisierung der Wasserversorgung 
in Metro Manila von 1997 war mit Ca. 11 
Millionen betroffenen Personen bzw. etwa 
zwei Millionen Haushalten das größte Pri- 
vatisierungsprojekt, das bis zu diesem 
Zeitpunkt weltweit durchgeführt wurde. 
Vor der Privatisierung hatten Ca. 3,6 Millio- 
nen Menschen in Metro Manila keinen 
Wasseranschluss und waren auf fahrende 
Händler angewiesen, die das Wasser im 
Vergleich zum staatlichen Wasserversor- 
ger teilweise für den zehnfachen Preis ver- 
kauften. (Vgl. Grefe (2003).) Das staatliche 
Versorgungsunternehmen MWSS (Metro- 
politan Waterworks and Sewerage Sys- 
tems) galt als hochgradig ineffizient und 
korrupt.Zudem war es mit $880 Millionen 
verschuldet und musste Wasserverluste 
von etwa 60 Prozent hinnehmen. Vgl. 
Frankfurter Rundschau vom 26.Juli 2003.) 
Die öffentliche Stimmung war zu dem 
Zeitpunkt also günstig für eine Privatisie- 
rung. So kam es, dass das philippinische 
Parlament 1995 nach der erfolgreichen 
Privatisierung der Stromversorgung das 
,,Gesetz zur Wasserkrise" verabschiedete, 
welches es der Regierung ermöglichte, 
auch die Wasserversorgung des Landes zu 
privatisieren. Der Anfang wurde 1997 in 
Metro Manila gemacht, wo die Stadt unter 
Beratung der Weltbank-Tochter IFC (Inter- 
national Finance Corporation) für zwei 
Konzessionäre in Versorgungsgebiete auf- 
geteilt wurde. Mit der Aufteilung in zwei 
Versorgungsgebiete war die Hoffnung ver- 
bunden, dass durch Leistungsvergleich 
zwischen den Konzessionären Wettbe- 
werb erzeugt werden könnte. (Vgl. Grefe 
(2003).) 
Den Zuschlag für den Ostteil erhielt das 
Konsortium Manila Water Company, dem 
Mitsubishi, Bechtel, United Utilities, die 
Bank of Philippine lslands und die Ayalas 
angehörten. Sie übernahmen die Versor- 
gung von 4,5 Millionen Menschen, von 
denen 3 Millionen bereits einen An- 
schluss hatten. (Vgl. Montemayor (2003).) 
Und sie verpflichteten sich, innerhalb von 
zehn Jahren eine flächendeckende Ver- 
sorgung herzustellen, die Wasserverluste 
bis 2021 nahezu zu halbieren, die Preise 

um drei Viertel zu reduzieren und 10 Pro- bids would be lower." (Dumol (2000), S. 
Zent der Altschulden von MWSS durch 42.) 
Konzessionszahlungen abzutragen. (Vgl. Die Ankündigung einer zehnjährigen 
Hoering (2003), 5.3.) Preisstabilität wurde schnell verworfen. 
Den Westteil übernahm Maynilad, ein Zu- Bereits 1998 kam es zu ersten Versuchen 
sammenschluss von Ondeo mit der Benp- von Maynilad und Manila Water,eine Preis- 
res Holding. Maynilad war für die Wasser- erhöhung durchzusetzen, welche jedoch 
Versorgung von 6,5 Millionen Menschen an der Regulierungsbehörde gescheitert 
zuständig, von den 
etwa 4,3 Millionen 
bereits über einen Abbildung 3: Wohlfahrtsverluste durch die Privatisierung 
Wasseransch luss  derwasserversor un 
verfügten. (Vgl. (BeobachtunaszeitraQm: 1t93 - 1999) 
M o n t e m a y o r  

eine flächendecken- 
de Versorgung her- 
zustellen, die Was- 
serverluste bis 2021 
nahezu zu halbieren, 
die Preise um 44 
Prozent zu senken 
und 90 Prozent der 
Altschulden von 

(2003).) Sie ver- . . 
pflichteten sich, 
ebenfalls innerhalb 
von zehn Jahren 

2 .  Quintil 1 -47.16 1 - 0.97 I 

Änderung der 
Konsumentenrente 

-- 

Durchschnitt 
I 1 

3 .  Quintil 1 - 48.09 1 - 0.66 I 
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(in USD) 1 (in Prozent vom 
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abzutragen' ('g'. Quelle: Delfino ICasarin (2003), s. 165. Für das Konsumverhalten 
I 

Hoering (20031, S. 3.) wurden Daten von März 1996 bis März 1997 zugrunde gelegt. 

Der höhere Anteil *Dieser Wert wird in der Originalquelle offenbar falsch angegeben, 
von Maynilad an realistischer ist ein Wert um 0,9. 

den Altschulden 
von MWSS wurde 
dadurch begründet,dass die Westzone als sind. Beide Unternehmen versuchten mit 
attraktiver galt. der geplanten Preiserhöhung einen Teil 
Es ist unnötig zu erwähnen,dass für beide der Auswirkungen der Asienkrise, welche 
Konzessionäre erhebliche lnvestitionen er- gerade zum Start des Projekts eine Abwer- 
forderlich waren, um diesen Verpflichtun- tung des Peso um 50 Prozent gegenüber 
gen nachkommen zu können. Das Gesamt- dem Dollar mit sich brachte,auf die Konsu- 
volumen der notwendigen lnvestitionen menten umzulegen. Da ihr Anteil an den 
wurde auf mehr als $7 Milliarden ge- Altschulden von MWSS in Dollar zurückge- 
schätzt. (Vgl. Frankfurter Rundschau vom zahlt aber in Peso erwirtschaftet werden 
26.Juli 2003.) Zudem hat der Konzessions- musste, kam die Abwertung des Peso ge- 
vertrag die Einrichtung einer Regulie- genüber dem Dollar für die Unternehmen 
rungsbehörde vorgesehen, welche die Ein- einer Verdoppelung der abzutragenden 
haltung der Vertragsverpflichtungen kon- Altschulden gleich. Maynilad wurde 
trollieren und Anträge auf Tarifanpassung hiervon ungleich härter getroffen, da sie 
überprüfen sollte. Für den Konfliktfall wur- bei Vertragsabschluss 90 Prozent der 
de die Anrufung einer internationalen Schulden übernommen hatten. 
Schiedskommission vorgesehen. Im Frühjahr 2001 kam es schließlich zum 
Die Bilanz der Privatisierung fällt zweiten Versuch eine Preiserhöhung durch- 
insgesamt eher negativ aus. Zwar wurde zusetzen.Maynilad verlieh dieser Forderung 
die Zusage zur Senkung des Wasserprei- Nachdruck,indem es im März 2001 die Kon- 
ses zunächst eingehalten, allerdings kam zessionszahlungen einstellte. Trotz starker 
es wie zuvor in Argentinien auch in Mani- Proteste von Nichtregierungsorganisatio- 
la im Vorfeld der Ausschreibung zu merk- nen und zwei Mitgliedern der Regulierungs- 
lichen Preiserhöhungen. In einer Publika- behörde,setzen die Unternehmen einever- 
t ion der Weltbank heißt es: ,,In August tragsänderung durch, welche es ihnen er- 
1996, about five months before the bid möglichte, die Wasserpreise unter Umge- 
submission, the water tarrifs were increa- hung der Regulierungsbehörde an Wertver- 
sed by about 38 per cent.This tarrif incre- luste des Peso und andere äußere Einflüsse 
ase was actually long overdue and would anzupassen. Die Konzessionszahlungen 
have been implemented regardless of wurden von Maynilad nicht wieder aufge- 
privatization. [...I Nevertheless, it gave us nommen,so dass seither von den philippini- 
a substantially greater chance that the schen Steuerzahlern über $100 Millionen 

- 0,44 4. Quintil 

MWSS durch Kon- 
zessionszahlunclen 

- 48,32 

Pen.ondre 
I 

- 44,67 - 0,74 
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aufgewendet werden mussten, um die alten 
Auslandsschulden von MWSS zu tilgen. (Vgl. 
Grefe (2003)) 
In Folge dieservertragsänderung stiegen die 
Preise rasant an.Gegenüber einem Preis von 
Ca. 10 Peso pro Kubikmeter vor der Privatisie- 
rung verlangte Maynilad Ende 2001 etwa 20 
Peso pro Kubikmeter, bei Manila Water wa- 
ren es 12 Peso. (Vgl. Hoering (2003),S.8.) Die- 
se Preise liegen deutlich über den Ausschrei- 
bungsangeboten der Unternehmen und 
sind nicht mit der Abwertung des Peso zu 
rechtfertigen. Der Preis von Manila Water 
war fünfmal und der von Maynilad viermal 
höher als im Ausschreibungsangebot ver- 
sprochen. 
Auch die anderen Anfangszusagen wurden 
nicht oder nur zum Teil eingehalten.Zwar 
melden die beiden Betreiber bis 2001 mit 
240.000 neuen Anschlüssen zwei Millio- 
nen Menschen zusätzlich Zugang zu Lei- 
tungswasser verschafft zu haben, was bei 
beiden einer Zielerfüllung bzw. im Falle 
von Manila Water sogar einer Übererfül- 
lung gleichkäme. Die Regulierungsbehör- 
de führt die Zahl von zwei Millionen je- 
doch auf Rechentricks der Unternehmen 
zurück, die mit unrealistischen Haushalts- 
größen rechnen. Maynilad rechnet mi t  
neun Personen pro Haushalt und Manila 
Water mit sechs, beides ist mehr als MWSS 
aufgrund von Zensusdaten zugrunde legt. 
Die Regulierungsbehörde kommt zu dem 
Ergebnis, dass die beiden Betreiber das 
Ziel für 2001 zusammen um 10 Prozent 
verfehlen. (Vgl. ebd., S. 5.) 
Bei der Verringerung der Wasserverluste 
haben die privaten Betreiber sehr unter- 
schiedliche Zwischenbilanzen vorzuwei- 
sen. Manila Water hat es geschafft, die Ver- 
luste von 60 auf knapp über 50 Prozent zu 
senken, und hat damit das vereinbarte 
Zwischenziel erreicht. Im Gebiet von May- 
nilad sind die Wasserverluste hingegen 
leicht angestiegen. (Vgl. Grefe (2003). Pro- 
blematisch verhält es sich mit den von bei- 
den Unternehmen angekündigten Investi- 

Leitungsnetz selbst tätigen oder einem 
anderen privaten Betreiber übertragen. 
(Vgl. Montemayor (2003).) Manila Water 
hingegen arbeitet weiter. 
Der Fall Manila wird häufig als Paradebei- 
spiel herangezogen, um die Risiken und 
Probleme einer Beteiligung des privaten 
Sektors an der Wasserversorgung in Ent- 
wicklungsländern aufzuzeigen. Ob das 
Beispiel Manila ein Einzelfall ist oder allge- 
meine Aussagekraft besitzt, kann jedoch 
nur schwer beurteilt werden, da nicht klar 
ist, wie sich das Projekt ohne den Einfluss 
der Asienkrise entwickelt hätte.Trotzdem 
wird am Fall von Manila deutlich, dass Pri- 
vatisierung in einem sensiblen Bereich wie 
der Wasserversorgung im Falle eines Miss- 
erfolgs mit sehr großen Risiken für Bevöl- 
kerung und Regierung verbunden ist. 
Zudem ist die Konzession von Manila ein 
weiteres Beispiel für schlechte Regulie- 
rung. 

Schlussfolgerungen 
Es ist deutlich geworden,dass mit Privatisie- 
rung, Liberalisierung und Public-Private- 
Partnerships Chancen verbunden sind, Kapi- 
tal für die Lösung derwasserkrise in Entwick- 
lungsländern zu akquirieren,das auf andere 
Weise nicht für diesen Zweckzur Verfügung 
stünde. Insbesondere hat das Beispiel Bue- 
nos Aires gezeigt,dass sich die Frage nach ei- 
ner pauschalen Ablehnung oder Befürwor- 
tung einer Beteiligung des privaten Sektors 
an der Wasserversorgung in Entwicklungs- 
ländern nicht stellt.Zumindest für die Ärms- 
ten ist die Wasserversorgung in fast allen 
Großstädten des Südensfest in der Hand pri- 
vaterTanklaster, die zum Teil das zehnfache 
des Preises von Leitungswasser verlangen 
können, weil die öffentlichen Anbieter bei 
der Versorgung der Ärmsten versagt haben. 
Eine pauschale Ablehnung von privaten Be- 
teiligungen wird daher der Komplexität des 
Problems nicht gerecht. 
Allerdings haben die dargestellten Fallstudi- 
en ebenfalls gezeigt,dass eine Privatisierung 

tige Einbeziehung der Ärmsten hatten. 
Zweitens lag das Risiko im Falle eines Schei- 
terns des privaten Versorgers nahezu kom- 
plett bei derjeweiligen Regierung,da Wasser 
ein so elementar wichtiges Gut ist, dass die 
Versorgung auch trotz Unternehmensplei- 
ten sichergestellt sein muss. 
Die Verbesserung von Regulierung ist 
wohl eine der wichtigsten Herausforde- 
rungen der Entwicklungspolitik in diesem 
Bereich. Hierfür ist eine transparente Aus- 
wahl von unabhängigen Regulierungsbe- 
amten erforderlich,welche Schutz vor will- 
kürlicher Abberufung genießen müssen. 
Des weiteren ist zur Wahrung der Unab- 
hängigkeit eine angemessene Ausstat- 
tung mit qualifiziertem Personal und Fi- 
nanzmitteln erforderlich. Bei der administ- 
rativen Unterstützung sind in erster Linie 
unabhängige internationale Organisatio- 
nen gefragt, finanzielle Hilfe wäre hinge- 
gen auch von den Herkunftsländern der 
profitierenden Wasserkonzerne denkbar. 
Eine Privatisierung von Gewinnen bei 
gleichzeitiger Verstaatlichung von Risiken 
ist nicht hinzunehmen. Daher ist es die 
Aufgabe der beteiligten Wasserkonzerne, 
die Risiken für den Fall ihres Scheiterns 
ausreichend abzusichern, zum Beispiel 
durch die Bildung geschützter Rücklagen 
oder durch Rückversicherung. 
Wenn es gelingt, diese Probleme bei zu- 
künftigen Projekten zu beseitigen oder 
zumindest zu verkleinern, könnten Privati- 
sierungsprojekte tatsächlich einen Beitrag 
bei der Lösung des Entwicklungsziels, die 
Zahl der Menschen ohne Zugang zu sau- 
beremTrinkwasser in den nächsten Jahren 
zu halbieren, leisten. Gelingt dies nicht, ist 
Vorsicht angebracht. SPW 5 1 zoo4 
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Wege nach Europa 
Die Zukunft des europäischen Sozialmodells 

Von Wolfgang Weinz 

Mit der Erweiterung in 2004 ist der 
Prozess der Integration Mitteleuropas längst 
nicht beendet. Länder mit grossen Entwick- 
lungsrückständen wie Bulgarien, Kroatien und 
Rumänien und der gesamte westliche Balkan 
begehren Einlass.Demgegenüber hat sich die 
Erweiterung ohne einen stabilen Aufbau von 
sozialen Sicherungssystemen und Arbeitsbe- 
ziehungen in den Beitrittsländern vollzogen. 
Dies wirft Probleme für die sozialen Akteure 
auf,zuvorderst für die Gewerkschaften in West- 
wie Mitteleuropa, da die bisher entwickelten 
Mechanismen des Sozialen Dialogs weder die 
neuen Realitäten - Lohn- und Sozialdumping - 
reflektieren noch qeeiqnet sein dürften zu ei- - - 
ner Lösung der Probleme beizutragen. 
Im Folgenden wird die Entwicklung des 
westeuropäischen Sozialmodells und die ge- 
sellschaftspolitischen Realitäten in Mittele- 
Uropa nachgezeichnet, die Problemstellung 
aus sozial- und gewerkschaftspolitischer 
Sicht herausgearbeitet und deutlich ge- 
macht, dass ohne eine tiefgreifende Europä- 
isierung und lnternationalisierung von Ge- 
werkschaften und Arbeitsbeziehungen das 
Ende des sozialpolitischen europäischen 
Sonderweges vorgezeichnet ist. 

Ankunft 
Der politische Umbruch der Jahre 1989190 
ist in Mittel- und Osteuropa vielfach als 
,,Rückkehr nach Europa" verstanden worden. 
Zurück zu Rechtsstaat und pluralistischer 
Demokratie, weg aus dem Einflussbereich 
Moskaus.ln diesem Licht sind die deutlichen 
Mehrheiten bei den EU-Referenden zu se- 
hen.Sie standen immer auch im Kontext der 
NATO-Mitgliedschaft und waren ein klares 
Votum für ein Europa des Friedens und 
Wohlstands. Der 1.Mai 2004war insofern der 
vorläufige Schlusspunkt einer Entwicklung, 
die Mitteleuropa wieder ins Zentrum der eu- 
ropäischen Politik befördert - nicht mehr 
und nicht weniger. Kritiker halten dagegen, 
dass der Beitritt unvollständig und mit einer 
schweren sozialen Hypothek belastet ist. Sie 
sehen das einzig Soziale der Osterweiterung 
im Zusammentreffen des Beitrittsdatums 
mit dem Tag der Arbeit. 
Die mäßige Beteiligung der neuen EU-Bür- 
ger bei der Wahl zum Europäischen Parla- 

ment mit lediglich rund 26 Prozent kann 
kaum verwundern, denn nicht nur die Er- 
nüchterungen während des Beitrittsprozes- 
Ses sind erheblich gewesen. Der Beitrittswille 
der mitteleuropäischen Staaten war immer 
stärker gekennzeichnet von wohl verstande- 
nem nationalen Interesse, denn von europä- 
ischer Euphorie.Wo sollte die auch herkom- 
men? 
Der Beitrittsprozess war in Ausmass und Ge- 
schwindigkeit von einer möglichst schnellen 
und umfassenden Privatisierung und Dere- 
gulierung geleitet. Der Aufbau gesellschaftli- 
cher Organisationsformen, Strukturen der 
sozialen Versorgung 
und Sicherheit, sowie 
der Arbeitsbeziehun- 
gen rangierte weit 
hinter dem alles be- 
herrschenden Turbo- 
Kapitalismus und der 
alles dominierenden 
Akquisition ausländi- 
scher Investoren 
Während der grösste 
und historisch ein- 
malige Feldversuch 
am lebenden Objekt, 
die Transformation 
von der Kommando- 
wirtschaft zur Markt- 
wirtschaft, in einem 

Staub. So hatte man sich das weder in Ost 
noch in West vorgestellt. Die in Europa Ange- 
kommenen müssen den Eindruckgewinnen, 
dass sich mit dem Ende des kalten Krieges 
das europäische Sozialmodell als das er- 
weist, was es in der Hauptsache wohl immer 
war: Kampfansage und Systemalternative 
zum Kommunismus. 

Nüchterne Begrüssung 
Die Akteure einer sich entwickelnden mittel- 
europäischen Zivilgesellschaft erleben den 
Sozialstaat im Abbau und die westeuropäi- 
sche Gesellschaft im Abwehrkampf gegenü- 
ber gleich mehreren Bedrohungen: 
Zunächst die globale Herausforderung, die 
scheinbar unaufhaltsam alle Staaten und 
Weltregionen zu Objekten ökonomischer 
Dominanz und Sozialstandards zu Kosten- 
und Standortnachteilen degradiert. 
Sodann die Europäische Union,die in der Tri- 
ade mit den USA und Ostasien hart um ihre 
Position kämpfen muss und getrieben von 

atemberaubenden 
Tempo gerade abge- 
schlossen ist und die Gesellschaften in Mitte- 
leuropa um eine politische und soziale 
Selbstorganisation ringen, beobachten sie 
erstaunt eine westeuropäische Gesellschaft, 
die sich in Individualismus, Postmaterialis- 
mus und Ausgrenzung des Sozialen ergeht. 
Dort wo man soziale Demokratie und Wohl- 
fahrt geortet hatte,findet nun die Demonta- 
ge sozialer Sicherungssysteme und Leistun- 
gen - wenn auch auf vergleichbar hohem 
Niveau -statt. 
Nun sind die 75 Millionen Neubürger der EU 
gerade dem realen Sozialismus entkommen, 
nähern sich dem siegreichen und verheis- 
sungsvollen Gegenmodell der sozialen 
Marktwirtschaft und da macht sich der 
Wohlfahrtsstaat auch gleich wieder aus dem 
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lndustrieinteressen zunächst den größten 
Binnenmarkt der Welt und dann die europä- 
ische Währungsunion auf den Weg brachte. 
Damit nicht genug, die Osterweiterung er- 
zeugt zusätzlich interne und populistisch 
wie publizistisch wirkungsvoll und weidlich 
ausnutzbare Ängste und Bedrohungspo- 
tenziale: Migrationsgefahren hier,,,brain und 
care drainU-Szenarien dort.All das macht den 
Beitritt schon vor der Ankunft der Neuen zu 
einem glanzlosen Ereignis. 
Mit um mehr als zwei Drittel niedriger lie- 
genden Löhnen und Arbeitskosten in Mitte- 
leuropa wächst die Furcht vor Sozialdum- 
ping, vor Produktionsaus- und -verlagerum 
gen bei niedrigen Steuersätzen und Lohnne- 
benkosten. Dies hat kurz vor zwölf zu hilflo- 
sen Rufen des Standortpatriotimus und zu 
ebenso unrealistischen Forderungen nach 
einer europäischen Steuerharmonisierung 
zur Schaffung ,,fairer Mindeststeuersätze" 
geführt. Symptomatisch für eine europäi- 
sche Diskussion, die sich - wenn sie 
überhaupt geführt wird - in nationalen Ab- 



wehrkämpfen ergeht, statt europäische Lö- 
sungen zu suchen. 
Selbst einfachste ökonomische Fakten fin- 
den in diesem kollektiven Anfall europäi- 
schen Sozialdarwinismus kein Gehör.So zum 
Beispiel dieTatsache,dass zwar die Produkti- 
vität in Mitteleuropa steigt,nämlich um rund 
4% pro Jahr, was angesichts des maroden 
Zustands vieler Produktionsanlagen nicht 
nur dringend notwendig ist, sondern auch 
eine positive Entwicklung darstellt, will man 
die beschworene Migrationswelle verhin- 
dern.Aber trotz dieser Entwicklung liegt das 
Produktivitätsniveau der Beitrittsländer mit 
14,50 US-Dollar pro Stunde immer noch weit 
unterhalb der EU 15 mit 36,20 US-Dollar. 
Auch dieTatsache, dass gerade die enormen 
Exportgewinne im Handel mit den Beitritts- 
Iändern für Arbeitsplätze im Westen sorgen, 
findet wenig Beachtung. 
Angst und Taubheit allüberall; das Soziale 
kommt zu spät, und weil das so ist, kommt es 
gehetzt, orientierungs- und konzeptionslos 
daher. 
Mit dem Fall der Mauer erleben die Westeu- 
ropäer die zunehmende Dynamik eines pro- 
pagandistisch orchestrierten Sozialdum- 
pings zum Erhalt des Standorts und Sozial- 
Staats, während auf der anderen, der mittel- 
europäischen, Seite die Instrumente und 
Strukturen sozialpolitischer und gewerk- 
schaftlicher Arbeit fehlen, welche zum Ab- 
wehrkampf oder gar zur paneuropäischen 

Gestaltungsoffensive nötig wären. Dies alles 
vor dem Hintergrund einer organisationspo- 
litischen Malaise der mitteleuropäischen Ge- 
werkschaften und Arbeitsbeziehungen, die 
sich cum grano salis so darstellt: 

Eine von Betriebsgewerkschaften domi- 
nierte Struktur der Arbeitnehmervertretung 
mit allen negativen organisatorischen, politi- 
schen und finanziellen Konsequenzen für 
den Aufbau effizienter Branchengewerk- 
schaften. 

Fehlgeleitete Ressourcenverwendung 
und falsche Prioritätensetzung gehen einher 
mit der unzureichenden Qualifikation und 
Präsenz der Gewerkschaften in der betriebli- 
chen wie sektoralen Tarifpolitik und vertie- 
fen die Diskrepanz bzw.erhöhen die Konkur- 
renz zwischen betrieblicher Interessenver- 
tretung und Branchengewerkschaft. 

Dies führt zu Misserfolgen und schliess- 
lich Passivität in der Organisationsarbeit, die 
besonders in den transnationalen Konzer- 
nen als den wichtigsten und grössten Inves- 
toren in der Region notwendig wäre. Nicht 
zu reden von den sich entwickelnden klei- 
nen und mittleren Unternehmen (KMU),die 
faktisch in gewerkschaftsfreien Zonen ope- 
rieren. 
Reputation und Verfassung der Gewerk- 
schaften nach 1945 und 1989 konnten un- 
terschiedlicher nicht sein. Das Ende des Fa- 
schismus hinterlässt eine moralisch wie poli- 
tisch gestärkte Gewerkschaftsbewegung, 
während mit dem Ende des Kommunismus 
selbst sozialdemokratische Proqrammatik 

und Sozialhilfe etc.) unterschiedlich gewach- 
sen und entwickelt sind, fehlen der EU hier 
die Kompetenzen. 
Als operatives Glanzstück des sozialen Dia- 
logs galt lange die Richtlinie 94145EG zur 
Schaffung des Europäischen Betriebsrats 
(EBR). Mittlerweile is t  Ernüchterung eingetre- 
ten;nicht nur was die begrenzten Möglichkei- 
ten der ,,Unterrichtung und Anhörung" in  
transnationalen Unternehmen angeht. Nach 
zehn Jahren Erfahrung wird deutlich,dassdie 
erhoffte Europäisierung oder gar Internatio- 
nalisierung der Betriebsräte und ihrer Ge- 
werkschaften ausgeblieben ist. Immer noch 
stehen simple Sprachbarrieren, aber auch W 

Standortkämpfe zwischen den nationalen 
Betriebsstätten einer Europäisierung der Be- 
triebsräte in transnationalen Konzernen 
entgegen. Das ist besonders deswegen be- 
denklich,weil in den Europäischen Betriebsrä- 
ten der EU der 25 mit dem eklatanten West- 
Ost-Lohngefälle der unternehmensinterne 
Standortwettbewerb dramatische Ausmasse 
annehmen wird. Dies führt nicht nur zu tarif- 
politischen Angriffen im Westen. Es sind Bei- 
spiele bekannt, wo aus vermeintlichen Stand- 
ortinteressen auch die Belegschaften in Mit- 
teleuropa Nullrunden oder gar Lohnverzicht 
zustimmen. Die lohnpolitische Konkurrenzer- 
wächst den mitteleuropäischen Arbeitneh- 
merlnnen aus der Ukraine oder Moldawien. 
Ein Unterbietungswettbewerb ohne Grenzen, 
denn das nächste Billiglohn- und -steuerland 
steht vor der moldawischen Tür - Russland 
und China. 

dem Stigma des unmodernen und verhass- So wie die Sozialpolitik nach wie vor Domä- I L I N K S N ET@D E / ten Kollektivismus ausgesetzt ist. ne der nationalen Regierunqen bleibt,soqe- 
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hört die Tarifpolitik ;ur exklusiven ~ustän- 
Abschied vom Sozialmodell? digkeit der nationalen Gewerkschaften. 
Worin besteht nun dieses europäische Sozi- Fassen wir zusammen und versuchen wir 
almodell, die versprochene,,Zivilisierung des 
Kapitalismus" durch sozial- und rechtsstaat- 
liche Demokratie? 
Das Versprechen der EU,formuliert bereits in 
den Römischen Verträgen, gründet sich auf 
dieVerpflichtung,,eineVerbesserung der Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen auf dem 
Wege des Fortschritts" herzustellen. Aber 
erst mit der Schaffung des europäischen Bin- 
nenmarktes unter Kommissionspräsident 
Jacques Delors setzt die Diskussion um eine 
soziale Flankierung der ökonomischen Inte- 
gration ein. Die Philosophie des Binnen- 
markts lautet Öffnung der Märkte und Besei- 
tigung aller Handelshemmnisse. Deregulie- 
rung, nicht Schutz,freierVerkehr für Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Personen, 
nicht Für- und Vorsorge, sind die wesentli- 
chen Elemente dieses Prozesses. 
Getreu dem Subsidaritätsprinzip -Wahrung 
der nationalen Vielfalt und Festlegung ge- 
meinsamer Regelungen - ist der Rahmen für 
das Sozialmodell allerdings klar limitiert. Es 
gibt keine europäische Sozialpolitik für die 
materiellen Leistungs- und Versorgungsbe- 
reiche. Da die sozialen Sicherungssysteme 
(Gesundheit, Rente, Bildung, Arbeitslosen- 

zugleich die mittel- mit der westeuropäi- 
schen Realität in Relation zu setzen. 

Das Konzept des Sozialen Dialogs der EU 
basiert auf einem Defizit. Die Heterogenität 
der nationalen Arbeitsrechtsgesetzgebun- 
gen, der sozialen Leistungssysteme und der 
Akteure in den Mitgliedstaaten hat eine eu- 
ropäische Struktur der Arbeitsbeziehungen 
oder gar eine europäische Arbeits- und Sozi- 
alpolitik nicht zugelassen. Der Soziale Dialog 
braucht entwickelte arbeitsrechtliche und 
gewachsene institutionalisierte Austausch- 
und Kooperationsbeziehungen zwischen 
staatlichen Organen, Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften. 

Die Transformation in Mitteleuropa hat 
wegen der Priorität des Ökonomischen und 
aufgrund desTempos nicht zum Aufbau sol- 
cher institutioneller Formen und korporatis- 
tischen Mentalitäten geführt. Sowenig wie 
es ein einheitliches europäisches System der 
Arbeitsbeziehungen der EU der 15 gibt, so- 
wenig ist es in Mitteleuropa gelungen auch 
nur Ansätze einer homogenen Struktur sozi- 
aler Institutionen und Arbeitsbeziehungen 
aufzubauen. Die Osterweiterung vergrössert 
dieses Defizit und verschärft die Heterogeni- 



tät der Arbeitsbeziehungen auf niedrigem 
Niveau 

Das Gegen- und Nebeneinander betrieb- 
licher Interessenvertretung,von Betriebsrä- 
ten und Gewerkschaften und die beharrli- 
che Verweigerung eines Verhandlungsman- 
dats auf Arbeitgeberseite hat nennenswerte 
sektorale Vereinbarungen oder Branchenab- 
kommen verhindert. Zur gleichen Zeit in der 
in Westeuropa gegen die Flächentarifverträ- 
ge und gegen das Tarifkartell argumentiert 
wird, reduziert sich die tarifpolitische Arbeit 
in Mitteleuropa auf Unternehmensvereinba- 
rungen oder, schlimmer noch, auf tariffreie 
Zonen in den prosperierenden KMU. Hand- 
lungsfähige Akteure für den Dialog in Mitte- 
leuropa existieren genauso wenig wieTarif- 
vertragsstrukturen. 
Wenn in dieser prekären Lage der Blick der 
Gewerkschaften in Mitteleuropa auf die west- 
europäische Situation fällt,so werden die ent- 
scheidenden Fragen lauten: Hat das Sozial- 
modell im Westen zur Sicherung der Arbeits- 
plätze geführt, die Rechte der Arbeitnehmer 
verbessert, die sozialen Sicherungssysteme 
erhalten und die Gewerkschaften durch mehr 
Mitglieder gestärkt? Und wenn die Antwort 
des Westens ein Nein ist,so bedeutet das über 
kurz oder lang, dass Gewerkschaften in West 
wie Ost von einigen liebgewonnenen Selbst- 
verständlichkeiten bzw. illusionären Erwar- 
tungen werden Abschied nehmen müssen. 
Vor allem Abschied von Konzepten, die rein 
gar nichts mit der mitteleuropäischen Realität 
zu tun haben, aber auch Abschied von Kon- 
zepten,die sich selbst im Westen als untaug- 
lich erwiesen haben. 

Richtungssuche 
Man muss kein Prophet sein,um zu prognos- 
tizieren, dass die unvollendete Osterweite- 
rung das bisher bekannte europäische Sozi- 
almodell hinterfragen und herausfordern 
wird. Das ist vor dem entworfenen düsteren 
Bild nicht verwunderlich und sollte als Chan- 
ce für eine gesamteuropäische Diskussion 
und Revision der sozialen Dimension in der 
EU der 25 verstanden werden. 
Eine realistische und zielorientierte Strategie 
muss sich folgender Wahrheiten bewusst 
sein: 

Das westeuropäische Konzept des Sozia- 
len Dialogs braucht auf der Basis der zurück- 
liegenden Erfahrungen wie der mitteleuro- 
päischen Realitäten eine Revision. 
Andernfalls läuft der Dialog Gefahr in einem 
teuren und nutzlosen Monolog zu enden. 

Die Zeiten sind vorbei - falls sie je exis- 
tierten -,in denen Gewerkschaften in West- 
wie Mitteleuropa sich auf die EU, ihre Kom- 
mission, ihre Agenturen oder auf die natio- 
nalen Regierungen verlassen konnten. Im 
Gegenteil, überall ist ein munterer Wettlauf 
nationalstaatlichen Überbietungswettbe- 
werbs um lndustrieansiedlung und Stand- 
ortsicherung zu Lasten des Sozialstaats in 
vollem Gang. 

Die Achillesferse der Gewerkschaften ist 
die labile betriebliche lnteressenvertretung 
und die Abwesenheit einer sektoralen Tarifpo- 
litik in Mitteleuropa. Es mangelt nicht nur am 
Willen, sondern schlicht an den Parteien, 
besonders auf der Arbeitgeberseite, um Tarif- 
verhandlungen auf Branchenebene führen zu 
können.Dies hat sicherlich auch mit der etatis- 
tischen Ausrichtung der Akteure im tripartisti- 
schen Dialog zu tun. Es i s t  aber viel mehr das 
Resultat erfolgloser Organisationsarbeit der 
Gewerkschaften. Die historische Evidenz zeigt, 
dass erst ein kampffähiger Organisationsgrad 
-also die Konflikt- und Streikfähigkeit - in den 
Betrieben und Branchen die Arbeitgeberseite 
schliesslich dazu veranlasst den Gewerkschaf- 
ten als Tarifpartei gegenüber zu treten. Nicht 
nur der Kampf um die Anerkennung als Ver- 
handlungspartner,sondern auch die Fähigkeit, 
erzielte Ergebnisse bei den Mitgliedern um- 
und durchzusetzen, macht von jeher die Ver- 
handlungsmacht der Gewerkschaften aus. 
Ohne diese Macht wird sich kein Arbeitgeber 
zu Verhandlungen herablassen. 
Fakt ist, dass Arbeitsbeziehungen nach wie 
vor zu 95 Prozent national geregelt werden. 
Das heisst im Umkehrschluss,dass ohne loka- 
le und nationale gewerkschaftliche Stärke 
auch von der europäischen Ebene nichts er- 
wartet werden kann. Es führt also nichts an 
der ganz banalen Erkenntnis vorbei, dass - 
Europa hin, Europa her - gewerkschaftliche 
Stärke zu Hause entsteht und mit der Organi- 
sationskraft in ursächlichem Verhältnis steht. 
Dies führt zu mindestens zwei Schlussfolge- 
rungen. Zum einen bedarf es der sektoral 
wie national ausdifferenzierten Konzentrati- 
on auf strategische Unternehmen und Bran- 
chen, um in einem überschaubaren Zeit- 
raum wirksame Rekrutierungsoffensiven 
durchzuführen. Jede erfolgreiche Organisa- 
tionsarbeit holt neue Mitglieder da ab,wo sie 
sich befinden: im Betrieb und vor dem 
Werkstor. Wer diesen Weg nicht geht, wird 
sonstwo keine Mitglieder finden. 
Dies bedeutet zum zweiten,dass sich die Be- 
ziehungen zwischen betrieblicher Vertre- 
tung1Betriebsrat und Branchengewerk- 
Schaft auf eine konstruktive strategische Alli- 
anz hin entwickeln müssen. Dabei geht es 
um mehr als um Ignorieren oderTolerieren, 
sondern um den Aufbau einer funktionie- 
renden Kooperation. 
Die Osterweiterung ist mit dem Beitritt 
längst nicht abgeschlossen - wie das ost- 
deutsche Beispiel auf traurige Weise zeigt. lm 
Gegenteil, die grösste Erweiterung in der 
Geschichte der europäischen Union um die 
ärmsten Länder des Kontinents ist auf eine 
gefährliche Weise unvollendet. Ihr fehlt eine 
soziale Dimension, welche die unterschiedli- 
chen West-Ost-Wirklichkeiten akzeptiert, re- 
flektiert und realisierbare lnstrumente für 
eine Harmonisierung der Arbeitsbeziehun- 
gen anböte.Das soziale Defizit der Osterwei- 
terung hat sich bereits auf die Steuer- und 
Tarifpolitik,die sozialen Sicherungssysteme, 

das Arbeitsrecht und die gesellschaftspoliti- 
sche Rolle der Gewerkschaften ausgewirkt. 

Auswege 
Man kann darauf warten,dass der Aufholpro- 
zess, die Wirtschaftsleistung und das Wachs- 
tum in Mitteleuropa in ein bis zwei Dekaden 
zu einer Angleichung der Lebens- und Ar- 
beitsverhältnisseführt und damit,ähnlich wie 
kommunizierende Röhren,die Lohn- und So- 
zialleistungen angleicht. Dieser Ansatz ist fa- 
talistisch, da das Abwarten einen enormen 
sozialpolitischen Flurschaden hinterlassen 
wird. Je länger nämlich im Osten das gewerk- 
schaftliche Vakuum anhält, desto niedriger 
wird nach Dekaden der Angleichung der Pe- 
gelstand in den beiden Röhren und damit die 
sozialpolitische Harmonisierung sein. 
Der pro-aktive Ansatz besteht in einer ge- 
samteuropäischen Gewerkschaftsstrategie, 
die auf der Grundlage einer schonungslo- 
sen Analyse eine Selektion und Modifikati- 
on der gewerkschaftlichen lnstrumente 
vornimmt. Dynamik und Dramatik der Ent- 
wicklung zwingen zum Pragmatismus. Ne- 
ben der Revision des Sozialmodells muss 
mit Nachdruck dafür gesorgt werden, dass 
mit dem Beitritt ratifizierte Standards um- 
gesetzt und eingehalten werden. Es han- 
delt sich vielfach nicht um das Problem von 
Niedriglohn-, als vielmehr Niedrigkosten- 
Iändern. Dabei geht es um Normen, Kon- 
trollen, Standards, gesetzliche Bestimmun- 
gen, also zum Beispiel im Arbeits- und Ge- 
sundheitsschutz, bei Hygienvorschriften, im 
Umweltschutz etc.die von einer Implemen- 
tierung oder gar Kontrolle weit entfernt 
sind. Dass dies zu Kostenvorteilen und la- 
mentablen Arbeitsbedingungen gleicher- 
massen beiträgt, ist evident 
Der zweite - wesentlich schwierigere - As- 
pekt besteht in der Überwindung des Wider- 
spruchs zwischen europäischer Rhetorik 
und organisationspolitischer Gewerk- 
schaftsreaIität.Versteht man transnationale 
Unternehmen als die Flaggschiffe der Globa- 
lisierung und weltweiten Standardsetzung, 
so ist die Arbeit dort ein Element hin zur 
dringend benötigten Internationalisierung 
der Arbeitsbeziehungen. Denn nur so kön- 
nen Regelungsmechanismen und Mindest- 
Standards geschaffen werden, um dem mör- 
derischen Unterbietungswettbewerb ein 
Ende setzen zu können. 
In der Nachkriegszeit bestand die Erfolgs- 
geschichte der EWG in der Schaffung von 
Wohlstand und der Abwesenheit von 
Krieg und Gewalt. Für die Zeit nach Ende 
des Kalten Krieges muss das soziale Werte- 
System Europas für Akzeptanz und Inte- 
gration sorgen. Schliesslich würden damit 
die europäischen Gewerkschaften Teil 
oder gar Motor einer dringend gebotenen 
Diskussion zwischen Politik und Bürgern - 
nicht über das resignierte „Ach Europa", 
sondern über das zukunftsweisende „Wo- 
hin Europa?" spw 5 12004 



Verteilungsgerechtig keit 
Von Reinhard Wegner 

Der Begriff ,,Verteilungsgerechtig- 
keit" ist unter jüngeren SPD-Politikern, den 
sogenannten ,,Netzwerkern", die den Re- 

fordert wird und warum neben der Gleichheit 
vor dem Gesetz nur noch die Chancengleich- 
heit zu den Orientierung gebenden Grund- 
werten gehören soll, Iässt sich nicht ohne ei- 
nen Rekurs auf eine längere Diskussion im li- 
beralen Lager verstehen,durch die die Positi- 
on des,,egalitären Liberalismus" entstand. 
Der wichtigste Denker dieser Richtung ist 
der amerikanische Sozialphilosoph John 
Rawls. In seinem Hauptwerk ,,Eine Theorie 
der Gerechtigkeit" (1 975) beschäftigt er sich 
mit der Frage,wie Ungleichheit ethisch ver- 
tretbar ist, bzw. nach welchen Kriterien eine 
ungleiche Verteilung von Gütern und Privile- 
gien noch als gerecht angesehen werden 
kann,und zwar nicht nur aus der Perspektive 
der Meistbegünstigten -das wäre eine trivi- 
ale Fragestellung -sondern aus der Perspek- 
tive der am wenigsten Begünstigten.Sein Er- 
gebnis sind zwei Prinzipien (5.81): 
,,Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten 
sind so zu gestalten, daß (1) vernünftiger- 
weise zu erwarten ist,daß sie zu jedermanns 
Vorteil dienen,und (2) sie mit Positionen und 
Ämtern verbunden sind,die jedem offen ste- 
hen." 
Das klingt recht gut. Tatsächlich würde die 
Einhaltung dieses Prinzipszwar nicht verhin- 
dern, dass die Reichen immer reicher wer- 
den.Aber das ginge nicht unbedingt damit 
einher,dass die Armen immer ärmer werden. 
Vor allem aber hätte jedes Gesellschaftsmit- 
glied die Chance, seine Situation zu verbes- 
sern. Die Einschränkung der Verteilungsge- 
rechtigkeit durch das erste Prinzip wird 
durch die stark betonte Chancengerechtig- 
keit des zweiten Prinzips gewissermaßen 
kompensiert. 
Die Theorie der Gerechtigkeit von John 
Rawls wurde sozialdemokratische Program- 
matik durch .New Loubor". Margaret That- 
cher hatte sich mit einem erheblichen Sozi- 
alabbau einen Namen gemacht und den Ar- 
beitsmarkt dereguliert.Tony Blair hat deren 
Wirtschafts- und Deregulationskurs einer- 
seits im Wesentlichen weitergeführt, 
andererseits aber ganz im Sinne von Rawls 
Chancengerechtigkeit (Inklusion) zum 
Hauptprinzip seiner Sozialpolitik gemacht. 
Der Zugang zu Bildung,Ausbildung und Ar- 
beit sollte vor allen Dingen für die langfristig 
vom Arbeitsmarkt Ausgeschlossenen ver- 
bessert werden. 
Eine entsprechende Modernisierung des So- 
zialstaat~ wird auch im sogenannten Schrö- 

der1Blair-Papier von 1999 für Deutschland 
angemahnt. Wie sehr die Theorie der Ge- 
rechtigkeit von Rawls aber bereits Eingang 
in die Programmdiskussion der SPD gefun- 
den hat, ist aus einem Papier der Grundwer- 

formkurs der Agenda 201 0 im Prinzip unter- 
stützen, geradezu zu einem Unwort gewor- 
den. Das ist umso bemerkenswerter,als gera- 
de dieses Konzept mehr als ein Jahrhundert 

tekommission von 1999 ersichtlich, das als 
kritische Antwort auf das Schröder-Blair-Pa- 
pier gedacht war.Zur Verteilungsgerechtig- 
keit heißt es dort (S. 30): 

lang zu sozialdemokratischer,ja linker Politik 
überhaupt gehörte.,,Freiheit,Gleichheit, Brü- 
derlichkeit" waren die Grundwerte der Fran- 
zösischen Revolution. Die heftigsten Ausein- 

,,Soziale und wirtschaftliche Ungleichhei- 
ten bzw. politische Maßnahmen, die diese 
verstärken, sind nur dann zu tolerieren, andersetzungen gibt es bis heute um den 

Grundwert der Gleichheit.Die einen,die spä- 
teren Liberalen, haben von Anfang an ge- 

wenn sie den am wenigsten Begüterten 
nicht nur zugute kommen, sondern für die- 
se aus der politischen Entscheidung auch 
der größte Nutzen fließt; wenn also be- 

sagt: Mit Gleichheit kann nur die staatsbür- 
gerliche Gleichheit, die Gleichheit vor dem 
Gesetz gemeint sein. Die anderen, die späte- 
ren Sozialisten,wollten,,Gleichheit" auch auf 

stimmte Ungleichheiten jedem nutzen, in- 
dem sie sozial und wirtschaftlich nützliche 
Fähigkeiten und Energien mobilisieren, 
können sie dann als sozial gerecht angese- 

Gleichheit der Lebensverhältnisse ausge- 
dehnt wissen: Chancengleichheit und ge- 
rechte Verteilung von Gütern und Privile- 
gien. Auch die Sozialdemokraten fühlten 

hen werden, wenn die unteren sozialen 
Schichten aus dieser wirtschaftlichen Dy- 
namik so profitieren, daß sie danach besser sich dieser Auslegung verpflichtet. Im Go- 

desberger Programm von 1959 heißt es: 
„Die Marktwirtschaft gewährleistet von sich 

gestellt sind als zuvor." 
Die Notwendigkeit einer Abkehr vom traditi- 
onellen Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit 
wird damit begründet, dass der aufgeblähte 

aus keine gerechte Einkommens- und Ver- 
mögensverteilung. Dazu bedarf es einer ziel- 
bewußten Einkommens- und Vermögens- 
politik." 

Sozialstaat soziale Ungerechtigkeit eher ver- 
größert als verkleinert. Die Verteuerung der 
Arbeit durch Sozialabgaben erschwert die 

Im Berliner Programm von 1989 steht un- 
missverständlich: 
,,Gerechtigkeit erfordert mehr Gleichheit in 
der Verteilung von Einkommen, Eigentum 
und Macht,aber auch im Zugang zu Bildung, 
Ausbildung und Kultur." 
Aus der Distanz des Historikers formuliert 
Paul Nolte (2004,S.31) diese Auslegung des 
Grundwertes der Gleichheit 2004 immer 
noch als eine Grundorientierung der SPD,die 
sie von der Programmatik anderer Parteien 
unterscheidet: 
,,Anspruch auf soziale Egalisierung: Es kann 
nicht mehr darum gehen,alle Unterschiede 
der Leistung, der Qualifikation, des Einkom- 
mens einzuebnen. Aber die SPD wird sich 
auch in Zukunft von anderen Parteien 
dadurch unterscheiden können, dass sie ei- 
ner Politik der Gleichheit im Zweifelsfall ein 
größeres Gewicht gibt. Das schließt Mecha- 
nismen der materiellen Umverteilung nach 
wie vor ein, auch wenn sich die Kriterien 
dafür teilweise verändern werden." 
Warum nun von einigen Sozialdemokraten 
zumTeil eine Abkehr von dieserTradition ge- 

Entstehung neuer Arbeitsplätze. Die finanzi- 
elle Belastung des Staatshaushaltes verhin- 
dert Investitionen, durch die die Wirtschaft 
belebt und Arbeitsplätze geschaffen werden 
könnten. Höhere Steuern im Gegenzug wür- 
den die Wirtschaft dämpfen mit den ent- 
sprechenden negativen Auswirkungen auf 
Investitionen und Arbeitsmarkt. 
Hier liegt in derTat ein Problem vor,das man 
aber wohl kaum der Anwendung des Prin- 
zips der Verteilungsgerechtigkeit zuschrei- 
ben kann. Allenfalls Iässt sich eine miss- 
bräuchliche Anwendung dieses Prinzips 
feststellen. Dass nun die Außerkraftsetzung 
von Grundsätzen der Verteilungsgerechtig- 
keit eine Lösung des Problems bewirken soll, 
ist nur zu begründen, wenn man sehr ver- 
zerrte oder verkürzte Konzepte von Vertei- 
lungsgerechtigkeit einsetzt. Und die trifft 
man in derTat in Diskussionen von Prinzipi- 
en sozialer Gerechtigkeit an. Im sog. Schrö- 
der1Blair-Papier heißt es: 
,,In der Vergangenheit wurde die Förderung 
der sozialen Gerechtigkeit manchmal mit 
der Forderung nach Gleichheit im Ergebnis 
verwechselt. Letztlich wurde damit die Be- 
deutung von eigener Anstrengung und Ver- 
antwortung ignoriert und nicht belohnt und 
die soziale Demokratie mit Konformität und 
Mittelmäßigkeit verbunden statt mit Kreati- 
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vität, Diversität und herausragender Leis- 
tung." 
Eine solche Vorstellung von Verteilungsge- 
rechtigkeit ist natürlich ein Zerrbild, das 
ernsthaft in der Sozialdemokratie so nie ver- 
treten wurde.,,Mehr Gleichheit in der Vertei- 
lung von Einkommen, Eigentum und Macht" 
heißt nicht einfach,,Gleichheit im Ergebnis" 
und schon gar nicht,,egal,wie das Ergebnis 
zustande gekommen sein mag". Gegen ein 
blindes Verteilungsprinzip Iässt sich gut po- 
lemisieren. 
Erwähnenswert ist auch der Versuch von 
Olaf Scholz (2003), das Konzept der Vertei- 
lungsgerechtigkeit durch eine einseitige 
Auslegung des Begriffs ,,Verteilung" auszu- 
hebeln. Unter,,Verteilung" versteht man ge- 
wöhnlich das quantitativevorkommen eines 
Merkmals in einer Population:~. B.dieVertei- 
lung der Körpergröße in einer Schulklasse.In 
diesem Sinne ist auch dieVerteilung von Ein- 
kommen, Eigentum und Macht in einer Be- 
völkerung zu verstehen. An einer solchen 
Verteilung als Ergebnis sind viele Faktoren 
beteiligt. 
,,Verteilungu kann man aber auch als dieTä- 
tigkeit eines Akteurs verstehen: Der Lehrer 
verteilt Schokolade in der Klasse. Und genau 
diese zweite Bedeutung schreibt Scholz dem 
Begriff ,,Verteilungn bei der Diskussion um 
die Verteilungsgerechtigkeit zu. Seine Ab- 
lehnung dieses Konzepts ist dann ganz plau- 
sibel: Man kann nur verteilen, was man hat, 
also z. B. erwirtschaftete Überschüsse. Und 
die sind in der gegenwärtigen Situation 
nicht vorhanden. Also erübrigt sich z.Zt.ein 
solches Konzept wie das der,,Verteilungsge- 
rechtigkeit". 
Aber auch bei korrekter Auslegung des Kon- 
zepts der Verteilungsgerechtigkeit wäre es 
denkbar, dass es zur Lösung der anstehen- 
den Gerechtigkeitsprobleme nicht mehr die 
beste Leitlinie vorgibt und durch ein Kon- 
zept der Chancengerechtigkeit abgelöst 
werden müsste. Das größte Gerechtigkeits- 
problem ist zweifellos z. Zt. die Massenar- 
beitslosigkeit. Wolfgang Merkel schreibt 
dazu (2004, S. 208): 
,,Es muss ein zentrales Ziel gerechtigkeitsori- 
entierter Politik sein unfreiwillige Arbeitslo- 
sigkeit zu verhindern. Denn Arbeitslosigkeit 
ist nicht nur ein ökonomisches Problem, das 
allein durch großzügige Transferzahlungen 
zu lösen ist. Es stellt vor allem eine ethische 
Herausforderung dar ... Arbeitslosigkeit, 
Langzeitarbeitslosigkeit zumal, beschädigt 
die individuelle Autonomie, führt zu einer 
Verletzung des Selbstwertgefühls und in der 
Regel auch zu nicht mehr auszugleichenden 
Nachteilen bei der Wahrnehmung zukünfti- 
ger Lebenschancen. Solange in den entwi- 
ckelten Gesellschaften nicht nur Einkom- 
men, sondern auch Status, Selbstwertgefühl 
und soziale Zugehörigkeit primär über die 
Erwerbsarbeit verteilt werden, muss dem 
Thema der Inklusion in den Arbeitsmarkt be- 
sondere politische Aufmerksamkeit gelten." 

Überprüfen wir also anhand der Vorschläge 
zur Lösung des Arbeitslosenproblems die 
Stichhaltigkeit der Argumente für die Beibe- 
haltung oder die Ersetzung des Konzepts 
der Verteilungsgerechtigkeit. 
Unmittelbar aus dem Prinzip der Vertei- 
lungsgerechtigkeit abgeleitet sind alle Maß- 
nahmen zu einer gerechteren Verteilung der 
vorhandenen bezahlten Arbeit:Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit,der Jahresarbeitszeit 
(mehr Urlaub, Bildungsurlaub),der Lebensar- 
beitszeit (nicht durch Frühverrentung,denn 
das führt zur Ausgliederung qualifizierter ÄI- 
terer, aber durch Kinderbetreuungs- und 
Qualifizierungszeiten, eventuell verknüpft 
mit Halbtagsarbeit).Dazu gehört aber auch 
die Einschränkung von Überstunden und 
die wirksame Bekämpfung der Schwarzar- 
beit. 
Maßnahmen dieser Art werden zur Zeit stark 
abgewertet. Ihre Schwäche liegt angeblich 
darin, dass sie nicht eine Steigerung wirt- 
schaftlicher Dynamik (einschließlich globa- 
ler wirtschaftlicher Konkurrenzfähigkeit) er- 
warten lassen. Es ist allerdings nicht erwie- 
sen, ob nicht die Beteiligung aller an der 
wirtschaftlichen Wertschöpfung Wachs- 
tumsimpulse freisetzen würde. 
Da Vollbeschäftigung auch durch wirtschaft- 
liches Wachstum allein in absehbarer Zeit 
(vielleicht nie mehr) erwartet werden kann, 
bleibt jedoch die Verteilung vorhandener 
bezahlter Arbeit eine Option zur Lösung des 
Arbeitslosenproblems. 
Zu den Vorschlägen,die vom Prinzip der Ver- 
teilungsgerechtigkeit inspiriert sind, gehö- 
ren auch alle Maßnahmen, durch staatliche 
Finanzierung Arbeitsplätze zu schaffen. Eine 
Ausweitung des öffentlichen Dienstes 
scheint gegenwärtig völlig indiskutabel zu 
sein, obwohl Schweden, das seine Wirt- 
schafts- und Arbeitmarktprobleme besser 
im Griff hat als Deutschland, immer noch 
prozentual doppelt so viele öffentlich Be- 
dienstete hat als Deutschland. Diskutiert 

wird aber die staatliche Teilfinanzierung von 
Arbeitsplätzen in der freien Wirtschaft (Kom- 
bilohn). 
Die zur Zeit am meisten favorisierten Vor- 
schläge zur Lösung des Arbeitslosenpro- 
blems orientieren sich eher am Prinzip der 
Chancengerechtigkeit. Als wichtigste Vor- 
aussetzung dafür, dass überhaupt wieder 
Spielräume für neue Arbeitsplätze entste- 
hen, wird der Abbau von Lohnnebenkosten 
angesehen. Dabei wäre noch zu unterschei- 
den zwischen Entlastungen für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer oder nur für Arbeitgeber. 
Finanziert werden sollen solche Maßnah- 
men durch Abbau von Sozialleistungen 
undloder aus Steuermitteln. Bei einseitiger 
Entlastung der Arbeitgeberseite kommt 
praktisch auch Lohnverzicht hinzu. Gerecht- 
fertigt werden Einschnitte oder Belastungen 
dieser Art durch ein höheres Arbeitsplatzan- 
gebot - entstanden durch Wirtschafts- 
wachstum undloder die Bereitschaft der Un- 
ternehmen, auf stärkere Rationalisierungen 
oder Verlagerungen von Arbeitsplätzen ins 
Ausland zu verzichten. Parallel dazu werden 
Qualifizierungsmaßnahmen verschiedens- 
ter Art vorgeschlagen, die in der Regel aus 
Steuermitteln finanziert werden müssen, da- 
mit Arbeitnehmer die Chancen auf dem Ar- 
beitsmarkt wahrnehmen können und damit 
es auch vermehrt zu Neugründungen von 
Unternehmen kommt. Die direkte finanzielle 
Unterstützung von Unternehmensneugrün- 
dungen (Übergangsgeld und Ich-AG) gehört 
auch in diesen Zusammenhang. 
Einen weiteren Komplex vorgeschlagener 
Maßnahmen zur Lösung des Arbeitslosen- 
problems, der auf Erhöhung von Chancen- 
gerechtigkeit abzielt, kann man mit Arbeits- 
marktflexibilität oder -deregulation um- 
schreiben.An erster Stelle steht die Reduzie- 
rung des Kündigungsschutzes. Wolfgang 
Merkel (2004, S.214):,,Es Iässt sich kaum be- 
streiten, dass eine leichtere Entlassung auch 
wieder zu schnelleren Einstellungen führt." 
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Merkel fügt jedoch hinzu:,,Allerdings wäre 
eine Politik der Entlassungserleichterung 
aus sozialdemokratischer Sicht nur dann zu 
rechtfertigen,wenn dadurch dieverweildau- 
er in der Arbeitslosigkeit drastisch gesenkt 
werden kann, wenn man die Requalifizie- 
rungsprogramme der aktiven Arbeitsmarkt- 
politik ausbaut, eine effiziente Arbeitsver- 
mittlungsorganisation existiert und Arbeits- 
losenunterstützung in ausreichender Höhe 
gewährt wird." 
Weitere Flexibilisierungsmaßnahmen sind 
Lohnöffnungsklauseln nach unten zur För- 
derung von Dienstleistungsjobs im unteren 
Qualifikationsbereich. Auch hier fügt Merkel 
hinzu (2004, S. 214): Solche Maßnahmen 
,,müssen mit Lohnsubventionen, Kombi- 
lohnmodellen und vergleichbaren Maßnah- 
men verbunden und dadurch die Lohnein- 
bußen so weit wie möglich kompensiert 
werden." 
Es ist interessant, dass man als Sozialdemo- 
krat bei der Forderung nach Kombilöhnen 
ankommt, ob man von Prinzipien der Vertei- 
lungsgerechtigkeit oder der Notwendigkeit 
der Arbeitsmarktflexibilität ausgeht. 
Am Beispiel der Arbeitsmarktpolitik Iässt 
sich zeigen, dass Gesichtspunkte dervertei- 
lungsgerechtigkeit keineswegs irrelevant 
geworden sind,auch wenn man Chancenge- 
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rechtigkeit stärker betont. Maßnahmen zur 
Verbesserung von Chancengerechtigkeit 
müssen durch Kürzungen von Sozialleistun- 
gen oder aus Steuermitteln finanziert wer- 
den. Wie diese Lasten verteilt werden, bleibt 
eine Frage der Verteilungsgerechtigkeit. 
Darüber hinaus haben alle Maßnahmen zur 
Lösung von Wirtschafts- oder Arbeitsmarkt- 
problemen kurzfristig, mittel- und langfristig 
immer auch eine Verteilungswirkung. Daran 
müssen sie politisch gemessen werden. 
Maßnahmen,die kurzfristig einigen Bevölke- 
rungsgruppen größere Opfer abverlangen, 
sind nur dadurch zu legitimieren, dass tat- 
sächlich mittelfristig die Arbeitslosigkeit er- 
heblich abnimmt und mittel- und langfristig 
die Reichen nicht immer reicher und die Ar- 
men nicht immer ärmer werden. 
Verteilungs- und Chancengerechtigkeit sind 
keine Gegensätze. Die Herstellung und ge- 
rechteVerteilung von Chancen sind wesent- 
liche Bestandteile von Verteilungsgerechtig- 
keit. Die Ausrichtung auf Chancengerechtig- 
keit ohne Beriicksichtigung von Effekten der 
Verteilung von Einkommen, Eigentum und 
Macht kann allerdings dazu führen,Maßnah- 
men zur Verbesserung von Chancen nur als 
Alibi für ungerechte Umverteilungen zu nut- 
zen. Umgekehrt übersieht eine Sozialpolitik, 
die nicht den Chancenaspekt ins Auge fasst, 
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Niedrige Arbeitseinkommen 
- ein wachsendes Problem 
Sind Mindestlöhne die Lösung? 

von Rudolf Welzmüller 

Mittlerweile werden Niedrigein- 
kommen als soziales Problem wahrgenom- 
men - bisherwurden sievor allem alsTeil der 
Lösung des Beschäftigungsproblems propa- 
giert. 
Lang anhaltende Massenarbeitslosigkeit, 
jahrelange Netto-Realeinkommensverluste, 
verschlechterte sozial- und arbeitsrechtliche 
Bedingungen (u.a. Hartz IV), Lücken in der 
Tarifbindung und nicht zuletzt die Öffnung 
der vorher national verfassten Arbeitsmärk- 
te im Zuge der voranschreitenden europäi- 
schen Integration haben zu anhaltendem 
Druck gerade auf die Ausdifferenzierung der 
Niedrigeinkommen geführt. Der Anteil der 
Niedriglohnbezieher,d.h. der Arbeitnehmer 
mit einem Bruttostundenverdienst, der 
mehr als 25 % unter dem Iänderspezifischen 
Durchschnitt liegt, ist in Deutschland, Irland, 
Niederlande und dem Vereinigten König- 

reich am höchsten. 54 % der gering qualifi- 
zierten Arbeitnehmer sind in Deutschland 
Niedriglohnbezieher - ein Anteil der weit 
über dem EU-Durchschnitt von 34 % liegt. 
Vgl. EU-Kommission, Beschäftigung in Euro- 
pa 2003, Brüssel Juli 2003,s. lO6,Tabelle 37 (S. 
111) 
Die Debatte über Mindestlöhne hat sowohl 
bei den politischen Parteien als auch in der 
politischen Öffentlichkeit an Brisanz gewon- 
nen. Die politischen Kommentatoren sind 
sich noch nicht einig, wie sie die überra- 
schende Hinwendung der SPD zu diesem 
Thema durch Müntefering werten sollen. Die 
einen vermuten darin ein Angebot zum po- 
IitischenTauschhandeI nach dem Motto:,,Wir 
geben euch den Mindestlohn, ihr akzeptiert 
Hartz IV". (Vgl. Süddeutsche Zeitung, Jonas 
Viering, Mit dem Mindestlohn ein Geschäft 
machen, 17.8.2004) Dieanderen sehen darin 
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leicht die Kreativitäts- und Selbsthilfepoten- 
tiale der Menschen. 
Es darf nicht darum gehen, Verteilungsge- 
rechtigkeit und Chancengerechtigkeit 
gegeneinander auszuspielen. Beide Gerech- 
tigkeitsformen sind in ein umfassendes Kon- 
zept sozialer Gerechtigkeit aufzunehmen. 
Menschen jedes Alters brauchen Freiräume 
für eigene Gestaltungen, aber auch die Absi- 
cherung, in Notlagen, bei Krankheit und im 
Alter den erarbeiteten Status nicht zu verlie- 
ren und auch längerfristig einen der Gesamt- 
gesellschaft angemessenen Lebensstandard 
aufrechterhalten zu können. „ 5,2004 
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eher den geschickten Versuch, die Debatte 
zu öffnen, um sie zum Verstummen zu brin- 
gen (Vgl. N. Fickinger, lm Fangnetz der Tarife, 
FAZ, Nr. 21 7,17.9.2004). Letzteres wird wohl 
nicht so leicht gelingen. Denn das Thema 
bietet hinreichend Gründe für politisches 
Handeln, wie nachfolgend gezeigt werden 
wird. 

Unzureichende rechtliche Verankerung: 
Regeln für ein verbindliches unteres Ar- 
beitseinkommensniveau neu fassen 
Prinzipiell herrscht bei Lohnvereinbarungen 
Vertragsfreiheit - also Marktwirtschaft pur. 
Für Gewerkschaftsmitglieder, die bei tarifge- 
bundenen Arbeitgebern beschäftigt sind, 
gelten dagegen die Tariflöhne als Mindest- 
bedingungen. Diese können durch Allge- 
meinverbindlicherklärung auch auf Nicht- 
Verbandsmitglieder ausgeweitet werden. 
Das geschieht bei Lohnverträgen selten -es 
scheitert vor allem am Widerstand der Ar- 
beitgeber. 
Dort, wo es keineTarifbindung gibt,sind der 
Lohnkonkurrenz Tür und Tor geöffnet. 
Allerdings Iässt die Rechtsordnung Deutsch- 
lands keine unbegrenzte Absenkung der Ar- 
beitsentgelte zu. Die Grenze für untertarifli- 
che Entlohnungsvereinbarungen zieht Para- 
graph 138 BGB. Danach verstößt ein Arbeits- 
vertrag gegen die guten Sitten, wenn unter 
Ausbeutung einer Zwangslage Leistungen 
vereinbart werden, die in auffälligem Miss- 
verhältnis zur Gegenleistung stehen. 



Den Maßstab für ein,,auffälliges Missverhält- 
nis" hat mittlerweile das Bundesarbeitsge- 
richt vorgegeben (Urteil vom 23.5.2001 - 5 
AZR 527199 - in EzA Nr. 29 zu 5 138 BGB). 
Demnach sind Entgelte dann sittenwidrig, 
wenn sie um 113 unterhalb des vergleichba- 
ren Tariflohnes oder des ortsüblichen Lohn- 
niveaus liegen. 
In der Regel ist der ,,vergleichbarer Tarif- 
lohn" höher als der,,ortsübliche Lohn". Letz- 
terer erhält vor allem in jenen Regionen, in 
denen der Tariflohn nur noch eine geringe 
Rolle spielt - so vor allem in den neuen 
Bundesländern - , verstärkt Bedeutung. . 
Denn - so auch die Begründung in Ge- 
richtsurteilen - gerade in diesen Gebieten 
bestimmt sich der objektive Wert der Ar- 
beitsleistung nicht mehr nach dem Tarif- 
lohn.,,DerTariflohn stellt dort nicht die ver- 
kehrsüblicheVergütung dar." (LAG Sachsen, 
Az. 3 Sa 1025103 - 12 CA 21 81103 ArbG 
Chemnitz, 28.4.2003). Deshalb müsse auf 
das allgemeine (ortsübliche) Lohnniveau 
Bezug genommen werden (hierfür: BAG, 
Urteil vom 23.5.2001, a.a.O.). Konkret heisst 
dies,dass der ohnehin schon unterhalb des 
Tariflohnes liegende ortsübliche Lohn 
nochmals um 113 unterschritten werden 
darf, ehe die als sittenwidrig definierte 
Grenze der Entlohung erreicht wird. 
Die gesetzliche Untergrenze zieht also die 
Grenzen äußerst weit und i s t  letztlich nicht 
hilfreich, wenn es um die Vermeidung von 
Lohnunterbietung und die Sicherung aus- 
kömmlicher Arbeitseinkommen geht. In der 
Realität kann es sogar zu Arbeitsverhältnis- 
sen kommen, die selbst diese niedrige Ent- 
geltgrenze nicht einhalten. Denn es gilt der 
Grundsatz:,,Wo kein Kläger, da kein Richter." 
Bezahlung unter Tarif bzw. unterhalb des 
ortsüblichen Lohnes ist kein Tatbestand, bei 
dem der Staatsanwalt oder die Gewerbeauf- 
sicht eingreifen. Es muss der individuelle Kla- 
geweg gegangen werden -Verbandsklage 
gibt es nicht. So i s t  es nicht verwunderlich, 
dass die betroffenen Arbeitnehmer häufig 
nicht klagen - denn sie riskieren alltägliche 
Schikanen des Arbeitgebers bis hin zum Ar- 
beitsplatzverlust. Schon allein aus diesen 
Gründen ist eine rechtsverbindliche untere 
Lohngrenze erforderlich. 

Tariflöhne sind Mindestlöhne - doch wie 
weit reichen sie? 
Bis vor Jahren konnte man davon ausgehen, 
dass die Arbeitsentgelte einer breiten Mehr- 
heit von Branchen und Beschäftigten durch 
Tarifverträge definiert waren -auch wenn es 
immer schon nicht tarifgebundene Arbeits- 
verhältnisse gab, so waren die Tariflöhne 
doch die repräsentative Bezugsgröße für 
die mindestens zu zahlenden Entgelte. Auch 
die tariflichen und,,ortsüblichen" Arbeitsent- 
gelte unterschieden sich nur selten.Der tarif- 
liche Lohn war insofern auch für die gericht- 
liche Auseinandersetzung der in den meis- 
ten Fällen typische Bezugspunkt bei der Be- 

messung von sitten- 
widrigen Löhnen. 

Aktuelle Lohn-Untergrenzen 

Das ist nicht mehr 
der Fall, da die Tarif- 
verträge in manchen 
Branchen und Regio- 
nen,vor allem in den 
neuen Bundeslän- 
dern, nur noch einen 
kleinen Teil der Be- 
schäftigten abde- 
cken. Auch in den Or- 
ganisationsberei- 
chen der IG Metall - 
insbesondere im Me- 
tallhandwerk, bei Textil-/Bekleidung, Holz 
und Kunststoff - trifft dies zu. Auf diese Wei- 
se werden die niedrigeren ,,ortsüblichen 
Löhne" in zunehmendem Maße zur Refe- 
renzgröße. 
Damit sind für den Unterbietungswettbe- 
werb neue Freiräume entstanden. Diese 
werden sich ausweiten,wenn die beabsichti- 
ge EU-Richtlinie zur Liberalisierung der 
Dienstleistungen so beschlossen werden 
sollte wie sie derzeit formuliert ist. Künftig 
soll demnach das ,,HerkunftslandprinzipU 
gelten - also jene Entgelte bezahlt werden, 
wie sie im Herkunftsland des die Dienstleis- 
tung ausführenden Unternehmens gelten. 
Auf diese Weise würde das mühsam im Rah- 
men des Entsendegesetzes durchgesetzte 
,,ArbeitsortprinzipU (gleicher Lohn für glei- 
che Arbeit am gleichen Ort) für die Entloh- 
nung bei der grenzüberschreitenden Ent- 
sendung von Arbeitskräften innerhalb der 
EU unterlaufen (ausgenommen wären nur 
jene Branchen,für die jetzt das Entsendege- 
setz gilt, also im wesentlichen der Bau- und 
baunahe Sektor). Da ,,Dienstleistungstätig- 
keiten" nicht branchengebunden sind, sich 
vielmehr in allen Branchen finden (man den- 
ke nur an Gebäudemanagement, Reinigung, 
Sicherheitsdienste, Wartung, Instandhal- 
tung, software-Beratung etc.), würde es folg- 
lich zum Lohnunterbietungswettbewerb 
quer über die Branchen hinweg in den 
mittlerweile 25 EU-Mitgliedsländern kom- 
men. 
Eine weitere Relativierung der Tarifentgelte 
als Mindestlöhne ergibt sich schließlich 
durch die neue,,Zumutbarkeitsregel" bei der 
Vermittlung von Arbeitslosen. Löhne,die un- 
terhalb des Tariflohnniveaus liegen, sind 
demnach zumutbar - die Grenze zieht nur 
die oben beschriebene und wenig hilfreiche 
gesetzliche Schranke der sittenwidrigen Ent- 
gelte. 

Tariflohn 

Ein verbindliches unteres Arbeitsentgelt: 
Wie gestalten? 
Gewerkschaftliches Ziel ist, Lohnunterbie- 
tung (Lohndumping) zu verhindern und ein 
auskömmliches Arbeitseinkommen zu si- 
chern. Mindestlöhne können prinzipiell ga- 
rantieren, dass es nicht zu einem weiteren 
Abrutschen der gezahlten Löhne am unte- 

100% 

ren Ende kommt. Doch auch dies gewähr- 
leisten sie nur dann, wenn gesetzliche Min- 
destlöhne mindestens genauso hoch wie die 
derzeitigen untersten Tarifentgelte sind. Das 
ist erheblich zu bezweifeln. 
Denn ein gesetzlicher,für alle Wirtschaftsbe- 
reiche gleichermaßen anzuwendender Min- 
destlohn würde sich allenfalls am Durch- 
schnitt der jetzt existierenden untersten 
Lohngruppen -also einschließlich der Bran- 
chen Gaststätte, Reinigungsgewerbe etc. - 
orientieren. Da zudem der sogenannte,,orts- 
übliche Lohn" - also der in einer Region 
durchschnittlich effektiv gezahlte Lohn - 
schon heute in vielen Fällen niedriger als der 
Tariflohn liegt, wird die zu erwartende Höhe 
eines bundesweiten Mindestlohnes auch 
davon beeinflusst sein. 
Das bedeutet: Ein nationaler Mindestlohn, 
der quer über alle Branchen und Regionen 
hinweg einheitlich festgesetzt würde, läge 
mit hoher Wahrscheinlichkeit unterhalb der 
untersten Tarifgruppe der Metallindustrie, 
des Metall-Handwerks, der Holz- und evt. 
sogar der Textil-IBekleidungsindustrie. Un- 
terbietung wäre dann gewissermaßen ge- 
setzlich ,,erlaubtn - nicht im engen rechtli- 
chen Sinne, aber in der politischen Ausein- 
andersetzung. Denn jede Branchen- bzw. 
Unternehmenskrise würde natürlich dazu 
genutzt, die Beschäftigten zu erpressen. 
Standort- bzw. Beschäftigungssicherung 
wäre nur zu haben, wenn die Löhne 
zumindest fürTeilbereiche der Beschäftigten 
auf die niedrigeren Mindestlöhne abgesenkt 
würden. 
Daraus folgt, dass in vielen Tarifbereichen - 
auch jenen der IG Metall - ein nationaler 
Mindestlohn nicht helfen, sondern eher Pro- 
bleme machen würde. Man kann sich aber 
sehr wohl einen aufdie Branche bezogenen 
gesetzlichen Mindestlohn vorstellen. So et- 
was gibt es ja mittlerweile. Denn der Min- 
destlohn entsprechend dem Entsendege- 
setz ist ja auf die Branche bezogen und muss 
von Entsendefirmen bezahlt werden. 
Praktisch könnte dies wie folgt aussehen: 
Künftig wird gesetzlich festgelegt, dass das 
unterste Tarifeinkommen einer Branche 
zugleich zum gesetzlichen Mindesteinkom- 
men dieser Branche wird. Dieses gesetzliche 
Branchen-Mindesteinkommen gilt für alle 

Ortsüblicher Lohn 

Bsp. 90% 

Zumutbarer Lohn* 
(Grenze zu Siiienwidrigkeit) 

60% 

'113 Regel 



Beschäftigtenlunternehmen der Branche, für Bereiche ohne tarifliche Bindung so ge- darfslage ist vor allem abhängig von der 
unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu den eignet. Haushalts- bzw. Familiensituation: Kinder, 
jeweiligen Tarifverbänden. Italien hat Die Vorteile eines auf Branchenebene verall- nicht berufstätige Haushaltsmitglieder, 
gleichfalls eine branchenbezogene Mindest- gemeinerten Mindestlohnes liegen in folgen- Pflegebedürftige etc. erhöhen den Bedarf. 
lohnregelung:,,Nach Auslegung der Zivilge- dem: Nun kann aber die vollständige materielle 
richte (preture), die in Italien die Funktion (1) Es wird kein neues Mindestlohnniveau Sicherung dieser spezifischen Familien- 
von Arbeitsgerichten haben, entspricht der eingeführt,vielmehr werden die unterenTa- bzw. Haushaltssituation systematisch gese- 
,,Lohn, der ... ausreichend sein muss, ... ein rife für die jeweilige Branche verallgemei- hen nicht in jedem Fall über das jeweilige 
freies und würdiges Leben zu gewährleis- nert. Dadurch entsteht ein verbindlicher un- individuelle Arbeitseinkommen gesichert 
tenn,dem in der Branche vereinbarten tarifli- terer Branchen-Referenz-Lohn, der auch bei werden. Geschähe dies, dann würden sich 
chen Mindestlohn für die jeweilige Berufs- Arbeitsvermittlung und vor Gericht bei Ein- negative Arbeitsmarktkonsequenzen für 
gruppe. Diesbezügliche Urteile der Zivilge- zelfallentscheidungen maßgeblich wäre; jene ergeben, die besondere existentielle 
richte wurden bei Berufungsverfahren von (2) Das Verhältnis von Mindestlohn und So- Zusatzbedarfe in ihrem Lohn abgegolten 
den Kassationsgerichten (cassazione) stets zialeinkommen wird nicht durch ein neues sehen wollen. In der gewerkschaftlichen 
bestätigt. Somit sind Arbeitgeber verpflich- niedrigeres allgemeines Mindestlohnniveau Diskussion wurde dies frühzeitig erkannt. 
tet, den Grundlohn zu zahlen, selbst wenn zu Lasten der Sozialeinkommen verändert; Im Verlauf der Nachkriegszeit kam es zur sys- 
sie keiner Tarifpartei angehören. Laut Ausle- (3) Die bestehenden Lösungen gemäß Ent- tematischen ,,Entmischung" von ,,Sozial- 
gung der Gerichte umfasst der,,GrundlohnU sendegesetz und Zeitarbeitnehmer können lohnn-Bestandteilen und Individuallohn - 
ein 13. Monatsgehalt, auf das nun jeder Ar- gut integriert werden; Zuschläge für Verheiratete, für Kindererzie- 
beitnehmer in Italien seinen Anspruch hat, (4) Es entstehen keine neuen (politischen) hung und ortsbedingte Sondersituationen 
aber kein 14., 15.oder 16.Monatsentgelt." Bi- Abhängigkeiten und auch keine neuen bü- des Lebens (,,Ortszuschläge") sind nun weit- 
spinck, R., Kirsch, J., Schäfer, C., Projekt Min- rokratischen Einrichtungen bei der Gestal- gehend aufgelöst und in die Sozial- und 
deststandards für Arbeits- und Einkom- tung der (unteren) Arbeitseinkommen; ~ teuer~o l i t i k in te~r ie r t .  Folglich sind nun für 
mensbedingungen und Tarifsystem für das (5) Die Anpassung der unteren Löhne an die eine umfassende materielle Sicherung wei- 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit des wirtschaftliche Entwicklung erfolgt im Rah- tere Einkommenselemente zu garantieren, 
Landes Nordrhein-Westfalen, Projektbericht, men der regelmäßigen Tarifverhandlungen, wie vor allem: 
5.297 geschieht also zeitnah und in Verbindung . sozialpolitische Einkommenshilfen wie 
Maßstab ist jener Tarifvertrag, der von der mit der ökonomischen Lage der Branche.Die Kindergeld, Pflegegeld, Wohngeld, Sozialhil- 
für den jeweiligen Wirtschaftszweig ,,reprä- Tarifparteien haben es selbst in der Hand, feetc. 
sentativsten Organisation der Tarifvertrags- das angemessene Niveau des jeweiligen . steuerpolitische Regelungen,diedasVer- 
parteienn(Zitat aus EU-Entsende-Richtlinie, Mindesteinkommens je Branche zu bestim- hältnis von Netto- zu Bruttolohn anheben, 
Art.3) geschlossen worden ist.Ein bestimm- men. wie die Erhöhung des steuerfreien Existenz- 
tes Mindest- oder Höchstmaß an Tarifbin- (6) Die Tarifautonomie wäre nur marginal minimums; kinderspezifische Steuer-Klassen 
dung (,,Quorum") ist nicht erforderlich. berührt. (,,Kinder-Lastenausgleich" statt Ehegatten- 
Durch den Verweis auf die jeweils ,,reprä- splitting) etc. 
sentativste Tarifvertragspartei" wird aber Mindestlohn- nurein Element,um Armut . Entlastung bei Sozialversicherungsabga- 
vermieden, dass von ,,gelben Gewerkschaf- zu verhindern ben für untere Einkommen. 
ten" vereinbarte Tarife zur Grundlage für Der Arbeitslohn und damit auch der Min- Die wirksame Bekämpfung von Einkom- 
den branchentypischen gesetzlichen Min- destlohn ist immer auf den einzelnen Be- mensarmut muss deshalb neben den Ar- 
destlohn werden. schäftigten bezogen. Er kann diesem eine beitseinkommen auch sozialpolitische und 
In Bereichen, in denen keine einschlägigen angemessene Bezahlung zur Sicherung der steuerliche Regelungen umfassen. Die ma- 
Tarifverträge existieren, werden die Tarifver- individuellen Reproduktion garantieren. terielle Sicherung der Lage der abhängig Er- 
träge vergleichbarer Bereiche herangezogen Doch er kann nicht automatisch Armut ver- werbstätigen kann nur in einem funktionie- 
oder die für die Leiharbeitnehmer vereinbar- hindern: Armut ist auch bei Arbeitseinkom- renden differenzierten System von Arbeits- 
ten Tarifsätze als Bezugsgröße genommen. men, die weit über dem unteren individuel- einkommen, Steuersystem und Sozialein- 
Denn der heute existierendeTarifvertrag für len Sicherungsniveau liegen, möglich. Denn kommen gelingen. Vermeidung und Be- 
Leiharbeitnehmer ist von seinem Charakter der TatbestandderArmut ist erst bei Kenntnis kämpfung von Armut muss alle lnstrumente 
her eine bundesweit für alle Branchen derspezifischen Bedarfslagegemäßderjewei- dieses Systemzusammenhanges nutzen. Es 
gleichermaßen gültige Vereinbarung, die ligen Haushalts- bzw. Familiensituation und greift zu kurz,dies nur über den Mindestlohn 
schon jetzt branchenübergreifend beim Ein- des gesamten verfügbaren Haushaltseinkom- lösen zu wollen. 
satz von Leiharbeitnehmern angewandt mens feststellbar. Zum verfügbaren Einkom- 
wird. Das macht ihn auch als Bezugsgröße men zählen neben den Arbeitseinkommen Resümee: Mindestlohn - notwendiges 

Tariibindung ostdeutscher Beschäftigter 
(Investitionsgüterindustrie) 

Flachentarif Haustarif ohne Tarifvertrag 
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auch alle sonstigen 
Einkommen aller 
Haushaltsmitglieder 
(soziale Transfers; 
Zinsen, Mieten etc.). 
Aus der Armutsfor- 
schung ist bekannt, 
dass Einkommensar- 
mut vorrangig bei Fa- 
milien mit Alleinver- 
diener, Familien mit 
zwei und mehr Kin- 
der; sowie bei Allein- 
erziehenden auftritt. 
Die spezifischen Be- 

Element i m  System der Einkommenssi- 
cherung 
Gesetzliche Regelungen zu Mindestarbeits- 
einkommen bieten sich als Ersatzlösung an, 
wenn die bisher üblichen lnstrumente zur 
Regelung unterer Arbeitsentgelte (Tarifver- 
trag;Tarifbindung, Rechtsprechung) eklatan- 
te Regelungsdefizite aufweisen. Dort, wo ta- 
rifliche Entgelte nur noch oder überwiegend 
in Einzelunternehmen ausgehandelt wer- 
den und dort, woTarifverträge nur noch ei- 
nen geringen Teil der Arbeitseinkommen 
rechtlich erfassen, drängt sich eine gesetzli- 
che Fixierung der unteren Lohngrenze 
geradezu auf. Übrigens nicht nur aus Grün- 



den der Sicherung eines auskömmlichen Ar- 
beitseinkommens, sondern auch aus (unter- 
nehmerischen) Gründen der Vermeidung 
,,unlauteren Wettbewerbs" und aus gesamt- 
wirtschaftlichen Gründen der Vermeidung 
von deflationären Tendenzen, wie sie bei ei- 
nem nach unten völlig offenen Lohnsystem 
einträten. (,,The less wage negotiations take 
place on an industry level the more govern- 

ment set minimum wages become necessa- 
ry." Herr, Hansjörg, Wages, Employment and 
Prices, Working Papers of the Business Insti- 
tute Berlin at the Berlin School of Economics 
(FHW-Berlin), Berlin June 2002,5.43) 
Klassischerweise fand man Mindestlöhne 
bisher vor allem in jenen Ländern, in denen 
die gewerkschaftliche Organisation 
schwach und die flächendeckende Wirkung 

der Tarifverträge äußerst Iuckenhaft sind 
(z.B.Frankreich,Vereinigtes Königreich,USA). 
Insofern sind gesetzlich abgesicherte Min- 
destentgelte als ,,Lückenfuller" eher die 
zweitbeste Losung - aber sie sind als Be- 
standteil eines umfassenderen tarif-, steuer- 
und sozialpolitischen Konzeptes der Ein- 
kommenssicherung unumgänglich gewor- 
den. S ~ W  5 12004 

Ein Mindestlohn für das Hochlohnland? 
von Toralf Pusch 

Kommt der Ausbau des Niedrig- 
lohnsektors nun doch mit Rot-Grün? Hartz IV 
und einige Debatten im sozialdemokrati- 
schen Spektrum deuten auf eine Forcierung 
der Niedriglohnstrategie hin. Der vorliegen- 
de Beitrag bietet eine Einschätzung der Ent- 
wicklung im Kontext deutscher und ameri- 
kanischer Politik. 
,,Es ist die Wirtschaft - Dummkopf!" soll Bill 
Clinton einmal gesagt haben. Der politische 
Fuchs wusste:Wirtschaftskompetenz ist ent- 
scheidend für die Stärke einer Regierung. 
Auch die Bundesregierung erkannte früh die 
Bedeutung von Wirtschafts- und Beschäfti- 
gungspolitik.An Reformeifer ließ sie es nicht 
mangeln - vor allem der Kostenbelastunu - 
am Standort Deutschland galt dabei das Au- 
genmerk. Logische Folge waren die Steuer- 
senkungen in der ersten Regierungsperiode. 
Die Umsetzung der Hartz-Vorschläge und 
der Agenda 201 0 folgten. Rot-Grün scheint 
sich inzwischen darauf festgelegt zu haben, 
dass eine Überwindung der Massenarbeits- 
losigkeit nur noch auf Basis zweitbester Lö- 
sungen möglich ist. Ein solcher Ansatz kann 
der Ausbau des Niedriglohnsektors sein. Die 
Diskussion dieser politischen Strategie er- 
scheint gerade vor dem Hintergrund der ak- 
tuellen Hartz-Debatte interessant. 

noch. Was sind z.B. die Folgen für das allge- 
meine Lohnniveau und mithin:die Staatsein- 
nahmen? Diese Frage scheint sich 
mittlerweile auch die Bundesregierung zu 
stellen. Franz Müntefering hat kürzlich den 
Vorschlag gemacht, einen ,,Mindestlohn" 
einzuführen, um dem möglichen Lohndum- 
ping vorzubeugen.Von vielen wird dies als 
Zugeständnis an die Gewerkschaften ge- 
deutet. 
Die Stoßrichtung von Hartz IV ist klar.Zum ei- 
nen sind da die Einsparungen durch die Ab- 

nen Eingriff in dieTarifautonomie. Der Konf- 
likt mit den Gewerkschaften wird billigend 
in Kauf genommen, denn die Priorität von 
Rot-Grün i s t  die Vermittlung in Arbeit - 
heraus aus der staatlichen Unterstützung. 
Die neue sozialstaatliche Aktivierungsstrate- 
gie geht in eine Richtung,die in Amerika mit 
dem Slogan,,from welfare to work" verbun- 
den wird. 
Doch schauen wir uns das amerikanische 
Beispiel etwas genauer an. In den 90er Jah- 
ren führte die Regierung Clinton weit rei- 

Hartz IV und der Mindestlohn 
Eine wahre Vermittlungs-Revolution sollte 
mit den Hartz-Reformen losgetreten wer- 
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I Beschäftigungsquote bei einfachen Dienstleistungen (OECD ISIC6) 
+Abgabenlast auf 213 des lndustriearbeiterlohns 

den.Von einer Halbierung der Arbeitslosig- 
keit spricht heute freilich niemand mehr. 
Zwei Jahre nach der Vorlage des Hartz-Be- schaffung der Arbeitslosenhilfe.Auf die ALG chende Arbeitsmarktreformen durch. 
richts ist der Neuigkeitseffekt verbraucht Il-Empfänger soll ein hoher Druck zur Be- Damals wurde das Recht auf den Bezug von 
und die Bundesregierung arbeitet sich schäftigungsaufnahme ausgeübt werden. Sozialhilfe mit der Bedingung verknüpft, 
wieder an ihr altes Credo der Kostensenkung Jede nicht sittenwidrige Arbeit soll vermit- dass eine Arbeit ausgeübt wird. An die Stelle 
heran. Im Gespräch sind z.B. 1-Euro-Jobs für telbar sein. Es liegt auf der Hand, dass das von welfare (bedarfsgeprüfte Sozialleistun- 
Arbeitslose.Die zuletzt im Bündnis für Arbeit ortsübliche Lohnniveau dadurch von Seiten gen ohne Gegenleistung) tritt seitdem das 
verebbte Diskussion um den Ausbau des der staatlichen Arbeitsvermittlung unter Prinzip workfare (ebenfalls bedarfsgeprüfte 
Niedriglohnsektors kommt so wieder in Druck gerät. Damit grenzt die neuevermitt- Sozialleistungen neben der Arbeit).Mit dem 
Fahrt.Doch einige Unwägbarkeiten gibt es lungsstrategie an einen unausgesproche- so genannten Earned lncome Tax Credit 

(EITC) werden sozialstaatliche Leistungen als 
negative Einkommenssteuer für Geringver- 
diener ausgezahlt (Schelke, 2000). Die Ein- 

Toralf Pusch, 27 J., Diplom-Wirtschaftsmathematiker, Rostock, Mitarbeiter in einem Abgeordne- führung des EITC wurde in Amerika mit einer 
ten büro Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns 



verknüpft (preisbereinigt +17% im Zeitraum 
1989-1 997). Ziel war die Begrenzung des bei 
der Einführung des llTC unvermeidlichen 
Drucks auf die Löhne im Niedriglohnseg- 
ment der Wirtschaft. Ohne Mindestlohn 
wäre das EITC-System außerdem sehr hohen 
finanziellen Belastung ausgesetzt gewesen. 
Debattenanstöße für einen Niedriglohnsek- 
tor in Deutschland 
In der Bundesrepublik wurde ein EITC-System 
z.B.vom Ifo-Institut (Sinn 2004,5202) vorge- 
schlagen. Ein Mindestlohn ist  dabei nicht vor- 
gesehen. Auch im Bündnis für Arbeit gab es 
derartige Überlegungen (Fels et al 1999, S. 5); 
die Vorschläge konzentrierten sich aber auf 
eine Förderung von niedrig qualifizierten 
Dienstleistungen durch eine Subventionie- 
rung der Sozialversicherungsbeiträge (SV- 
Beiträge). Diese Subventionierung kann so- 
wohl beim Arbeitgeber- als auch beim Arbeit- 
nehmeranteil ansetzen, um Effekte bei Ar- 
beitsangebot und -nachfrage zu erzie1en.Z.B. 
konzentrierte sich das Mainzer Modell auf die 
Förderung des Arbeitnehmeranteils, um die 
Beschäftigung für Geringverdiener attraktiver 
zu gestalten. Neben der gezielten Förderung 
einer vom Arbeitsmarkt ausgegrenzten Grup- 
pe sollte so die Arbeitslosigkeit gesenkt wer- 
den. Im Zusammenhang mit der Einführung 
einer Gleitzone bei den Arbeitnehmerbeiträ- 
gen wurde das Mainzer Modell inzwischen 
eingestellt. 
In dem kürzlich erschienenen Buch „Die 
neue SPD" hat Fritz Scharpf einen etwas 
weiteren Blick auf die Dienstleistungspro- 
blematik geworfen. Der Wissenschaftler am 
Kölner Max-Planck-Institut für Gesell- 
schaftsforschung bringt das Beschäfti- 
gungsproblem Deutschlands auf eine po- 
puläre Formel: Hierzulande gäbe es so we- 
nig Beschäftigte im staatlichen Sektor wie 
in Amerika und so wenig Beschäftigte im 
Bereich der einfachen Dienstleistungen wie 
in Skandinavien (Scharpf 2004a, S. 97). So 
kommt es, dass unsere Gesamt-Beschäfti- 
gungsquote mit 66,7% deutlich niedriger 
ist als in den USA (70,4%) und in Schweden 
(72,8%). Die Beschäftigungsquote misst 
dabei den Anteil der Beschäftigten an den 
15-65-Jährigen. Indem wir uns nicht zwi- 
schen den Alternativen entscheiden oder 
etwa einen Mittelweg gehen, würden bei 
uns massiv Beschäftigungschancen für Ge- 
ringqualifizierte vergeben. Auf diesen Bei- 
trag von Scharpf soll hier etwas genauer 
eingegangen werden. 
Einfache Dienstleistungen erfordern keine 
besonders hohe Qualifikation und werden 
daher im allgemeinen auch nicht besonders 
hoch entlohnt. Länder mit einer hohen Be- 
schäftigungsquote im Bereich der einfachen 
Dienstleistungen haben nach Scharpf die Ge- 
meinsamkeit, dass sie die Belastung niedriger 
Löhne durch SV-Beiträge gering halten und 
relativ geringe Mehrwertsteuern auf das Pro- 
dukt aufschlagen (siehe Abb.). Eine Erbrin- 
gung der Dienstleistungen in Eigenregie er- 

scheint deswegen nicht so lukrativ,da sich die 
Kosten im wesentlichen an den Arbeitskosten 
orientieren. Es entsteht also zusätzliche Nach- 
frage nach einfachen Dienstleistungen. 
Scharpf strebt also eine Umfinanzierung des 
Sozialstaates auf Steuerbasis oder eine ver- 
minderte Beitragslast niedriger Löhne an.Als 
ersten Schritt in diese Richtung schlägt er die 
Einführung einer steuerfinanzierten Grund- 
rente vor. Nachdem die Bundesregierung 
aber gerade erst mit Verve die Einkommens- 
steuern abgesenkt hat,scheint dieser Weg ab- 
geschnitten zu sein. In einem anderen Artikel 
(Scharpf 2004b) wird daher die Erhöhung der 
,,Ergänzungsabgabe zur Einkommenssteuer" 
empfohlen,die keiner zustimmung des Bun- 
desrats bedarf. Mit den zusätzlichen Mitteln 
sollen dann Freibeträge bei der Sozialversi- 
cherung finanziert werden. 
Die Argumente für einen Zusammenhang 
von SV-Beiträgen und einfachen Dienstleis- 
tungen haben eine gewisse Plausibilität. 
Gegen die von Scharpf vorgebrachten em- 
pirischen Belege gibt es jedoch einige Ein- 
wände. So muss beim Vergleich der Be- 
schäftigungsquoten innerhalb Europas die 
internationale Arbeitsteilung berücksich- 
tigt werden. Z.B. erbringen die südeuropäi- 
schen Staaten viele Tourismusdienstleis- 
tungen und haben gleichzeitig aufgrund 
ihrer bescheidenen Sozialstaaten geringe 
SV-Beiträge (Bosch 2003). Auch der Einfluss 
unterschiedlichen Teilzeitquoten kann die 
Ergebnisse verzerren.So hatten z.B.die häu- 
fig hervorgehobenen Niederlande im Jahr 
1999 mit 50,4% eine deutlich höhere Be- 
schäftigungsquote im Dienstleistungsbe- 
reich als Westdeutschland mit 41,6%. Ser- 
vicewüste Deutschland - könnte man mei- 
nen. Doch die Normierung auf die Arbeits- 
zeit zeigt ein anderes Bild. In den Niederlan- 
den war die durchschnittliche Dienstleis- 
tungs-Arbeitszeit pro Kopf der Erwerbsper- 
sonen mit 16,2 Wochenstunden nur leicht 
höher als in Westdeutschland mit 15 Stun- 
den pro Woche. 
Ergebnisse einer Simulationsstudie des WS1 
Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli- 
che Institut der Hans-Böckler-Stiftung (WSI) 
hat in seinem Standortbericht 2004 ver- 
schiedene Varianten der Umfinanzierung 
des Sozialstaats simuliert (Hein et al, 2004). 
Dabei ging es um die nicht durch Beiträge 
gedeckten Leistungen, für das Jahr 2002 
sind das 60 Mrd.£. Betrachtet wurden Vari- 
anten mit einer Umfinanzierung auf Basis 
von: Umsatzsteuern, Ökosteuern sowie Ge- 
winn- und Vermögenssteuern. 
Am deutlichsten fallen die positiven Be- 
schäftigungseffekte bei den Varianten 2 und 
3 aus.Arbeitsplatzgewinnen in Höhe von ca. 
800.000 in der 5-Jahres-Frist steht ein lang- 
fristiger Zugewinn von ca.200.000 (Gewinn- 
und Vermögenssteuern) und 100.000 (Öko- 
steuern) gegenüber. Wie nach den obigen 
Argumenten nahe liegt, schneidet die Erhö- 
hung der Umsatzsteuer deutlich schlechter 

ab. Mit Ca. 200.000 Arbeitsplätzen ist der Zu- 
gewinn in der kurzen Frist geringer. Langfris- 
tig ist sogar mit einem Arbeitsplatzverlust 
von ca. 700.000 zu rechnen. 
Die Ergebnisse der WSI-Studie stehen im Ein- 
klang mit den obigen Argumenten über die 
Beschäftigungswirksamkeit niedriger SV- 
Beiträge und Mehrwertsteuersätze. Sicher- 
lich lassen sich auch andere Argumente für 
den Beschäftigungsaufbau ins Feld führen, 
wie beispielsweise die regressive Vertei- 
lungswirkung von Umsatzsteuern.Verwun- 
derlich ist angesichts dieser Zahlen 
allerdings die Reaktion des DGB auf die Stu- 
die. lm Einblick 13/04 lautet die Zusammen- 
fassung der Forschungsergebnisse des ge- 
werkschaftsnahen Instituts:,,Sozialversiche- 
rung: Steuerfinanzierung bringt kaum Ar- 
beitsplätze". Vor dem Hintergrund eines 
häufig vorgebrachten Urteils über die Ge- 
werkschaften, nach dem sie sich nur für die 
Interessen der ,,Arbeitsplatzbesitzer" oder 
,,Insideru einsetzten, erscheint diese Haltung 
als besonders generös. 

Niedriglohnsektor und Dritter Weg 
Es soll hier gar nicht bestritten werden,dass ein 
Niedriglohnsektor nicht unter speziellen Prä- 
missen ein möglicher Weg zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit sein kann. Die Befürworter 
einer solchen Strategie sollten sich aber 
darüber im Klaren sein,dass damit die Gefahr 
einer Verfestigung gesellschaftlicher Spaltun- 
gen verbunden ist. Wie verträgt sich dies mit 
den Wertehaltungen bei dem noch immerge- 
wichtigen politischen Akteur der Sozialdemo- 
kratie? Hier ist ein Blick auf die derzeitige Pro- 
grammdebatte in der SPD angebracht. 
Einer der Vordenker der jüngeren sozialde- 
mokratischen Programmatik ist der engli- 
sche Soziologe Anthony Giddens.ln seinem 
1999 erschienen Buch,,Der dritte Weg" voll- 
zieht er eine entscheidende Wandlung im 
sozialdemokratischen Gerechtigkeitsbe- 
griff. Gerechtigkeit soll nicht mehr wie frü- 
her etwas mit Umverteilung zu tun haben. 
Entscheidend ist für Giddens nicht eine,,ge- 
rechte" materielle Verteilung sondern die 
lnklusion in die Gesellschaft. In einer Ar- 
beitsgesellschaft wird Inklusion vor allem 
über den Arbeitsmarkt gewährleistet:,,Um 
die unfreiwillige Exklusion aufzuheben, ist 
eine wirkliche Integration in den Arbeits- 
markt erforderlich ..." (Giddens 1999, S. 129) 
Für Giddens ist der umverteilende Sozial- 
staat dabei eher ein Hindernis,denn dieser 
hätte die freiwillige Exklusion erst geschaf- 
fen. An Stelle der materiellen Umverteilung 
fordert er den ,,Sozialinvestitionsstaat" 
(ebd., S. 137), der das Humankapital fördert, 
um zu einer Umverteilung der Chancen zu 
kommen. 
Auch für die Netzwerker um Sigmar Gabriel 
und Ute Vogt bilden Lebenschancen einen 
zentralen Bezugspunkt.So heißt es in ihrem 
lmpulspapier zur SPD-Programmdebatte: 
,,Es geht um gleiche Startchancen ... das ist 
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fair. Was aber, wenn das nicht reicht, weil 
später im Leben -etwa durch Arbeitslosig- 
keit - Bedingungen eintreten,die zunichte 
machen, was der Einzelne aus seinen Start- 
chancen gemacht hatte? Es muss also um 
gleiche Lebenschancen gehen." (FES 2004, 
S. 307). Wie die SPD-Spitze sind die Netz- 
werker zu einer engen Auslegung der Zu- 
mutbarkeitskriterien bereit. Es,,ist jede Ar- 
beit, die zur Unabhängigkeit von Sozialleis- 
tungen führt und ein eigenverantwortli- 
ches Leben ermöglicht, eher zumutbar als 
Arbeitslosigkeit." (ebd., S. 326) Gleichzeitig 
wird aber damit die Forderung nach einem 
gesetzlichen Mindestlohn verbunden. Die 
Gefahr einer gesellschaftlichen Spaltung 
durch große Unterschiede in der Verteilung 
wurde also erkannt. 
Die starke Betonung der sozial investiven 
und präventiv wirkenden Rolle des Staates 
müsste die Netzwerker eigentlich zu weite- 
ren kritischen Punkten einer strikten Inklusi- 
onsstrategie führen. Bereits heute ist es 
beispielsweise so, dass das familiäre Umfeld 
erhebliche Auswirkungen auf die Startchan- 
cen in der Gesellschaft hat.Als eine der Netz- 
werkerinnen weist Nina Hauer in der Berliner 
Republikauf Familien in der dritten Sozialhil- 
fegeneration hin und stellt die Frage:,,lst es 
nicht so,dass die Lebenschancen bei uns un- 
gleich und ungerecht verteilt sind?" (Hauer 
2004,555). Unter dem Stichwort,,Bildungs- 
trichter" wird ein Phänomen zusammenge- 
fasst, nach dem bspw. im Jahr 1996 von 100 
Kindern aus sozial schwachen Familien nur 
33 den Abschluss einer hochschulführenden 
Schule erreichten,von denen wiederum nur 
8 tatsächlich eine Hochschule besuchten 
(,,Der Matthäus-Effekt", horizonte Nr.7).Wird 
bei einem Auseinanderdriften oder einer 
Drittelung der Gesellschaft nicht gegenge- 
steuert, so droht eine Verfestigung der ge- 
sellschaftlichen Spaltung über Generatio- 
nen hinweg. Bei einer konsequenten Förde- 
rung von Lebenschancen müsste es für die 
Netzwerker daher eigentlich heißen:,,Will- 
kommen im skandinavischen Sozialstaat!" 
Gerade dem Bildungssektor käme dabei 
eine besondere Bedeutung zu, denn nichts 
entscheidet bei uns so sehr über die Lauf- 
bahn eines Kindes wie das Elternhaus, in das 
es hineingeboren wird. 
Die Bildungsexpansion i s t  freilich nicht in 
einem Kostensenkungsszenario zu haben 
- an diesem Punkt wird unmittelbar der 
Ausbau hoch qualifizierter staatlicher 
Dienstleistungen erforderlich. Insofern 
stellt eine konsequente Politik der Lebens- 
chancen vielleicht doch einen Fortschritt 
gegenüber der Rot-Grünen Beliebigkeit 
dar. Unter den Forderungen der Netzwer- 
ker findet sich z.B. der Punkt:,,Langfristig 
muss die vorschulische Bildung kostenfrei 
werden." (FES 2004, S. 330) Gleichzeitig 
wird hier aber eine Handlungsbeschrän- 
kung deutlich. Schließlich waren zwei der 
Rot-Grünen Kernprojekte im Regierungs- 
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Grün 
Sofern man der Bundesregierung noch eine 
Strategie zutraut, sollte auch die Frage nach 
dem weiteren Sinn eines Mindestlohnes er- 
laubt sein.Die Debatte scheint vor dem Hinter- 
grund der deutschen Arbeitsmarktreformen 
eine doppelte Funktion zu haben.Sicher ist  die 
Besänftigung der Gewerkschaften im Zusam- 
menhang mit Hartz IV ein Motiv. Diese stem- 
men sich teilweise dagegen - mit Verweis auf 
dieTarifautonomie.Bei der derzeitigen Öffentli- 
chen Meinung über die Gewerkschaften müs- 
sen solche Ängste sicher ernst genommen 
werden.lndes wäre die Einführung eines Min- 
destlohnes nicht zwangsläufig gegen diever- 
handlungsstärke der Gewerkschaften gerich- 
tet. Der deutsche Arbeitsmarkt ist in Teilberei- 
chen bereits heute durch Lohndumping ge- 
kennzeichnet (daher auch die freiwillige Min- 
destlohnregelung im Baubereich). Diese Ent- 
wicklung spielt sich außerhalb der Reichweite 
gewerkschaftlicher Tarifpolitik ab. Sicher wäre 
es nicht zum Nachteil der Gewerkschaften, 
wenn diese Spirale nach unten gestoppt wür- 
de. 
Tatsächlich ergeben sich aus meiner Sicht 
weitere Optionen, um Hartz IV zum Erfolg 
für die Arbeitslosenstatistik zu machen. So 
könnten bei einem Mindestlohn von Ca. 5./ 
Stunde Arbeitslose gezielt in die von der 
Bundesregierung eingeführten Midijobs 
(Gehaltsklasse zwischen 400 und 800 . 
brutto) gedrängt werden. Bei einer Teilzeit- 
beschäftigung würde die Entlohnung in 
der Nähe des ALG II liegen. Die Midijobs 
sind wegen ihrer vergleichsweise geringen 
Abgabenbelastung attraktiv und könnten 
verstärkt in Konkurrenz zu den ca.8 Mio. Mi- 
nijobs (Verdienst bis 400.) treten. Für die Ar- 
beitsmarktstatistik haben die Minijobs 
nämlich einen Nachteil: Sie können kein 
Auskommen sichern und werden häufig als 
Nebenbeschäftigung betrieben (bei einem 
Sozialhilfe-Regelsatz von Ca. 300 . dürften 
auch die 4,4 Mio.ausschließlich geringfügig 
Beschäftigten größtenteils über zusätzliche 
Geldquellen verfügen). Daher könnte ein 
erhöhter Anteil von Midijobs zu einer Ent- 
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lastung der Arbeitsmarktstatistik führen. 
Als schleichender Einstieg in eine Niedrig- 
lohn-Strategie können auch die neuen Zu- 
verdienstmöglichkeiten für ALG Il-Empfän- 
ger angesehen werden. Künftig darf dieser 
Personenkreis 15%-30% des Zuverdienstes 
zum ALG II für sich behalten. Der maximale 
Selbstbehalt von 30% ist im Einkommensbe- 
reich von 400 bis 900. angesiedelt, was sich 
ziemlich genau mit dem Gehaltsbereich der 
Midijobs deckt. ALG Il-Empfängern wird also 
der Teilzeit- und/oder Niedriglohnbereich 
schmackhaft gemacht.Sollteder Ausbau des 
deutschen Niedriglohnsektors tatsächlich 
vor allem auf den Gehaltsbereich um 800 
zielen, so käme sehr viel darauf an, welche 
weitere Perspektive den davon betroffenen 
Menschen geboten wird.Anders formuliert: 
welche Aufstiegschancen werden Midijob- 
ber haben und wie steht es um die Zukunfts- 
chancen ihrer Kinder? Würde hier alles dem 
Markt überlassen, so wäre es um die Mehr- 
heitsfähigkeit auch dieses neu-sozialdemo- 
kratischen politischen Entwurfs schlecht be- 
stellt. SPW 5 I 2004 
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Es gibt keine sozial gerechten 
Studiengebü hren 
Von Thilo Scholz 

Die Wirkungsweise von Studiengebühren 
auf die sozialen Milieus von Wohlfahrts- 
staaten 

Durch die Klage einiger unionsge- 
führter Bundesländer vor dem Bundesver- 
fassungsgerichts zur Zulässigkeit des Studi- 
engebührenverbots durch das Hochschul- 
rahmengesetz (HRG) hat dieses Thema 
wieder Eingang in die öffentliche Debatte 
gefunden. In der Folge soll nach den Auswir- 
kungen von Studiengebühren auf die sozia- 
le Zusammensetzung bei den Studierenden 
geforscht werden. Um dieses leisten zu kön- 
nen, sollen zwei theoretische Grundkonzep- 
tionen zur Sozialanalyse Anwendung finden, 
die vorab vereinfacht angerissen werden: (I) 
Die ,,Drei Welten der Wohlfahrt" des däni- 
schen Soziologen Göran Esping-Andersen 
und Wolfgang Merkels geben Einblick in die 
Organisationsformen von Sozialstaaten. (11) 
Der Milieuansatz von Pierre Bourdieu und 
Michael Vester (siehe bspw. spw 129, S. 16f.) 
fächert innerhalb der Sozialstaaten die ge- 
sellschaftlichen Gruppen und ihre (Bildungs- 
) Strategien auf. 

(I) Studiengebühren in den drei Wohl- 
fahrtsstaatstypen 
1. Der skandinavisch-sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaat: Dieser Staatstypus sichert 
seine Bürgerlnnen egalitär und solidarisch 
ab,setzt auf staatliche Regulierung und eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik, finanziert seine 
Sozialleistungen zumeist über Steuern,ver- 
fügt über ein solidarisches Gesamtschulsys- 
tem und erhebt keinerlei Studiengebühren. 
Zu dieser Staatengruppe gehören Norwe- 
gen, Schweden, Finnland und Dänemark. 
2. Der angelsächsisch-liberale Wohlfahrts- 
staat: Lediglich rudimentäre Absicherung 
der Bürgerlnnen in extremen Notlagen 
(,,Selbsthilfeu), das Fürsorgesystem kompen- 
siert nur die Auswüchse des Marktes, der die 
Zentralinstanz bildet. Der Arbeitsmarkt ist 
dereguliert und die Politik setzt auf laissez- 
faire. Das Schulsystem besteht aus - teils 
konkurrierenden - Gesamtschulen, die Stu- 
diengebühren sind oft hoch bis sehr hoch, 
werden aber nach unterschiedlichen Prinzi- 
pien erhoben. Bekannte Staaten dieses Ty- 
pus sind Großbritannien, die USA, Kanada, 
Australien und Neuseeland. 
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3. Der kontinentaleuropäisch-konservative 
Wohlfahrtsstaat: Die paternalistische Sozial- 
versicherung zielt auf den Statuserhalt der 
Betroffenen. Die Selbstverwaltung der Sozi- 
alversicherung dominiert oftmals die Politik 
und wirkt gesellschaftlich segmentierend. 
Der Arbeitsmarkt ist für Arbeitslose tenden- 
ziell abgeschottet, die Frauenrollen sind 
besonders traditionell geprägt. Bezüglich 
der Studiengebühren agiert dieser Wohl- 
fahrtsstaatstypus uneinheitlich. Lehnt sich 
ein Großteil der Staaten an das skandinavi- 
sche steuerfinanzierte Hochschulwesen an 
(Frankreich, Italien, Deutschland u.a.), erhe- 
ben die Niederlande traditionell und Öster- 
reich seit 2001 vergleichsweise geringe Stu- 
diengebühren. 

(11) Die Bildungsstrategien der sozialen 
Milieus 
Die modernisierte Klassengesellschaft stellt 
lediglich ein vertikales Gesellschaftsmodell 
dar, in dem es die Ober-, die Mittel- und die 
Untersicht gibt. Um die ausdifferenzierte Ge- 
sellschaft im Sinne einer Klassenlandschaft 
beschreiben zu können, ist eine zusätzliche 
horizontale Differenzierungsachsen not- 
wendig. Diese beschreibt - neben der Macht 
in der vertikalen Achse - das kulturelle Kapi- 
tal der verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen,die in der Folge soziale Milieus ge- 
nannt werden. 
In der bundesdeutschen Gesellschaft sind - 
vereinfacht gesagt - zwölf dieser Milieus der 
alltäglichen Lebensführung vertreten. Sie 
unterscheiden sich in ihrem Habitus,in ihren 
Lebensbewältigungsstrategien oder ihrem 
Verantwortungsverständnis und unterteilen 
sich in drei Schichten. 
1. Die Oberschicht: Die drei Milieus der Ober- 
schicht - das Postmoderne Milieu (ca.5% der 
Bevölkerung),das Liberal-Intellektuelle Mili- 
eu (ca. 10%) und das Konservativ-Technokra- 
tische Milieu (ca. 10%) - umfassen in 
Deutschland rund ein Viertel der Menschen. 
Diese sind überdurchschnittlich gut gebildet 
und verfügen über viel Finanzkapital. 
2. Die Mittelschicht: In der Mittelschicht fin- 
den wir zwei große Milieulinien: DieTraditi- 
onslinie der Arbeitnehmerlnnen und die der 
Bürgerlichen. Dazu gesellt sich das ,,klassi- 
sche Jugendmilieu" der Hedonistlnnen. Alle 
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zusammen umfassen rund 64% der Bevölke- 
rung. 
Die Hedonistlnnen (ca. 11%) sind Jugendli- 
che,zumeist in ihrer Ausbildungsphase und 
somit in einer Art persönlichem Moratorium. 
Sieordnen sich im Regelfall später einem der 
anderen Milieu zu, oft dem elterlichen bzw. 
seiner teilmodernisierten Form. 
Die Arbeitnehmerlnnen-Traditionsline zer- 
fällt in drei Milieus (Traditionelles Arbeitneh- 
merlnnenmilieu mit Ca. 5%, Leistungsorien- 
tiertes Arbeitnehmerlnnenmilieu mit Ca. 
18% und Modernes Arbeitnehmermilieu mit 
ca. 7%). Diese Menschen handeln recht ei- 
genverantwortlich, grenzen sich von autori- 
tärem Verhalten ab und setzen stark auf Bil- 
dung zum Aufstieg. 
Die bürgerliche Traditionsline unterteilt sich 
in das Kleinbürgerliche Arbeitnehmerlnnen- 
milieu (ca. 15%) und das Moderne Bürgerli- 
che Milieu (ca. 8%). Diese gesellschaftliche 
Gruppe orientiert sich tendenziell an Autori- 
täten, verfügt über ein hierarchiegeprägtes 
Gesellschaftsdenken und setzt auf partielle 
Modernisierung der Bildung als Aufstiegsin- 
strument. Stärker jedoch setzt diese Gruppe 
auf Finanzkapital zum Statuserhalt bzw. - 
ausbau. 
3. Die Unterschicht: Die Unterschicht, die 
gemeinhin als Traditionslose Arbeitnehme- 
rlnnenmilieus bezeichnet wird, umfasst die 
Teilgruppen der Unangepassten, der Resig- 
nierten und der Statusorientierten. Diese Ca. 
11% der Gesellschaft umfassende Gruppe 
besitzt einen Habitus der Notwendigkeit, ist 
stark praktisch Veranlagt und auf Gelegen- 
heiten orientiert. Einem Vorwärtskommen 
durch Bildung misstraut diese Gruppe ten- 
denziell, das Abbrechen der Schule z.6. gilt 
hier oft aIs,,KavaIiersdelikt". 

Studiengebühren in den USA 
In den USA ist zwischen dem öffentlichen 
Hochschulwesen (zu 51% vom Staat finan- 
ziert) und dem privaten (10% öffentliche 
Mittel) zu unterscheiden. In den vergange- 
nen zehn Jahren stiegen die Studiengebüh- 
ren starkan,für die Familien aus den unteren 
sozialen Milieus hat sich der Prozentsatz ih- 
res Einkommens,das sie für das Studium ih- 
rer Kinder ausgeben müssen, von 13% auf 
26% verdoppelt. Die zusätzliche jährliche 
Verschuldung von dieser Studierenden- 
gruppe von auf 7.600 $ auf 13.000 $. 
Die Studiengebühren liegen bei rund 3.500 
$ per annum an einer staatlichen und Ca. 
15.000 bis 25.000 $ an einer Privathochschu- 



le. Die,,Nebenkostenn wie Wohnheimplätze 
verdoppeln im Regelfall die jährlichen Kos- 
ten für das Studium. 
Oft vergeben Hochschulen bei zwei gleich- 
qualifizierten Bewerberlnnen einen Studien- 
platz alleine nach dem zu erwartenden 
Spendenpotential der Eltern. Nur besonders 
benachteiligte Gruppen wie die Angehörige 
von Minderheiten oder sozial besonders 
Schwache erhalten Stipendien.Jedoch ging 
die Zahl der sozial schwachen Stipendiatln- 
nen in zehn Jahren von 79% auf 58% zurück. 
Der wachsende Anteil fließt in die Begabten- 
förderung unabhängig von der sozialen Be- 
dürftigkeit mit der Folge der Förderung von 
oberen Mittelsichts- und Oberschichtkin- 
dern, da diese im Regelfall die Besten ihrer 
Schulklassen sind. 
Dieses System reproduziert die Reichtums- 
verteilung der US-Gesellschaft. Die Ober- 
sicht hält offenbar die Eliteuniversitäten für 
sich alleine vor und frischt diese durch die 
Begabtesten aus Unter- und Mittelschicht 
auf. 
Da in den USA keine Berufsausbildung be- 
steht, übernehmen größtenteils die Hoch- 
schulen diese Aufgabe.Ohne ein Studium is t  
ein Aufstieg noch weniger möglich als in Ge- 
sellschaften mit beruflicher Ausbildung. Die 
US-Gesellschaft ist somit hochgradig stän- 
disch und abgeschottet. 

Studiengebühren in Australien 
Australien erhebt seit 15 Jahren nachgela- 
gerte Studiengebühren und gilt in 
Deutschland als Beispiel für sozial gerechte 
Studiengebühren.Australien weist ein rein 
staatliches Hochschulsystem auf. Die Zulas- 
sung der Studierenden erfolgt nach Kriteri- 
en ähnlich der ZVS. 20% der Hochschulein- 
nahmen resultieren aus Studiengebühren, 
der Rest besteht aus staatliche Zuschüssen 
und aus zumeist staatlichen Forschungs- 
aufträgen. 
Wie auch in den USA sind in Australien die 
Studiengebühren nach Fächern gestaffelt. 
Jedoch sind sie innerhalb eines Faches lan- 
desweit identisch und die Fächer werden zu 
Gruppen zusammengefasst: Die,,Billigstudi- 
engänge" wie Kunst, Sozialwissenschaften 
und Pädagogik kosten 2.000 Euro/Jahr, Fä- 
cher wie Naturwissenschaften, Informatik, 
Wirtschaftswissenschaften und die Ingeni- 
eurswissenschaften liegen bei 2.750 Eurol 
Jahr und Jura sowie Medizin bei 3.235 Eurol 
Jahr. Bei der Einführung lagen die Studien- 
gebühren pauschal bei 1.041 Euro im Jahr. 
Bei der Zahlung der Studiengebühren am 
Semesteranfang erhalten die Studierenden 
25% Rabatt. 
Seit wenigen Jahren dürfen Hochschulen bis 
zu 25% ihrer Studienplätze über die in den 
Zielvereinbarungen festgelegte Zahl anbie- 
ten und frei am Markt verkaufen. Für diese 
teureren und gewinnträchtigeren Studien- 
plätze senken die Hochschulen die Aufnah- 
mekriterien stark ab und ermöglichen somit 

Kindern aus zahlungskräftigen Familien ein 
Studium. 
Mit 37 Jahren hat der durchschnittliche aus- 
tralische Studierende sein Studiendarlehen 
abbezahlt;jedoch haben Männer ihre Darle- 
hen aufgrund des höheren Einkommens 
und der besseren Erwerbsquote sechs Jahre 
früher abbezahlt. Rund 7% der männlichen, 
aber 33% der weiblichen Hochschulabsol- 
ventlnnen haben ihr Darlehen - so eine 
Hochrechnung - mit 65 Jahren noch nicht 
zurückbezahlt und werden deshalb freige- 
stellt. Bei freiwilligen Rückzahlungen ge- 
währt der Staat 15% Rabatt. 
Für Studierende existiert ein staatliches Sti- 
pendienprogramm. Die Gewährung und die 
Höhe i s t  vom Elterneinkommen abhängig 
und ein Teil der Hilfen ist nach demselben 
Verfahren wie die Studiengebühren zurück- 
zuzahlen. 
Die Zahl der Studierenden in Australien i s t  
seit der Einführung der Studiengebühren 
stark angestiegen. Jedoch i s t  der Zuwachs 
von Studierenden alleine auf ausländische 
Studierende zurückzuführen. Der Anteil der 
australischen Studierenden ging von 86% 
1992 auf 75% 1997 bei den Neueinschrei- 
bungen zurück. Die Hochschulen werben als 
Anbieter wissenschaftlicher Dienstleistun- 
gen im Ausland aggressiv um zusätzliche 
Studierende. Das Werben um diese zah- 
lungskräftige Gruppe lässt ein geringes En- 
gagement der Hochschulen um einkom- 
mensschwache australische Studierende 
vermuten. 
Der Staat zog sich trotz anders lautender Be- 
kundungen bei der Studiengebührenein- 
führung mehr und mehr aus der Hochschul- 
finanzierung zurück. Die Regierung Australi- 
ens betont,die Studiengebühren hätten kei- 
nen Rückgang von Studierenden aus ein- 
kommensschwachen Familien zur Folge ge- 
habt, was den unterrepräsentierten Status 
dieser Gruppe fortschriebe. Unabhängige 
Forscherlnnen glauben sogar an einen Rück- 
gang dieser Gruppe und verweisen 
insbesondere auf die Weigerung der austra- 
lischen Regierung,eineStudie mit dieser Fra- 
gestellung in Auftrag zu geben. 

Studiengebühren in England und Schott- 
land 
Großbritannien weist zwei Studiengebüh- 
renmodelle auf. Während England, Wales 
und Nordirland sofort zu entrichtende Studi- 
engebühren aufweisen, herrscht in Schott- 
land das nachgelagerte Studiengebühren- 
modell vor. Es ist eine Auseinanderentwick- 
lung der beiden Wohlfahrtsstaats-Pfadmo- 
delle von Schottland auf der einen und dem 
Rest Großbritanniens auf der anderen Seite 
zu beobachten. Offenkundig lehnt sich das 
LabourILiberal-regierte Schottland bei sei- 
ner Ausgestaltung von Sozial-, aber auch 
von Schul- und Hochschulpolitik stärker an 
das sozialdemokratisch-skandinavische Mo- 
dell an, während die anderen Landesteile 

trotz einer Labourregierung die Marktöff- 
nung aller Lebensbereiche im Sinne des 
(neo-) liberalen Wohlfahrtsstaats voran trei- 
ben. 
In England betrugen die Studiengebühren 
2003 rund 1.650 Euro im Jahr,im Januar 2004 
verabschiedete das britische Parlament mit 
knappster Mehrheit eine Erhöhung der Ge- 
bühren. Demnach können die Hochschulen 
die Höhe künftig selber festlegen und bis zu 
4.800 Euro/Jahr verlangen,ab dem Jahr 2007 
sogar bis zu 12.000 Euro/Jahr. Diese Gebüh- 
ren sollen künftig nach schottischemVorbild 
nachgelagert erhoben werden. 
Die finanziellen Zuschüsse an die Studieren- 
den sind seit dem Jahr 1999 in Darlehen um- 
gewandelt worden; besonders Bedürftige 
erhalten 25% ihres Darlehens weiterhin aus 
Zuschuss. 
Seit 2001 zahlen die schottischen Studieren- 
den nachgelagerte Studiengebühren. Die 
nachgelagerten Studiengebühren liegen für 
das gesamte Studium bei 3.075 Euro,die an 
einen Bildungsfonds zurückzuzahlen sind. 
Die finanzielle Belastung der schottischen 
Studierenden ist somit ungleich geringer als 
die der restlichen britischen Studierenden. 
Die Studierendenzahlen stiegen in Schott- 
land in den vergangenen Jahren stark (zwi- 
schen 5 und 10% Zuwachs pro Jahr seit 
1999), während im restlichen Land nur ein 
leichter Zuwachs zu beobachten ist (zwi- 
schen 1,6 und 2,3% seit 1999). 
Im Vergleich ist festzuhaken, das der Ab- 
schreckungseffekt durch die vergleichs- 
weise niedrigen und nachgelagerten Ge- 
bühren sowie die zinsfreien Darlehen zur Le- 
benshaltung relativ gering ist. Schottland 
schöpft damit seine Begabungsreserven 
deutlich besser aus als England, Wales und 
Nordirland.Wie sich die radikale Gebühren- 
erhöhung auf das Studierendenverhalten 
auswirkt und ob bzw. wie diese Erhöhung 
auch in Schottland umgesetzt wird, bleibt 
abzuwarten. 

Studiengebühren in Österreich 
Die österreichische Regierung führte Studi- 
engebühren von 730 Euro pro Jahr ein. In 
den folgenden Monaten brachen die Studie- 
rendenzahlen erheblich ein: - 19,5% bei al- 
len Studierenden.Zwar rechnete die Regie- 
rung mit einem Rückgang, da vielen Studie- 
renden ein rein formales Einschreiben zur Er- 
langung von Vorteilen durch den sozialen 
Status eines Studierenden unterstellt wurde. 
Auch bei den Neueinschreibung ging die Zahl 
um 14,9%zurück.In den Jahren vor der Einfüh- 
rung der Studiengebühren stieg die Zahl der 
Erstsemester jährlich um 8% an. Rund 20% der 
Studierenden bleiben aus sozialen Gründen 
von den Studiengebühren ausgenommen. 
Aufgrund der kurzen Phase seit der Einfüh- 
rung der Gebühren existieren keine Studi- 
en über die sozialen Folgen. Der Bildungs- 
experte Nagel stellt jedoch zum Studieren- 
denrückgang fest: .Die Vermutung liegt 
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nahe,dass es sich dabei eher um bildungs- 
ferne Schichten, häufig ohne Reifeprüfung, 
handelt. Der Rückgang [der Erstsemester 
dieser Gruppe] dürfte rund 34% betragen. 
[...I In dieser Gruppe ist der Rückgang bei 
den Frauen deutlich größer als bei den 
Männern und beträgt 44%." Da im Jahr 
1996 entscheidende Einsparungen bei der 
Studierendenförderung vorgenommen 
wurden, liegt die Vermutung in der Tat 
nahe, besonders Jugendliche aus Arbeite- 
rlnnenhaushalten und aus Haushalten mit  
geringem Bildungsniveau blieben den 
Hochschulen fern. 

Studiengebühren als Reproduktions- 
mechanismus der Klassengesellschaft 
Die Erfahrungen aus anderen Staaten mit 
Studiengebühren besagen, dass die Studie- 
rendenquote in Deutschland im Einfüh- 
rungsfall nicht automatisch sinken muss. Je- 
doch ist bei der Einführung von Studienge- 
bühren in dem einzigen Land (Österreich) 
mit einem dualen Berufsausbildungssystem 
ähnlich dem bundesdeutschen die Studie- 
rendenquote starkgesunken,weiI eine Alter- 
native zum Studium bestand und die Milieus 
ihre Bildungsstrategien schnell und konse- 
quent umstellten. 
In anderen Staaten mit Studiengebühren ist 
ein Studium aufgrund der fehlenden berufli- 
chen Bildung unverzichtbar (z.B. USA, GB, 
Australien) .Aber auch dort gibt es Unter- 
schiede beim Studierendenverhalten: In den 
USA beispielsweise bleibt die Oberschicht in 
den Eliteuniversitäten unter sich und für die 
Angehörigen der Unterschicht bleiben im 
Studienfall die schlecht gerankten staatli- 
chen Hochschulen. 
Im stets als Vorbild gepriesenen Australien 
sank die absolute und relative Studierenden- 

quote von Australierlnnen. Insbesondere die 
Angehörigen der unteren Milieus werden 
verdrängt;die Frauenbenachteiligung in die- 
sem System ist besonders gravierend. 

Prognose der sozialen Auswirkungen von 
Studiengebühren in Deutschland 
Zur Ausschöpfung von Begabungsreserven 
eines Staates muss dieser ein Bildungssys- 
tem entwickeln, das die Bildungsstrategien 
aller Milieus einbindet. Das gegliederte 
Schulwesen in seiner überkommenen Art re- 
präsentiert eine alte Form der drei gesell- 
schaftlichen Schichten, die heute erstens in 
dieser Zusammensetzung und zweitens in 
den ursprünglich gegebenen Größenver- 
hältnissen nicht mehr existieren. 
Die Veränderungen seit den Bildungsrefor- 
men Ende der 1960er Jahre haben viele Bil- 
dungschancen eröffnet. Studiengebühren 
sind eine Möglichkeit,das Hochschulwesen 
im Sinne der herrschenden Oberklasse zu- 
rückzuerobern. Über Stipendien können an- 
gepasste Aufsteigerlnnen aus der Mittel- 
und Unterklasse in das Gesellschaftssystem 
integriert und somit eine scheinbare Durch- 
lässigkeit simuliert werden. 
Von einigen sozialen Milieus ist ihre Bil- 
dungsskepsis bekannt. Besonders be- 
stimmteTeile des Kleinbürgerlichen Arbeit- 
nehmermilieus werden ein gebühren- 
pflichtiges Studium ihrer Kinder genau un- 
ter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten abwä- 
gen und ihre Bildungsstrategien darauf 
umstellen. In diesem Milieu ist ein deutli- 
cher Rückgang der Studierendenzahl zu er- 
warten und ggf.ein Umschwenken in Berei- 
che der höheren beruflichen Bildung (Meis- 
terschulen etc.); zumal Verschuldung für 
dieses Milieu etwas ausgesprochen,,unan- 
ständiges" ist. 

Auch andere Angehörige der ,,praktischen 
Intelligenz" wie aus dem Traditionellen Ar- 
beitnehmermilieu könnten sich in ihrer 
Skepsis gegenüber,,denen da oben" bestä- 
tigt sehen und ihre Kinder auf,,solide Berufe" 
orientieren,anstatt sich in das Wagnis eines 
teuren Studiums zu begeben. 
Für Deutschland sind deshalb folgende Annah- 
men wahrscheinlich:DieZahl der Studierenden 
aus der Unterschicht und der unteren Hälfte der 
Mittelschicht sinkt deutlich ab. Diese Gruppe 
konzentriert sich künftig auf das Berufsausbil- 
dungssystem.Je nach Art der Studiengebühren 
wird bei fachspezifischen Studiengebühren ver- 
mutlich diese Gruppe bestimmte Fächer nicht 
mehr auswählen, Studiengänge mit längerer 
Ausbildungsdauer meiden etc. 
Die Obersicht dagegen setzt im verstärken 
Maße auf ein Studium. Durch das Wegblei- 
ben von Studierenden aus der Mittel- und 
Unterschicht steigen die Berufschancen 
deutlich an. Die Selbstrekrutierung dieser 
Gruppe wäre wieder hergestellt. 
Frauen würden noch stärker als bisher be- 
nachteiligt. Nicht nur ihr Anteil an den Stu- 
dierenden (siehe Österreich) dürfte abneh- 
men - insbesondere bei einer Herkunft aus 
den sozial schwächeren Milieus. Auch wür- 
den die noch studierenden Frauen weiterhin 
in traditionelle Studiengänge gezwungen, 
da dieses zugleich die finanziell günstigen 
sind (siehe die Erfahrungen aus Australien), 
insbesondere bei einer Herkunft aus der bür- 
gerlichen Traditionslinie. Anzunehmen, Stu- 
diengebühren führten innerhalb der Studie- 
rendenschaft nicht zu einer grundlegenden 
Veränderung der sozialen Zusammenset- 
zung zugunsten der Obersicht und zu weni- 
ger weiblichen Studierenden, ist entweder 
naiv oder politisch im Sinne der Obersicht 
motiviert. SPW s 12004 

Wachstum ist möglich! 
spw-Jahrestagung/lnnovationswochenende Jusos NRW 

am Samstag, 1 3.1 1.2004, in Dortmund, DASA 
9.45 Uhr Begrüßung durch Jusos NRW und Horst Peter,Vors.spw-Arbeitsausschuss 
10.00 Uhr Impulsreferat,,Politik: Wolfram Kuschke,Staatsminister in der Staatskanzlei NRW 

Industrie- und Wachstumspolitik am Beispiel NRW 
10.45 Uhr Impulsreferat:,,Wissenschaft": Dr. Klaus Dorre, FlAB Recklinghausen 

Regionale Cluster, globaler Wettbewerb und Beschäftigung 
11.30 Uhr Diskussion zu den Referaten 
12.30 Uhr Mittagspause 
13.30 Uhr Arbeitsgruppen: 

(1) Medienwirtschaft (2) Produktionsnahe Dienstleistungen 
(3) Logistik und Güterverkehr (4) Gesundheitsdienstleistung - Gesundheitsindustrie, 
(5) Energiewirtschaft 

15.30 Uhr Streitgespräch: Neues Wachstum - neue Jobs - neue Qualifikation 
Axel Horstmann, Minister für Verkehr, Energie und Landesplanung des Landes Nordrhein-Westfalen (angefragt) 
Alexander Bercht, Juso-Landesvorsitzender NRW 

Infos und Anmeldungen bitte an: Jusos in  der SPD Nordrhein-Westfalen, Kavalleriestraße 16/111,40213 Düsseldorf, info@jusos-nrw.de 
oder an jahrestagung@spw.de. 



Die Konsensfalle 

Thomas Darnstädt, Die Konsensfalle - Wie 
das Grundgesetz Reformen blockiert, Mün- 
chen, 2004, 188 Seiten, 

Die Kritik am Grundgesetz ist so alt wie die 
Verfassung selbst. In den letzten Jahren 
konzentrierte sich die öffentliche Debatte 
vor allem auf zwei Themen: Die Diskussion 
über den Einfluss von Parteien und Verbän- 
den auf staatliche Entscheidungen (Stich- 
wort:,,Der Staat als Beute"), sowie eine eher 
allgemeine Debatte über die Fähigkeit oder 
Unfähigkeit des politischen Systems, die 
wichtigsten Zukunftsprobleme des Landes 
(Rente, Arbeitslosigkeit, Gesundheit, usw.) 
zu Lösen. Als Grund dafür wird zunehmend 
die verwickelte Kompetenzverteilung zwi- 
schen dem Bund und den Ländern in den 
Blick genommen. Zumeist ausgespart 
bleibt die Frage, welche Wirkungsmöglich- 
keiten nationalstaatliche Verfassungsord- 
nungen im Kontext einer stetig fortschrei- 
tenden ökonomischen und politischen In- 
tegration in Rahmen der EU und anderer in- 
ternationaler Organisationen wie der WTO 
bleiben. 
In der die Arbeit der im Jahr 2003 einge- 
setzten Kommission zur Reform des Föde- 
ralismus begleitenden Diskussion finden 
zunehmend Stimmen gehör, die einem 
kompletten Umbruch der Verfassung un- 
ter ökonomistischen Vorzeichen das Wort 
reden. In diesen Kontext gehört auch das 
Buch „Die Konsensfalle" des,,Spiegelu-Au- 
toren Thomas Darnstädt. Kernforderung 
des Buches: Die Bundesländer sollen in ei- 
nen,,scharfen Wettbewerb" untereinander 
treten. 
Begründet wird diese Forderung einmal 
mit dem Verweis auf die Bürokratie der 16 
Bundesländer, deren Koordinationsbedarf 
stets zu einer Einigung auf dem kleinsten 
gemeinsamen Nenner führe. Daneben wird 
vor allem der Einfluss des Bundesrates als 
ein mit Vertretern der Landesregierungen 
bestücktes Gremium auf Entscheidungen 
des Bundes kritisiert, die keinen wirklichen 
Bezug zu Belangen der Länder aufweisen, 
und letztendlich politischen Stillstand pro- 
duzierten. Das Land befinde sich damit in 
der,,Konsens-Falle". 
Vorbild für eine Neuordnung der Kompe- 
tenzen zwischen Bund und Ländern soll un- 
ter Berufung auf den Deutschland-Chef der 
Unternehmensberatung McKinsey, Jürgen 
Kluge, die ,,Entscheidungsstruktur großer 
Unternehmen" sein: Die grundsätzliche 
Entscheidungsbefugnis solle beim Bund 
liegen, und nur Bereiche, die keiner Lösung 
auf zentraler Ebene bedürften sollten auf 
Ebene der Länder entschieden werden. In 
welche Richtung diese Aufteilung dann in 
der Praxis gehen soll, wird schnell deutlich: 
Ländersache sollten vor allem jene Kom- 

petenzen werden, die einen kompromiss- 
losen Wettbewerb zwischen den Ländern 
um die Ansiedlung von Unternehmen er- 
möglichen. Der internationale ,,Standort- 
wettbewerb" soll damit auf die Ebene der 
Bundesländer übertragen werden. Würde 
dem armen Bundesland A beispielsweise 
die Möglichkeit eröffnet, die Steuern für 
Unternehmen oder auch die Einkommens- 
steuer zu senken, würde dies zum einen 
Land A neue Arbeitsplätze zuführen, zum 
anderen aber auch Land B - aus dem die 
Arbeitsplätze abgewandert sind -zu neu- 
en Leistungen anspornen. Das in einer sol- 
chen Vorstellung auch für Instrumente wie 
den Länderfinanzausgleich kein Platz 
mehr ist, leuchtet ein. Die,,Gleichmachereiu 
lähme durch den Abfluss von Finanzmit- 
teln die ,,Starkenn, und auch zugleich die 
,,Schwachen", da der Leidensdruck so nie 
das für entschlossene Lösungen notwen- 
dige Niveau erreiche. Die europäische Ebe- 
ne taucht in den Überlegungen des Auto- 
ren lediglich als (nicht belegter) Nachweis 
größerer Effizienz bei der politischen Ent- 
scheidungsfindung auf. Die Frage, wie sich 
seine Vorschläge in den Rahmen einer en- 
ger werdenden politischen Integration in 
der EU einordnen lassen, beantwortet er 
nicht. 
Weiteres Übel des politischen Systems sei- 
en die Parteien.Sie hätten sich zuviel Macht 
aufgeladen, und zudem würden sie mit 
dem parlamentari- 

setzes in eine Schieflage geraten ist, nicht 
erst seit der Posse um das Zuwanderungs- 
gesetz im Jahr 2002 deutlich geworden. Ein 
durch die grundgesetzliche Kompetenzver- 
teilung erzwungener Wettbewerb zwi- 
schen den Ländern wird aber zwangsläufig 
zu einem sozialpolitischen,,Race to the Bot- 
tom" führen. 
Entscheidungen der Landesregierungen fi- 
nanz- und wirtschaftsstarker Bundesländer 
hätten unmittelbare Auswirkungen auf 
schwächere Länder. Zugleich blieben sol- 
che Entscheidungen aber dem politischen 
Einfluss der jeweiligen Wählerinnen und 
Wähler der übrigen Bundesländer entzo- 
gen. Damit könnte sich fortsetzen, was auf 
internationaler Ebene Realität ist: Die Ent- 
scheidungen großer industrialisierter Staa- 
ten haben unmittelbare Auswirkungen auf 
Wirtschaft und Gesellschaft einer Vielzahl 
weiterer Staaten, ohne dass diese Mitwir- 
kungsmöglichkeiten bei der Entschei- 
dungsfindung besitzen. 
Die Diskussion um eine Reform der bundes- 
staatlichen Ordnung in Deutschland i s t  nö- 
tig. Leitmaxime kann dabei nur sein, Mög- 
lichkeiten zu einer solidarischen Politik zu 
ermöglichen. Eine Diskussion, die die inter- 
nationale Dimension wirtschaftlicher und 
politischer Verflechtung ignoriert wird zu 
kurz springen und scheitern. 

Thilo Scholle (Lünen) 

me verhindern. Nö- I 1 
t ig sei eine Stärkung 
der Exekutive, die 
eine Legitimation 
unanhängig vom 
Parlament erhalten 
müsse - 
beispielsweise durch 
die Direktwahl des 
Bundeskanz le rs .  
Letztendlich geraten 
Darnstädts Ausfüh- 
rungen in die Nähe 
dezisionistischer Po- 
litikkonzepte. Die 
politische Entschei- 
dung soll Vorrang für 
demokratischer Le- 
gitimation erhalten. 
Insgesamt zielen die 
Vorschläge darauf 
ab, solidarischen Lö- 
sungen in der Politik 
ihre institutionelle 
Grundlage in der 
Verfassung zu neh- 
men. Zwar ist die Er- 
kenntnis, das die 
Kompetenzvertei- 
lung des Grundge- 



Die Geburt al-Qaidas 
aus dem Geist der 
Moderne 
John Gray:,,Die Geburt al-Qaidas aus dem 
Geist der Moderne", Antje Kunstmann Verlag 
2004, 175 Seiten 

John Gray, der als Professor für European 
Thought an der London School of Econo- 
mics arbeitet, hält die weit verbreitete Inter- 
pretation für Unsinn,derTerror aI Qaidas sei 
ein Rückfall ins Mittelalter. Es gebe viele Ar- 
ten,modern zu sein,und einige davon seien 
,,monströs". Dennoch sei der Glaube, es 
gäbe nur Art modern zu sein und diese sei 
auch noch unbedingt verbreitet, unbedingt 
gut, tief verwurzelt.Vom achtzehnten Jahr- 
hundert an habe sich die Überzeugung 
durchgesetzt, wissenschaftlicher Fortschritt 
und die Emanzipation der Menschheit gin- 
gen Hand in Hand. Gray spricht in diesem 
Zusammenhang von einem ,,Glauben der 
Aufklärung", der schon bald religiöse Züge 
angenommen habe - am deutlichsten im 
Positivismus des frühen 19. Jahrhunderts, 
aber auch noch bis in die Gegenwart. 
Sicherlich ist dies eine Beobachtung, die et- 
was für sich hat - man hätte allerdings er- 
warten dürfen,dass Gray beispielsweise auf 
den berühmten Positivismus-Streit zwi- 
schen Adorno und Popper von Anfang der 
60er Jahre des letzten Jahrhunderts 
wenigstens hingewiesen hätte. Aber diese 
Stärke einer aktuellen politischen Abhand- 
lung liegt nur selten in ausgewogenen Ana- 
lyse - man lernt oftmals eher von etwas bi- 
zarren Thesen, die zuspitzen, als von,,zwei- 
links-zwei-rechts-a ber-es-könnte-auch- 
anders-seino-Skizzen. 
Also: Gray vertritt die provozierende These, 
dass der radikale lslam vielmehr ebenso 
stark von westlichen Ideologien geprägt ist 
wie von islamischen Traditionen. Al Qaida 
sieht er als eine Begleiterscheinung der 
Globalisierung seit den 90er Jahren,als die 
finanzielle Deregulierung riesige überseei- 
sche Vermögen geschaffen habe und das 
organisierte Verbrechen zu einem globalen 
Phänomen geworden sei. 
Das auffälligste Merkmal der Globalisie- 
rung -,,die weltweite Verbreitung einer pri- 
vatisierten Form der organisierten Gewalt - 
war in der Vergangenheit unmöglich", no- 
tiert Gray.,,Auch der Glaube, durch Aufse- 
hen erregende Akte der Zerstörung eine 
neue Welt herbeizwingen zu können,findet 
sich im Mittelalter nirgends". Die zeitlich 
nächsten Vorläufer von al-Qaida identifi- 
ziert Gray in den europäischen Anarchisten 
des späten 19.Jahrhunderts. Mit den Mar- 
xisten und den Neoliberalen - den beiden 
Polarisierern des von der Globalisierung ab- 
gelösten Ost-Westkonflikts - betrachteten 
die lslamisten die Geschichte als Vorspiel zu 
einer neuen Welt.,,Sie alle sind überzeugt 

davon, den Menschen neu erschaffen zu 
können. Wenn es einen wahrhaft moder- 
nen Mythos gibt,dann i s t  es dieser", meint 
Gray. Er ist überzeugt davon, dass al-Qaida 
kein Relikt derVergangenheit sei - eine irre- 
führende Überzeugung der Proselyten des 
,,Krieges gegen den Terror". 
Gray charakterisiert den Konflikt zwischen 
al-Qaida und dem Westen als einen Religi- 
onskrieg und meint im Westen damit vor al- 
lem das Christentum. Denn die aufkläreri- 
sche Idee einer universalen Zivilisation,die 
der Westen dem radikalen lslam entgegen- 
setze,sei christlichen Ursprungs. Er geht so- 
weit,von einer Religion der Humanität oder 
einem säkularen Kult zu sprechen und 
spitzt seine Analyse zu der These zu:,,Beide 
Protagonisten des heutigen Konflikts wer- 
den von Überzeugungen angetrieben, die 
sie selber nicht durchschauen." 
Gray meint überraschenderweise der 
ebenfalls monotheistischen Religion des 
Judentums quasi eine extra-territoriale Po- 
sition attestieren zu müssen. ,,Wenn man 
Geschichte im Hinblick auf die Rettung der 
Menschheit interpretiert, ist der einzige Ri- 
vale des Christentums der Islam,der wegen 
seines militanten Universalismus zum,Wes- 
tenigehört.Auch das Judentum ist eine his- 
torische Religion, aber es befasst sich nur 
mit der Geschichte der Juden, nicht mit der 
gesamten Menschheit." Gray schärft den 
Blick auf die ideengeschichtliche Affinitä- 
ten der Konfliktparteien -was bisher im öf- 
fentlichen Diskurs über den lslamismus 
sicherlich zu kurz gekommen ist. Es frap- 
piert allerdings, dass Gray den Antisemitis- 
mus im radikalen lslam ausklammert, weil 
er anders als beim Christentum und lslam 
keinen ideenpolitischen Konflikt zwischen 
lslamismus und jüdischem Glauben konsta- 
tiert. 
Provokant ist Grays Überzeugung, dass der 
al Qaida-Mythos nicht bekämpft werden 
könne, sondern wie alle kollektiven Mythen 
in sich selbst zerfalle werde. Die neue Welt, 
wie sie sich al Qaida vorstellt, sei das Pro- 
dukt einer revolutionären Phantasie, nicht 
das Rezept für eine lebensfähige moderne 
Gesellschaft. So11 man abwarten, bis der is- 
lamistische Terror an der eigenen Erschöp- 
fung implodiert? 
Gray überreizt seine ideenpolitische De- 
konstruktionsleidenschaft fundamental, 
wenn er den radikalen lslam mit dem My- 
thos der Menschheit parallel setzt. Eine Poli- 
tik und Philosophie, die sich nicht dem My- 
thos Menschheit und damit der Humanität 
verpflichtet fühlt, hat schon einen Schritt in 
die Barbarei getan. 
Auf der Basis von GraysThesen könnte man 
ein Gedankenexperiment weiterhelfen. 
Was wäre aus der al Qaida entstanden, 
wenn es die Globalisierung seit den 90er 
Jahren nicht gegeben hätte? Also die 
UdSSR wie China als Staat weiterexistiert 
und der Staatenzerfall in Afrika und Teilen 

Asiens nicht stattgefunden hätte? In den 
Hochburgen des Kapitalismus der seit den 
3oer Jahren existierende „New Deal" des 
Wohlfahrtsstaates erhalten geblieben wäre 
und der Internationaler Währungsfond 
und die Weltbank der armen Bevölkerung 
auf dem Globus eine realistische Aussicht 
auf verbesserte Lebensbedingungen er- 
möglicht hätten? Wäre al Qaida ohne die 
Globalisierung der 90er Jahre dann 
lediglich eine lokal agierende Terrorgruppe 
aus und in Saudi-Arabien geblieben - nicht 
unähnlich der IRA? 
Gray hielte ein solches Gedankenexperi- 
ment wahrscheinlich grundsätzlich für ver- 
gebliche Liebesmüh.Seine Weltanschauung 
wurzelt nämlich tief in einer konservativen 
Anthropologie.,,Diese Menschheit ist selbst 
ein Mythos ... In Wirklichkeit gibt es bloß 
Menschen, die das wachsende Wissen ,dass 
die Forschung ihnen liefert, benutzten, um 
ihre widerstreitenden Ziele zu verfolgen." 
Sicherlich beschreibt er damit einen großen 
Ausschnitt der Realität.Aber eben nur parti- 
ell -denn in vielen Regionen der Welt orien- 
tierten und orientieren sich die Menschen 
durchaus in ihrem Handeln an der Norm 
Menschheit - handeln also solidarisch. Prag- 
matisch betrachtet ist es nicht von Bedeu- 
tung,ob sie dies aus Eitelkeit im Sinne Nietz- 
sches oder aus Altruismus tun. Diese Kräfte 
politisch zu stärken, wäre ein Beitrag in der 
Auseinandersetzung mit dem islamistischen 
Terrorismus, der den Erosionsprozess des al- 
Qaida-Mythos beschleunigen will.. 
Al-Qaida, werde vermutlich nicht länger als 
ein Jahrzehnt im Zentrum des Widerstands 
gegen die US-Gewalt stehen, glaubt er. Der 
radikale lslam dürfte nur die erste einer gan- 
zen Reihe von Angriffen auf die amerikani- 
sche Hegemonie sein. Mittelfristig stünden 
die Chancen der USA, ihre Position als einzi- 
ge Supermacht zu halten, nicht besonders 
gut. Eine Einschätzung,die man teilen kann. 
Wenn Gray konstatiert, Mitte des 21. Jahr- 
hunderts löse China die USA als globale He- 
gemonialmacht ab, scheint mir darin eher 
die besonders in den USA weit verbreitete 
traditionelle Angst vor China (seit der Macht- 
übernahme der Kommunisten) zum Aus- 
druck zu kommen. Grays intellektuelles Ver- 
dienst dürfte darin liegen, noch einmal die 
Bedeutung des politisch-ideologischen Va- 
kuums seit der Auflösung des Ostblocks ins 
Blickfeld zu schieben.Vor dreißig Jahren -so 
meine vielleicht etwas bizarreThese -dürfte 
ein Teil der lslamisten Kommunisten oder 
Nationalisten geworden sein. Und wenn die- 
se Einschätzung stimmt, wird erschreckend 
deutlich,was uns noch an irrationaler Gewalt 
im Kontext des ungebändigten Kapitalismus 
in der Welt aufgrund der Schwäche der Lin- 
ken (damit meine ich jetzt nicht Nationalis- 
ten oder autoritäre linke Regimes) ins Haus 
steht. 

Von lngo Zander (Kerpen) 



GENERATION 
ZUKUNFT 

Marco Bülow, GENERATION ZUKUNFTEin Plä- 
doyer für verantwortungsbewusstes Handeln, 
288 Seiten, 18.- Euro, Riemann-Verlag 

Null-Bock-Generation, Generation Golf, 
Spaß-Generation - dies sind Stempel für 
Phänomene von Gestern.Viele Jugendliche 

I wenden sich von den Organisationen alten 
Stils ab. Parteien, Gewerkschaften und Verei- 
nen geht der Nachwuchs aus. Manche Jün- 
gere sind unpolitisch, anderen stinkt die Art 
und Weise der Politik und einige engagieren 
sich in ganz anderen Formen fernab des Es- 
tablishments.Alle haben jedoch noch viele 
Jahrzehnte ihres Lebens vor sich. 
Vor der jüngeren Generation türmen sich 
viele Probleme und Herausforderungen,die 
ihnen teilweise ungelöst übergeben werden. 
Es gibt viele Chancen,die nicht erkannt oder 
bisher nicht ergriffen wurden.Vor allem jun- 
ge Menschen brauchen eine positive Pers- 
pektive, um mit Zuversicht die Zukunft anzu- 
gehen. Dazu müssen wir uns bewegen. Es 
müssen Konflikte ausgefochten werden: Ge- 
gen denTeil der ÄIteren,die nicht bereit sind, 
an die nachfolgenden Generationen zu den- 
ken, aber auch gegen die Jüngeren, die aus 
Karrieregründen bereitwillig die planierten 
Pfade der Mächtigen beschreiten. Und der 
Kampf muss gegen die Bequemlichkeit ge- 
führt werden,die viele in Unwissenheit hält. 
Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
von heute sind nicht sprachlos,aber sie ah- 
nen zumTeil nicht,welche Chance sie haben, 
mit zu gestalten, zu verändern. Sie besitzen 
mehr Kraft, als sie sich bisher zutrauen und 
ihnen täglich suggeriert wird. Will die kom- 
mende Generation sich und ihren Kindern 
gute Lebensverhältnisse bewahren, dann 
muss sie jetzt damit beginnen, einen Einstell 
lungswechsel mit zu gestalten. Dabei i s t  es 
egal,in welchen Bereichen der Einzelne aktiv 
wird. Wichtig ist, das Engagement des ande- 
ren zu respektieren und seine eigeneverant- 
wortung zu erkennen. Es wird Zeit für ein 
neues Denken, es wird Zeit für die erste Ge- 
neration Zukunft. 
So steht es im Werbetext zu Marco Bülows 
Buch ,,Generation Zukunft". Der Journalist 
sitzt seit zwei Jahren für die SPD im Bundes- 
tag.Er kommt aus Dortmund und gehört mit 
33 Jahren zu den jüngsten Abgeordneten in 
Berlin. Energiepolitik bildet den Schwer- 
punkt von Bülows parlamentarischer Arbeit. 
Zudem setzt er sich intensiv mit den Thema 
Nachhaltigkeit und Generationengerechtig- 
keit auseinander. Diese bilden deshalb auch 
den Kern seines Buches. Ende September 
präsentierte Marco Bülow das Buch erstma- 
lig in Berlin vor über 60 Politikern und Jour- 
nalisten. Die Vorstellung übernahm der Par- 
tei- und Fraktionsvorsitzende der SPD, Franz 
Müntefering 

In der Einleitung des Buches: heißt es:,,lch 
schreibe dieses Buch als Vertreter der jungen 
Generation,die es leid ist,dass der Begriff der 
Generationengerechtigkeit heute sinnent- 
leert nahezu jede politische Rede schmückt. 
Es ärgert mich, dass der Begriff immer wieder 
aus dem Gesamtzusammenhang gerissen 
wird. Politiker,Journalisten und Unternehmer 
benutzen das Wort Generationengerechtig- 
keit,weil es ihnen an einem inhaltlichen Punkt 
in ihr Konzept passt oder ihre PR-Berater es 
für verkaufsfördernd halten. Gerechtigkeit 
zwischen den Generationen ist aber viel mehr 
als eine Modeerscheinung oder ein schmü- 
ckendes Beiwerk. Das Buch is t  keine wissen- 
schaftliche Abhandlung, sondern eine politi- 
sche Meinungsbekundung. Ich werde versu- 
chen, Zusammenhänge aufzudecken, aufzu- 
rütteln und zum Einmischen zu motivieren. 
Im Gegensatz zu vielen,,Allwissenden" habe 
ich nicht auf alles eine Antwort. Ich bin aber 
überzeugt, dass es zunächst einmal wichtig 
ist, die richtigen Fragen zu stellen, unbeque- 
men Sachverhalten nicht auszuweichen, 
nachzubohren und weiterzudenken. (..J Vor- 
schnelle Lösungen, natürlich alternativlos 
präsentiert, sind mir zuwider. Die einfache 
und deshalb gerechte Steuerreform, das All- 
heil bringende Wachstum oder die Wunder 
wirkende Anhebung der Wochenarbeitszeit 
sind nur drei dieser alternativlosen Lösungen, 
die uns täglich vorgebetet werden, um uns 
für dumm zu verkaufen." 
Für dasVorwort konnte Marco Bülow den en- 
gagierten Mediziner Prof. Dr. Grönemeyer ge- 
winnen:,,Marco Bülow kritisiert in seinem Buch 
vehement eine Wachstumsideologie, die nur 
auf dem Materiellen basiert. Mehr Wachstum 
führt nicht automatisch zu mehr Lebensquali- 
tät,ganz im Gegenteil, wie viele Untersuchun- 
gen mittlerweile bestätigen. Also steht hier 
eine Redefinition an. Es kann bei der Entwick- 
lung einer lebenswerten Gesellschaft nicht um 
Gewinnmaximierung allein gehen, nicht um 
immer größer, immer weiter, immer schneller: 
sondern es geht um Qualität, um die Inhalte, 
um den Sinn des Lebens überhaupt. (..J Und 
hier setzt Marco Bülow an: Er fordert auf, nicht 
den Kopf in den Sand zu stecken,sich lähmen 
zu lassen, sondern vielmehr die Grundlagen 
der bisherigen Gesellschaft zu überdenken, 
neu zu definieren und dann auch engagiert für 
positive Ziele einzutreten." 
Man muss nicht alle Gedanken von Marco 
Bülow teilen. Ihm ist es wichtiger, dass man 
sich wieder intensiver mit den Zukunftsfra- 
gen auseinandersetzt und bei allem Prag- 
matismus die Vision, die Ideale nicht völlig 
auf der Strecke bleiben. Bülow möchte zum 
Diskurs einladen. Es lohnt sich das Buch zu 
lesen, nicht nur wegen der Inhalte, sondern 
weil der Stil sich wohltuend von der übli- 
chen Politikersprache abhebt. 
Das Buch von Marco Bülow ist im Riemann- 
Verlag erschienen: 

(Thomas Wisniewski, Dortmund) 

Angesichts des europaweiten Abbaus so- 
zialer staatlicher Sicherungen fragt 
PROKLA 136 zum einen, ob der Klassen- 
kompromiss, der den sozialstaatlichen 
Regelungen zugrunde lag, am Ende ist 
und nach der Bedeutung der Zwänge der 
Weltmarktkonkurrenz für sozialstaatliche 
Regelungen. Zum anderen durchleuch- 
tet sie die disziplinierenden Wirkungen 
auf die Arbeitskräfte, die der Sozialstaat 
entfaltete und die die jüngsten "Refor- 
men" noch verstärken. Nur: Welches sind 
die Perspektiven dieses Umbaus? Und wel- 
che Perspektiven hat der mehr oder we- 
niger starke Widerstand, den diese Um- 
brüche in den verschiedenen europäi- 
schen Ländern erfahren? 
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